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Sozialgesetzbuch	Vierzehntes	Buch	–	Soziale	Entschädigung	–		
(Vierzehntes	Buch	Sozialgesetzbuch	–	SGB	XIV)1	
	
Artikel	1	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2652)	
	

Kapitel	1	
Allgemeine	Vorschriften	

	
§	1	Aufgabe	und	Anwendungsbereich	der	Sozialen	Entschädigung	
(1)	Die	Soziale	Entschädigung	unterstützt	Menschen,	die	durch	ein	schädigendes	Ereignis,	für	das	

die	staatliche	Gemeinschaft	eine	besondere	Verantwortung	trägt,	eine	gesundheitliche	Schädigung	
erlitten	haben,	bei	der	Bewältigung	der	dadurch	entstandenen	Folgen.	
(2)	Schädigende	Ereignisse	sind:		
1.		Gewalttaten	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	Unterabschnitt	1,	
2.		Kriegsauswirkungen	beider	Weltkriege	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	Unterabschnitt	2	sowie	
3.		Ereignisse	im	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	
Unterabschnitt	3	sowie	

4.		Schutzimpfungen	 oder	 andere	Maßnahmen	 der	 spezifischen	 Prophylaxe	 nach	Kapitel	 2	 Ab-
schnitt	2	Unterabschnitt	4,	

die	eine	gesundheitliche	Schädigung	verursacht	haben.	
(3)	Das	schädigende	Ereignis	kann	ein	zeitlich	begrenztes,	ein	wiederkehrendes	oder	ein	über	län-

gere	Zeit	einwirkendes	Ereignis	sein.	
	
§	2	Berechtigte	der	Sozialen	Entschädigung	
(1)	Berechtigte	sind	Geschädigte	sowie	deren	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende.	
(2)	Geschädigte	sind	Personen,	die	durch	ein	schädigendes	Ereignis	nach	diesem	Buch	unmittelbar	

eine	gesundheitliche	Schädigung	erlitten	haben.	
(3)	Angehörige	sind	Ehegatten	sowie	Kinder	und	Eltern	von	Geschädigten.	Als	Kinder	gelten	auch	

in	den	Haushalt	Geschädigter	aufgenommene	Stiefkinder	sowie	Pflegekinder	 im	Sinne	des	§	2	Ab-
satz	1	Satz	1	Nummer	2	des	Bundeskindergeldgesetzes.	
(4)	Hinterbliebene	sind		
1.		Witwen,	Witwer	und	Waisen,	
2.		Eltern	sowie	
3.		Betreuungsunterhaltsberechtigte	

einer	an	den	Folgen	einer	Schädigung	verstorbenen	Person.	Als	Waisen	gelten	auch	in	den	Haushalt	
der	an	den	Folgen	einer	Schädigung	verstorbenen	Person	aufgenommene	Stiefkinder	sowie	Pflege-
kinder	im	Sinne	des	§	2	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	des	Bundeskindergeldgesetzes.	
(5)	Nahestehende	 sind	Geschwister	 sowie	Personen,	die	mit	Geschädigten	eine	Lebensgemein-

schaft	führen,	die	der	Ehe	ähnlich	ist.2	
	
§	3	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	
Die	Soziale	Entschädigung	umfasst:		

	
		1		ERLÄUTERUNG	
	 Das	Gesetz	trat	am	1.	Januar	2024	in	Kraft,	sofern	nichts	anderes	vermerkt	ist.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	0	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Überschrift	des	

Gesetzes	neu	gefasst.	
		2		ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
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1.		 Leistungen	des	Fallmanagements	und	Leistungen	in	einer	Traumaambulanz	als	Schnelle	Hil-
fen	nach	Kapitel	4,	

2.		 die	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung	nach	Kapitel	5,	
3.		 Leistungen	zur	Teilhabe	nach	Kapitel	6,	
4.		 Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	nach	Kapitel	7,	
5.		 Leistungen	bei	Blindheit	nach	Kapitel	8,	
6.		 Entschädigungszahlungen	nach	Kapitel	9,	
7.		 den	Berufsschadensausgleich	nach	Kapitel	10,	
8.		 Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	nach	Kapitel	11,	
9.		 Leistungen	bei	Überführung	und	Bestattung	nach	Kapitel	12,	
10.		 den	Ausgleich	in	Härtefällen	nach	Kapitel	13,	
11.		 Leistungen	bei	Wohnsitz	oder	gewöhnlichem	Aufenthalt	im	Ausland	nach	Kapitel	14	sowie	
12.		 Leistungen	nach	den	Vorschriften	zu	Besitzständen	nach	Kapitel	23.	

	
Kapitel	2	

Anspruch	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	
	

Abschnitt	1	
Allgemeine	Voraussetzungen	

	
§	4	Anspruch	auf	Leistungen	für	Geschädigte	
(1)	Geschädigte	haben	Anspruch	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	wegen	der	anerkann-

ten	gesundheitlichen	und	der	wirtschaftlichen	Folgen	einer	gesundheitlichen	Schädigung,	die	ursäch-
lich	 auf	 ein	 schädigendes	Ereignis	 zurückzuführen	 ist.	Das	Vorliegen	der	 in	 Satz	1	 genannten	An-
spruchsvoraussetzungen	ist	auf	Antrag	festzustellen.	
(2)	Ein	Anspruch	entsprechend	Absatz	1	besteht	auch	bei	gesundheitlichen	Schädigungen,	die		
1.		herbeigeführt	worden	sind	durch	einen	Unfall	von	Geschädigten		
a)		auf	einem	Hin-	oder	Rückweg,	der	notwendig	ist,	um	Leistungen	nach	diesem	Buch	in	An-
spruch	zu	nehmen,	

b)		bei	Inanspruchnahme	der	ihnen	nach	diesem	Buch	zustehenden	Leistungen	oder	
c)		bei	der	unverzüglichen	Erstattung	einer	Strafanzeige	oder	auf	dem	Hin-	oder	Rückweg	hier-
von,	

2.		eine	Person	bei	einem	Unfall	 im	Sinne	von	Nummer	1	bei	der	notwendigen	Begleitung	einer	
geschädigten	Person	erleidet.	

(3)	Ein	Anspruch	entsprechend	Absatz	1	besteht	auch	bei	Beschädigung	oder	Verlust	eines	im	oder	
am	Körper	getragenen	Hilfsmittels.	
(4)	Zur	Anerkennung	einer	Gesundheitsstörung	als	Schädigungsfolge	genügt	die	Wahrscheinlich-

keit	des	ursächlichen	Zusammenhangs.	Sie	ist	gegeben,	wenn	nach	dem	aktuellen	Stand	der	medizi-
nischen	Wissenschaft	mehr	für	als	gegen	einen	ursächlichen	Zusammenhang	spricht.	
(5)	Bei	psychischen	Gesundheitsstörungen	wird	die	Wahrscheinlichkeit	des	ursächlichen	Zusam-

menhangs	im	Einzelfall	vermutet,	wenn	diejenigen	medizinischen	Tatsachen	vorliegen,	die	nach	den	
Erfahrungen	 der	 medizinischen	 Wissenschaft	 geeignet	 sind,	 einen	 Ursachenzusammenhang	 zwi-
schen	einem	nach	Art	und	Schwere	geeigneten	schädigenden	Ereignis	und	der	gesundheitlichen	Schä-
digung	und	der	Schädigungsfolge	zu	begründen	und	diese	Vermutung	nicht	durch	einen	anderen	Kau-
salverlauf	widerlegt	wird.	
(6)	 Wenn	 die	 zur	 Anerkennung	 einer	 Gesundheitsstörung	 als	 Schädigungsfolge	 erforderliche	

Wahrscheinlichkeit	nur	deshalb	nicht	gegeben	ist,	weil	über	die	Ursache	der	Gesundheitsstörung	in	
der	medizinischen	Wissenschaft	Ungewissheit	besteht,	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesministeri-
ums	für	Arbeit	und	Soziales	die	Gesundheitsstörung	als	Schädigungsfolge	anerkannt	werden.	In	den	
Fällen	 nach	 Kapitel	 2	 Abschnitt	 2	 Unterabschnitt	 4	 tritt	 an	 die	 Stelle	 der	 Zustimmung	 des	
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Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales	die	Zustimmung	der	zuständigen	obersten	Landesbe-
hörde.	Die	Zustimmung	kann	allgemein	erteilt	werden.	
	
§	5	Grad	der	Schädigungsfolgen,	Verordnungsermächtigung	
(1)	Der	Grad	der	Schädigungsfolgen	ist	nach	den	allgemeinen	Auswirkungen	der	körperlichen,	see-

lischen,	geistigen	oder	Sinnesbeeinträchtigungen,	die	durch	die	als	Schädigungsfolge	anerkannten	Ge-
sundheitsstörungen	bedingt	sind,	in	allen	Lebensbereichen	zu	beurteilen.	Er	ist	nach	Zehnergraden	
von	zehn	bis	100	zu	bemessen.	Ein	bis	zu	fünf	Grad	geringerer	Grad	der	Schädigungsfolgen	wird	vom	
höheren	Zehnergrad	mit	umfasst.	Vorübergehende	Gesundheitsstörungen	sind	nicht	zu	berücksich-
tigen.	Als	vorübergehend	gilt	ein	Zeitraum	von	bis	zu	sechs	Monaten.	Bei	geschädigten	Kindern	und	
Jugendlichen	ist	der	Grad	der	Schädigungsfolgen	nach	dem	Grad	zu	bemessen,	der	sich	bei	Erwachse-
nen	mit	gleicher	Gesundheitsstörung	ergibt,	soweit	damit	keine	Schlechterstellung	der	Kinder	und	
Jugendlichen	verbunden	ist.	
(2)	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates		
1.		die	Grundsätze	aufzustellen,	die	für	die	Bewertung	des	Grades	der	Schädigungsfolgen	im	Sinne	
des	Absatzes	1	maßgebend	sind,	

2.		die	 Grundsätze	 aufzustellen,	 die	 für	 die	 Anerkennung	 einer	 Gesundheitsstörung	 als	 Schädi-
gungsfolge	nach	§	4	Absatz	4	bis	6	maßgebend	sind	sowie	

3.		das	 Verfahren	 für	 die	 Aufstellung	 und	 Fortentwicklung	 der	 in	Nummer	 1	 und	 2	 genannten	
Grundsätze	zu	regeln.	

	
§	6	Anspruch	auf	Leistungen	für	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	
(1)	 Angehörige,	Hinterbliebene	 und	Nahestehende	 erhalten	 Schnelle	Hilfen	 nach	Maßgabe	 der	

Vorschriften	des	Kapitels	4	sowie	besondere	psychotherapeutische	Leistungen	nach	§	43	Absatz	2	
Nummer	1	in	Verbindung	mit	§	43	Absatz	4.	
(2)	Hinterbliebene	erhalten	darüber	hinaus	Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	nach	§	63	

Absatz	3,	Entschädigungszahlungen	an	Hinterbliebene	nach	Kapitel	9	Abschnitt	2,	Leistungen	zum	
Lebensunterhalt	nach	§	93	Absatz	1	Satz	2	und	die	Leistung	zur	Förderung	einer	Ausbildung	nach	
§	94.	
	
§	7	Anspruch	auf	Leistungen	für	Ausländerinnen	und	Ausländer	
Ausländerinnen	und	Ausländer	haben	dieselben	Ansprüche	wie	Deutsche.	

	
§	8	Konkurrenz	von	Ansprüchen	
(1)	Berechtigte	haben	wegen	eines	schädigenden	Ereignisses	nach	diesem	Buch	gegen	den	Bund	

oder	die	Länder	nur	die	auf	diesem	Buch	beruhenden	Ansprüche.	Jedoch	finden	die	Vorschriften	der	
beamtenrechtlichen	Unfallfürsorge	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	Anwendung.	Trifft	ein	Entschä-
digungsanspruch	 aufgrund	 eines	 schädigenden	 Ereignisses	 nach	 Kapitel	 2	 Abschnitt	 2	 Unterab-
schnitt	1	mit	 einem	 Schadensersatzanspruch	 aufgrund	 fahrlässiger	 Amtspflichtverletzung	 zusam-
men,	so	wird	der	Anspruch	nach	§	839	Absatz	1	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	nicht	dadurch	ausge-
schlossen,	dass	die	Voraussetzungen	für	den	Entschädigungsanspruch	bestehen.	
(2)	Treffen	Ansprüche	aus	mehreren	schädigenden	Ereignissen	nach	§	1	Absatz	2	zusammen,	so	

ist	ein	einheitlicher	Grad	der	Schädigungsfolgen	festzusetzen.	Dies	gilt	auch,	wenn	Ansprüche	aus	die-
sem	Gesetz	mit	Ansprüchen	aus	anderen	Gesetzen,	die	eine	entsprechende	Anwendung	dieses	Geset-
zes	vorsehen,	zusammentreffen.	
(3)	Ansprüche	nach	dem	Siebten	Buch,	nach	dem	Soldatenversorgungsgesetz	oder	nach	der	beam-

tenrechtlichen	Unfallfürsorge	gehen	den	Ansprüchen	nach	diesem	Buch	vor,	soweit	beide	Ansprüche	
auf	derselben	Ursache	beruhen.	Der	Anspruch	auf	Leistungen	nach	diesem	Buch	ruht	 in	Höhe	der	
Versorgung	aus	der	gesetzlichen	Unfallversicherung	oder	nach	dem	Soldatenversorgungsgesetz	und	
in	Höhe	des	Unterschiedsbetrags	zwischen	einer	Versorgung	nach	allgemeinen	beamtenrechtlichen	
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Bestimmungen	und	aus	der	beamtenrechtlichen	Unfallfürsorge,	soweit	beide	Ansprüche	auf	dersel-
ben	Ursache	beruhen.3	
	
§	9	Ausschluss	der	Pfändbarkeit	von	Ansprüchen	
Ansprüche	auf	Entschädigungszahlungen	nach	Kapitel	9	und	die	Geldleistung	nach	§	144	können	

nicht	gepfändet	werden.	
	
§	10	Antragserfordernis	
(1)	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	werden	auf	Antrag	erbracht,	soweit	dieses	Buch	nichts	

Abweichendes	regelt.	
(2)	Von	Amts	wegen	werden	Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	nach	Kapitel	11	erbracht.	Hiervon	

ausgenommen	ist	die	Leistung	nach	§	94.	
(3)	Von	Amts	wegen	können	erbracht	werden:		
1.		Leistungen	der	Krankenbehandlung	nach	Kapitel	5,	
2.		Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	nach	§	63,	
3.		Leistungen	zur	Teilhabe	an	Bildung	nach	§	65	und	
4.		Leistungen	zur	Sozialen	Teilhabe	nach	§	66.	
(4)	Sind	Geschädigte	gesetzlich	krankenversichert,	gelten	Anträge	auf	Leistungen	nach	Kapitel	5	

zugleich	als	Anträge	auf	die	entsprechenden	Leistungen	ihrer	Krankenkasse,	Anträge	auf	Leistungen	
ihrer	Krankenkasse	zugleich	als	Anträge	auf	die	entsprechenden	Leistungen	nach	Kapitel	5.	
(5)	Für	Leistungen	der	Traumaambulanz	genügt	es,	wenn	unverzüglich	nach	der	zweiten	Sitzung	

ein	Antrag	gestellt	wird.	Bei	Kontaktaufnahme	des	Fallmanagements	mit	möglicherweise	berechtig-
ten	Personen	genügt	es,	wenn	nach	der	Kontaktaufnahme	ein	Antrag	gestellt	wird.	
(6)	Der	 Antrag	 auf	 Leistungen	 der	 Sozialen	 Entschädigung	 als	 Opfer	 einer	 Gewalttat	 nach	Ab-

schnitt	2	Unterabschnitt	1	kann	auch	gestellt	werden	über	eine	Unterstützungsbehörde	eines	ande-
ren	 Mitgliedstaates	 der	 Europäischen	 Union	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 3	 Absatz	 1	 der	 Richtlinie	
2004/80/EG	des	Rates	vom	29.	April	2004	zur	Entschädigung	der	Opfer	von	Straftaten	(ABl.	L	261	
vom	6.8.2004,	S.	15).	
	
§	11	Beginn	der	Leistungserbringung,	Kostenregelung	für	die	erste	Inanspruchnahme	
Schneller	Hilfen	
(1)	Leistungen,	die	auf	Antrag	erbracht	werden,	sind	ab	dem	Monat	zu	erbringen,	in	dem	die	Vo-

raussetzungen	für	die	Inanspruchnahme	vorliegen,	frühestens	ab	dem	Monat,	in	dem	der	Antrag	auf	
diese	Leistungen	gestellt	wird.	
(2)	Abweichend	von	Absatz	1	sind	für	Zeiträume	vor	der	Antragstellung	Leistungen	zu	erbringen,	

wenn	der	Antrag	innerhalb	eines	Jahres	nach	dem	schädigenden	Ereignis	gestellt	war.	War	die	an-
spruchsberechtigte	Person	ohne	ihr	Verschulden	an	der	Antragstellung	verhindert,	so	verlängert	sich	
diese	Frist	um	den	Zeitraum	der	Verhinderung.	
(3)	Leistungen,	die	von	Amts	wegen	erbracht	werden,	sind	frühestens	ab	dem	Monat	zu	erbringen,	

in	dem	der	zuständigen	Behörde	die	der	Leistung	zugrundeliegenden	Tatsachen	bekannt	geworden	
sind.	
(4)	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	werden	für	Zeiträume	vor	der	Antragstellung	nicht	erbracht.	

Dies	gilt	nicht	für	die	Inanspruchnahme	der	ersten	beiden	Sitzungen	in	der	Traumaambulanz	sowie	
die	Kontaktaufnahme	des	Fallmanagements	mit	möglicherweise	berechtigten	Personen.	

	
		3		ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	0b	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	 I	Nr.	408)	hat	Abs.	2	Satz	1	

geändert.	
	 01.01.2025.—Artikel	49	des	Gesetzes	vom	20.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3932)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	und	2	jeweils	

„Soldatenversorgungsgesetz“	durch	„Soldatenentschädigungsgesetz“	ersetzt.	
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(5)	Die	Kosten	für	die	ersten	beiden	Sitzungen	in	der	Traumaambulanz	sowie	die	erste	Kontakt-
aufnahme	durch	das	Fallmanagement	werden	auch	dann	getragen,	wenn	Ansprüche	nach	diesem	
Buch	nicht	bestehen,	auch	nicht	im	Erleichterten	Verfahren	nach	§	115.	
	
§	12	Übernahme	der	Aufwendungen	für	Dolmetscherinnen	und	Dolmetscher,		
Übersetzerinnen	und	Übersetzer	sowie	Kommunikationshilfen	
(1)	Bei	der	Ausführung	von	Leistungen	nach	diesem	Buch	und	im	Verwaltungsverfahren	werden	

notwendige	 Aufwendungen	 für	 Dolmetscherinnen	 und	 Dolmetscher	 sowie	 Übersetzerinnen	 und	
Übersetzer	von	dem	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	getragen,	wenn	eine	berechtigte	oder	antrag-
stellende	Person	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	seit	weniger	als	fünf	Jahren	im	Geltungsbereich	die-
ses	Buches	hat.	Für	Leistungen	in	einer	Traumaambulanz	und	psychotherapeutische	Leistungen	nach	
Kapitel	5	beträgt	diese	Frist	zehn	Jahre.	
(2)	Hat	eine	antragstellende	oder	berechtigte	Person	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Ausland,	

werden	notwendige	Aufwendungen	für	Übersetzerinnen	und	Übersetzer	bei	der	Antragstellung	nach	
diesem	Buch	von	dem	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	getragen.	
(3)	Bei	der	Ausführung	von	Leistungen	nach	diesem	Buch	und	im	Verwaltungsverfahren	werden	

notwendige	Aufwendungen	für	Kommunikationshilfen	nach	Maßgabe	des	§	9	des	Behindertengleich-
stellungsgesetzes	in	Verbindung	mit	der	Kommunikationshilfenverordnung	übernommen.4	
	

Abschnitt	2	
Entschädigungstatbestände	

	
Unterabschnitt	1	
Gewalttaten	

	
§	13	Opfer	von	Gewalttaten	
(1)	Als	Opfer	einer	Gewalttat	erhält	bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	§	4	Absatz	1	Leistun-

gen	der	Sozialen	Entschädigung,	wer	im	Inland	oder	auf	einem	deutschen	Schiff	oder	in	einem	deut-
schen	Luftfahrzeug	eine	gesundheitliche	Schädigung	erlitten	hat	durch		
1.		einen	vorsätzlichen,	rechtswidrigen,	unmittelbar	gegen	ihre	oder	seine	Person	gerichteten	tät-
lichen	Angriff	(körperliche	Gewalttat)	oder	durch	dessen	rechtmäßige	Abwehr	oder	

2.		ein	sonstiges	vorsätzliches,	 rechtswidriges,	unmittelbar	gegen	die	 freie	Willensentscheidung	
einer	Person	gerichtetes	schwerwiegendes	Verhalten	(psychische	Gewalttat).	

(2)	Ein	Verhalten	im	Sinne	von	Absatz	1	Nummer	2	ist	in	der	Regel	schwerwiegend,	wenn	es	den	
Tatbestand	des	sexuellen	Missbrauchs	(§§	174	bis	176d	des	Strafgesetzbuchs),	des	sexuellen	Über-
griffs,	der	sexuellen	Nötigung,	der	Vergewaltigung	(§§	177	und	178	des	Strafgesetzbuchs),	des	Men-
schenhandels	(§§	232	bis	233a	des	Strafgesetzbuchs),	der	Nachstellung	(§	238	Absatz	2	und	3	des	
Strafgesetzbuchs),	der	Geiselnahme	(§	239b	des	Strafgesetzbuchs)	oder	der	räuberischen	Erpressung	
(§	255	des	Strafgesetzbuchs)	erfüllt	oder	von	mindestens	vergleichbarer	Schwere	ist.5	
	
§	14	Gleichstellungen	
(1)	Einer	Gewalttat	stehen	gleich:		
1.		die	vorsätzliche	Beibringung	von	Gift,	
2.		das	Fehlgehen	der	Gewalttat,	so	dass	sie	eine	andere	Person	trifft	als	die	Person,	gegen	die	sie	
gerichtet	war,	

	
		4		ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	6.	Juni	2023	(BGBl.	I	Nr.	146)	und	Artikel	10	Nr.	1	des	Gesetzes	

vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	haben	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
		5		ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Abs.	7	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	16.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	1810)	hat	Abs.	2	geändert.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Vierzehntes	Buch	Sozialgesetzbuch	(SGB	XIV)	(Stand:	01.01.2024)	 6	

3.		ein	Angriff	in	der	irrtümlichen	Annahme	des	Vorliegens	eines	Rechtfertigungsgrundes,	
4.		die	wenigstens	fahrlässige	Herbeiführung	einer	Gefahr	für	Leib	und	Leben	eines	anderen	durch	
ein	mit	gemeingefährlichen	Mitteln	begangenes	Verbrechen,	

5.		die	erhebliche	Vernachlässigung	von	Kindern	und	
6.		die	Herstellung,	Verbreitung	und	öffentliche	Zugänglichmachung	von	Kinderpornografie	nach	
§	184b	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	3	und	4	des	Strafgesetzbuchs.	

(2)	Den	Opfern	von	Gewalttaten	stehen	Personen	gleich,	die	in	Folge	des	Miterlebens	der	Tat	oder	
des	Auffindens	des	Opfers	eine	gesundheitliche	Schädigung	erlitten	haben.	Den	Opfern	von	Gewaltta-
ten	stehen	weiterhin	Personen	gleich,	die	durch	die	Überbringung	der	Nachricht	vom	Tode	oder	der	
schwerwiegenden	Verletzung	des	Opfers	eine	gesundheitliche	Schädigung	erlitten	haben,	wenn	zwi-
schen	diesen	Personen	und	dem	Opfer	im	Sinne	des	§	13	oder	des	Absatzes	1	eine	enge	emotionale	
Beziehung	besteht.	Eine	solche	Beziehung	besteht	in	der	Regel	mit	Angehörigen	und	Nahestehenden.6	
	
§	15	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Gewalttaten	im	Ausland	
Personen,	die	durch	ein	schädigendes	Ereignis	nach	den	§§	13	und	14	im	Ausland	eine	gesundheit-

liche	Schädigung	erleiden,	erhalten	wegen	der	gesundheitlichen	und	wirtschaftlichen	Folgen	auf	An-
trag	Leistungen	nach	Maßgabe	des	§	102,	wenn	sie		
1.		 ihren	gewöhnlichen	und	rechtmäßigen	Aufenthalt	im	Geltungsbereich	dieses	Gesetzes	haben	
und	

2.		sich	zum	Tatzeitpunkt	für	einen	vorübergehenden	Zeitraum	von	längstens	sechs	Monaten	au-
ßerhalb	des	Geltungsbereichs	dieses	Gesetzes	aufgehalten	haben.	

Die	Frist	nach	Satz	1	Nummer	2	verlängert	sich	auf	ein	Jahr,	wenn	der	Auslandsaufenthalt	dem	Besuch	
einer	 Schule,	 Hochschule,	 der	 Berufsausbildung	 oder	 der	 Leistung	 eines	 freiwilligen	 Dienstes	 im	
Sinne	des	§	32	Absatz	4	Satz	1	Nummer	2	Buchstabe	d	des	Einkommensteuergesetzes	dient.	
	
§	16	Ausschluss	von	Ansprüchen	und	Leistungen	
(1)	Von	Ansprüchen	nach	diesem	Buch	ist	ausgeschlossen,	wer	das	schädigende	Ereignis	in	vor-

werfbarer	Weise	verursacht	hat.	
(2)	Leistungen	sind	so	zu	erbringen,	dass	sie	nicht	der	Person	wirtschaftlich	zugutekommen,	die	

das	schädigende	Ereignis	verursacht	hat.	
	
§	17	Versagung	von	Leistungen	
(1)	Leistungen	sind	zu	versagen,	wenn	es	aus	in	dem	eigenen	Verhalten	der	Antragstellerin	oder	

des	Antragstellers	 liegenden	Gründen	unbillig	wäre,	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	zu	er-
bringen.	
(2)	Leistungen	können	ganz	oder	teilweise	versagt	werden,	wenn	Geschädigte	es	unterlassen	ha-

ben,	das	ihnen	Mögliche	und	Zumutbare	zur	Aufklärung	des	Sachverhalts	und	zur	Verfolgung	der	Tä-
terin	oder	des	Täters	beizutragen.	
	
§	18	Ansprüche	bei	Gebrauch	eines	Kraftfahrzeugs	
Wird	eine	Gewalttat	im	Sinne	des	§	13	durch	den	Gebrauch	eines	Kraftfahrzeugs	oder	eines	Anhä-

ngers	verübt,	werden	Leistungen	nach	diesem	Buch	erbracht.	
	
§	19	Ausschluss	von	Ansprüchen	und	Leistungen	für	Angehörige,	Hinterbliebene	und		
Nahestehende,	Konkurrenzen	
(1)	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	sind	von	Ansprüchen	nach	diesem	Buch	ausge-

schlossen,	wenn	die	Voraussetzungen	des	§	16	in	der	eigenen	Person	oder	in	der	Person	der	oder	des	
Geschädigten	vorliegen.	

	
		6		ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Abs.	7	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	16.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	1810)	hat	Abs.	1	Nr.	6	geändert.	
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(2)	§	18	gilt	entsprechend.	
	
§	20	Versagung	von	Leistungen	für	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	
(1)	Leistungen	für	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	sind	zu	versagen,	wenn	die	Vo-

raussetzungen	des	§	17	Absatz	1	in	der	eigenen	Person	oder	in	der	Person	der	oder	des	Geschädigten	
vorliegen.	
(2)	Leistungen	für	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	können	ganz	oder	teilweise	ver-

sagt	werden,	wenn	die	Voraussetzungen	des	§	17	Absatz	2	in	der	eigenen	Person	oder	in	der	Person	
der	oder	des	Geschädigten	vorliegen.	
	

Unterabschnitt	2	
Kriegsauswirkungen	beider	Weltkriege	

	
§	21	Opfer	von	Kriegsauswirkungen	beider	Weltkriege	
Wer	im	Inland	durch	Auswirkungen	kriegerischer	Vorgänge	im	Zusammenhang	mit	einem	der	bei-

den	Weltkriege,	die	einen	kriegseigentümlichen	Gefahrenbereich	hinterlassen	haben,	eine	gesund-
heitliche	Schädigung	erlitten	hat,	erhält	bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	§	4	Absatz	1	Leis-
tungen	der	Sozialen	Entschädigung.	
	
§	22	Versagung,	Entziehung	und	Minderung	der	Leistung	
(1)	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	sind	zu	versagen,	wenn	Geschädigte	während	der	Herr-

schaft	 des	 Nationalsozialismus	 gegen	 die	 Grundsätze	 der	Menschlichkeit	 oder	 Rechtsstaatlichkeit	
verstoßen	haben.	Anhaltspunkte,	die	eine	besonders	intensive	Überprüfung	erforderlich	machen,	ob	
Geschädigte	 durch	 ihr	 individuelles	 Verhalten	 gegen	Grundsätze	 der	Menschlichkeit	 oder	Rechts-
staatlichkeit	verstoßen	haben,	können	sich	insbesondere	aus	einer	freiwilligen	Mitgliedschaft	in	der	
SS	ergeben.	
(2)	Leistungen	sind	mit	Wirkung	für	die	Zukunft	ganz	oder	teilweise	zu	entziehen,	wenn	ein	Ver-

sagungsgrund	im	Sinne	des	Absatzes	1	vorliegt	und	das	Vertrauen	der	Geschädigten	auf	eine	fortwäh-
rende	Erbringung	der	Leistungen	 im	Einzelfall	 auch	angesichts	der	Schwere	der	begangenen	Ver-
stöße	nicht	überwiegend	schutzbedürftig	ist.	
(3)	Soweit	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	die	sofortige	Entziehung	oder	Minderung	der	Leistungen	

zu	unbilligen	Härten	führt,	soll	die	Entziehung	oder	Minderung	nach	einer	angemessenen	Übergangs-
frist	erfolgen.	
(4)	Die	Absätze	1	bis	3	gelten	entsprechend	für	Leistungen	aus	Ansprüchen,	die	sich	von	Geschä-

digten	im	Sinne	von	Absatz	1	ableiten.	
	

Unterabschnitt	3	
Ereignisse	im	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes	

	
§	23	Geschädigte	durch	Ereignisse	im	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes	
(1)	Wer	 im	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	eines	Zivildienstes	eine	gesundheitliche	Schädi-

gung	durch	eine	Tätigkeit,	einen	Unfall,	einen	Angriff	auf	seine	Person	oder	in	sonstiger	Weise	erlitten	
hat	(Zivildienstgeschädigter),	erhält	bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	§	4	Absatz	1	Leistungen	
der	Sozialen	Entschädigung.	
(2)	Ein	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes	besteht	auch	bei	gesundheitlichen	

Schädigungen,	die	herbeigeführt	worden	sind		
1.		auf	dem	unmittelbaren	Weg	von	und	zu	der	Dienststelle,	
2.		auf	dem	unmittelbaren	Hin-	oder	Rückweg	bei	Antritt	und	Beendigung	des	Zivildienstes,	
3.		auf	einem	vom	unmittelbaren	Weg	abweichenden	Weg,	um		
a)		ein	 Kind,	 das	mit	 dem	Dienstleistenden	 in	 einem	Haushalt	 lebt,	wegen	 des	 Zivildienstes	
fremder	Obhut	anzuvertrauen	oder	
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b)		mit	anderen	Dienstleistenden	oder	Berufstätigen	oder	 in	der	gesetzlichen	Unfallversiche-
rung	versicherten	Personen	gemeinsam	ein	Fahrzeug	zu	benutzen,	

4.		auf	dem	Weg	von	und	nach	der	ständigen	Familienwohnung,	wenn	der	Dienstleistende	wegen	
der	Entfernung	seiner	Familienwohnung	vom	Dienstort	oder	wegen	der	Pflicht	zum	Wohnen	in	
einer	dienstlichen	Unterkunft	am	Dienstort	oder	in	dessen	Nähe	eine	Unterkunft	hat.	

(3)	Ein	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes	besteht	auch	bei	gesundheitlichen	
Schädigungen,	die	im	Zusammenhang	mit	der	Behandlung	oder	dem	Bezug	von	Leistungen	für	eine	
Zivildienstschädigung	herbeigeführt	worden	sind.	
	

Unterabschnitt	4	
Schutzimpfungen	oder	andere	Maßnahmen	der	spezifischen	Prophylaxe	

	
§	24	Geschädigte	durch	Schutzimpfungen	oder	andere	Maßnahmen	der	spezifischen		
Prophylaxe	
Wer	durch	eine	Schutzimpfung	nach	§	2	Nummer	9	des	Infektionsschutzgesetzes	oder	durch	eine	

andere	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe	nach	§	2	Nummer	10	des	Infektionsschutzgesetzes,		
1.		die	von	einer	zuständigen	Landesbehörde	nach	§	20	Absatz	3	des	Infektionsschutzgesetzes	öf-
fentlich	empfohlen	und	in	ihrem	Bereich	vorgenommen	wurde,	

2.		die	auf	Grundlage	eines	Anspruchs	nach	einer	Rechtsverordnung	nach	§	20i	Absatz	3	des	Fünf-
ten	Buches	vorgenommen	wurde	oder,	im	Fall	einer	Schutzimpfung,	gegenüber	einer	Person,	
die	 in	 der	 privaten	 Krankenversicherung	 versichert	 ist,	 in	 einem	 den	 Anspruch	 nach	 einer	
Rechtsverordnung	nach	§	20i	Absatz	3	des	Fünften	Buches	entsprechenden	Umfang	vorgenom-
men	wurde,	

3.		die	 von	 Gesundheitsämtern	 nach	 §	 20	 Absatz	 5	 des	 Infektionsschutzgesetzes	 unentgeltlich	
durchgeführt	wurde	oder	

4.		die	auf	Grund	einer	Rechtsverordnung	nach	§	20	Absatz	6	oder	7	des	Infektionsschutzgesetzes	
angeordnet	wurde	oder	sonst	auf	Grund	eines	Gesetzes	vorgeschrieben	war,	

eine	gesundheitliche	Schädigung	erlitten	hat,	die	über	das	übliche	Ausmaß	einer	Reaktion	auf	eine	
Schutzimpfung	oder	andere	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe	hinausgeht,	erhält	bei	Vorliegen	
der	Voraussetzungen	nach	§	4	Absatz	1	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung.	Dies	gilt	auch,	wenn	
die	Schutzimpfung	mit	vermehrungsfähigen	Erregern	durchgeführt	und	eine	andere	als	die	geimpfte	
Person	geschädigt	wurde.7	
	

Kapitel	3	
Leistungsgrundsätze	

	
§	25	Voraussetzungen	
Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	werden	für	schädigungsbedingte	Bedarfe	erbracht.	

	
§	26	Leistungsformen	
(1)	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	werden	erbracht	in	Form	von	Dienstleistungen,	Sach-

leistungen	und	Geldleistungen.	
(2)	Geldleistungen	werden	erbracht	als	Einmalzahlung	oder	als	laufende	Zahlungen.	
(3)	Auf	Antrag	werden	bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	§	29	des	Neunten	Buches	durch	

ein	Persönliches	Budget	folgende	Leistungen	erbracht:		
1.		Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung	nach	Kapitel	5,	
2.		Leistungen	zur	Teilhabe	nach	Kapitel	6,	

	
		7		ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	28.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	1174)	hat	Satz	1	Nr.	2	geändert.	
	 01.01.2024.—Artikel	8u	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	359)	hat	Satz	1	Nr.	2	geändert.	
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3.		Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	nach	Kapitel	7	sowie	
4.		Leistungen	zur	Weiterführung	des	Haushalts	nach	§	95.	

	
§	27	Vorrang	von	Leistungen	zur	Teilhabe	
Leistungen	zur	medizinischen	Rehabilitation	und	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben,	die	erfolgverspre-

chend	und	zumutbar	sind,	haben	Vorrang	vor	dem	Berufsschadensausgleich	nach	Kapitel	10.	Im	Üb-
rigen	gelten	die	Regelungen	des	§	9	des	Neunten	Buches.	
	
§	28	Verhältnis	zu	Leistungen	anderer	Träger	
(1)	Die	Leistungen	nach	diesem	Buch	wegen	eines	schädigenden	Ereignisses	nach	§	1	Absatz	2	

gehen	Leistungen	anderer	Träger,	insbesondere	anderer	Sozialleistungsträger	vor.	
(2)	Entschädigungszahlungen	nach	Kapitel	9	und	die	Einmalzahlungen	nach	§	102	Absatz	4	und	5	

werden	nicht	als	Einkommen	oder	Vermögen	auf	andere	Sozialleistungen	oder	auf	Leistungen	nach	
dem	Asylbewerberleistungsgesetz	angerechnet.	
(3)	Leistungsansprüche	aus	privaten	Sicherungs-	oder	Versorgungssystemen	sind	auf	Leistungen	

nach	diesem	Buch	nicht	anzurechnen.	
(4)	Die	Absätze	1	bis	3	gelten,	soweit	dieses	Buch	nichts	Abweichendes	bestimmt.	

	
Kapitel	4	

Schnelle	Hilfen	
	

Abschnitt	1	
Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	

	
§	29	Leistungen	und	Leistungsart	
(1)	Die	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	umfassen	Leistungen	des	Fallmanagements	und	Leistun-

gen	in	einer	Traumaambulanz.	
(2)	Die	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	stellen	eine	Leistung	eigener	Art	dar.	

	
Abschnitt	2	

Fallmanagement	
	
§	30	Leistungen	des	Fallmanagements	
(1)	Beim	Fallmanagement	werden	die	Berechtigten	von	einer	Fallmanagerin	oder	einem	Fallma-

nager	aktivierend	und	koordinierend	durch	das	Antragsverfahren	und	Leistungsverfahren	begleitet.	
(2)	Leistungen	des	Fallmanagements	werden	mit	Einwilligung	der	Berechtigten	erbracht,	die	auch	

die	erforderlichen	Datenerhebungen	erfasst.	Die	Einwilligung	ist	schriftlich	zu	dokumentieren.	
(3)	Berechtigte	können	ein	Fallmanagement	erhalten.	
(4)	Geschädigte	sollen	ein	Fallmanagement	erhalten,	wenn		
1.		das	schädigende	Ereignis	eine	Straftat	gegen	das	Leben	oder	gegen	die	sexuelle	Selbstbestim-
mung	war	oder	

2.		sie	bei	Eintritt	des	schädigenden	Ereignisses	minderjährig	waren.	
(5)	Das	Fallmanagement	umfasst	insbesondere:		
1.		die	Ermittlung	des	möglichen	Hilfebedarfs,	der	durch	das	schädigende	Ereignis	unter	Berück-
sichtigung	der	besonderen	Umstände	des	Einzelfalls	entstanden	ist,	

2.		den	Hinweis	auf	die	in	Betracht	kommenden	Sozialleistungen,	
3.		die	Begleitung	der	Berechtigten	mit	dem	Ziel	des	Erhalts	zügiger	und	aufeinander	abgestimm-
ter	Leistungen,	soweit	Berechtigte	Ansprüche	gegen	andere	Träger	von	Sozialleistungen	nach	
den	Kapiteln	5,	6,	7	und	11	haben	oder	haben	könnten,	

4.		die	Unterstützung	bei	der	Antragstellung,	die	Aufklärung	über	die	Einleitung	und	den	Ablauf	
des	Verfahrens	in	der	Sozialen	Entschädigung	sowie	
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5.		die	Begleitung	des	Verfahrens	in	der	Sozialen	Entschädigung.	
(6)	Das	Fallmanagement	kann	die	Kontaktaufnahme	mit	möglicherweise	berechtigten	Personen	

umfassen.	
(7)	Soweit	eine	Bedarfsermittlung	und	ein	Teilhabeplanverfahren	nach	den	Kapiteln	2	bis	4	des	

Neunten	Buches	durchzuführen	sind,	werden	Leistungen	des	Fallmanagements	ergänzend	erbracht.	
	

Abschnitt	3	
Traumaambulanz	

	
§	31	Leistungen	in	einer	Traumaambulanz	
(1)	In	einer	Traumaambulanz	wird	psychotherapeutische	Intervention	erbracht,	um	den	Eintritt	

einer	psychischen	Gesundheitsstörung	oder	deren	Chronifizierung	zu	verhindern.	
(2)	Psychotherapeutische	Intervention	wird	nur	in	Traumaambulanzen	erbracht,	mit	denen	die	

Träger	der	Sozialen	Entschädigung	eine	Vereinbarung	nach	§	37	geschlossen	haben.8	
	
§	32	Psychotherapeutische	Frühintervention	
(1)	Geschädigte	sollen	psychotherapeutische	Frühintervention	in	einer	Traumaambulanz	erhal-

ten,	wenn	die	erste	Sitzung	innerhalb	von	zwölf	Monaten	nach	dem	schädigenden	Ereignis	oder	nach	
Kenntnisnahme	hiervon	erfolgt.	
(2)	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	sollen	psychotherapeutische	Frühintervention	

in	 einer	 Traumaambulanz	 erhalten,	wenn	 die	 erste	 Sitzung	 innerhalb	 von	 zwölf	Monaten	 erfolgt,	
nachdem	sie	von	dem	schädigenden	Ereignis	Kenntnis	erlangt	haben.9	
	
§	33	Psychotherapeutische	Intervention	in	anderen	Fällen	
Geschädigte	 sowie	Angehörige,	Hinterbliebene	 und	Nahestehende	 sollen	 psychotherapeutische	

Intervention	in	einer	Traumaambulanz	erhalten,	wenn	ein	mehr	als	zwölf	Monate	zurückliegendes	
schädigendes	Ereignis	zu	einer	akuten	psychischen	Belastung	geführt	hat	und	die	erste	Sitzung	inner-
halb	von	zwölf	Monaten	nach	Auftreten	der	akuten	Belastung	erfolgt.10	
	
§	34	Leistungsvoraussetzungen	und	Leistungsumfang	
(1)	Geschädigte	sowie	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	haben	Anspruch	auf	insge-

samt	bis	zu	15	Sitzungen	in	der	Traumaambulanz	nach	Maßgabe	der	folgenden	Absätze,	sofern	die	
Voraussetzungen	nach	§	32	oder	§	33	vorliegen.	Bei	Kindern	und	Jugendlichen	beträgt	der	Höchstan-
spruch	18	Sitzungen.	
(2)	Die	ersten	fünf	beziehungsweise	bei	Kindern	und	Jugendlichen	die	ersten	acht	Sitzungen	die-

nen	insbesondere	der	Abklärung	der	psychotherapeutischen	Behandlungsbedürftigkeit,	der	Durch-
führung	der	Diagnostik	und	der	erforderlichen	Akutmaßnahmen.	Sie	können	in	Anspruch	genommen	
werden,	auch	wenn	noch	keine	Entscheidung	im	Erleichterten	Verfahren	nach	§	115	ergangen	ist.	
(3)	Geschädigte	sowie	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	haben	Anspruch	auf	bis	zu	

zehn	 weitere	 Sitzungen,	 wenn	 diese	 erforderlich	 sind	 und	 ein	 Anspruch	 auf	 Leistungen	 der	
Traumaambulanz	festgestellt	wurde.	Der	Anspruch	auf	bis	zu	zehn	weitere	Sitzungen	besteht	auch	
dann,	wenn	die	zuständige	Behörde	zwei	Wochen	nach	Vorliegen	des	Antrags	keine	Entscheidung	
getroffen	hat	und	die	Traumaambulanz	die	dringende	Behandlungsbedürftigkeit	sowie	die	geplante	
Durchführung	der	weiteren	Sitzungen	vorab	angezeigt	hat.11	

	
		8		ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
		9		ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
10	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
11	ERLÄUTERUNG	
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§	35	Weiterer	Bedarf	nach	Betreuung	in	der	Traumaambulanz	
(1)	Besteht	bei	Personen,	die	die	Betreuung	in	der	Traumaambulanz	in	Anspruch	nehmen,	auch	

nach	dieser	Betreuung	weiterer	psychotherapeutischer	Behandlungsbedarf,	so	verweist	der	Träger	
der	Sozialen	Entschädigung	sie	auf	weitere	psychotherapeutische	Angebote.	
(2)	Die	Traumaambulanz	ist	verpflichtet,	der	zuständigen	Behörde	den	weiteren	Bedarf	so	früh-

zeitig	wie	möglich	mitzuteilen.	Die	nach	Landesrecht	zuständigen	Behörden	legen	in	den	nach	§	37	
zu	schließenden	Vereinbarungen	die	Konsequenzen	eines	Verstoßes	gegen	die	Informationspflicht	
aus	Satz	1	fest.12	
	
§	36	Fahrkosten	
(1)	Übernommen	werden	die	erforderlichen	Fahrkosten	zur	nächstgelegenen	Traumaambulanz.	

Gleiches	gilt	 für	die	erforderlichen	Fahrkosten	einer	notwendigen	Begleitperson	sowie	für	Kinder,	
deren	Mitnahme	erforderlich	ist,	weil	ihre	Betreuung	nicht	sichergestellt	ist.	Übernommen	werden	
auch	die	notwendigen	Betreuungskosten	für	zu	pflegende	oder	zu	betreuende	Familienangehörige	
sowohl	für	die	Berechtigten	als	auch	für	die	notwendigen	Begleitpersonen	für	Kinder	und	Jugendli-
che.	
(2)	Die	Fahrkosten	werden	in	Höhe	des	Betrages	zu	Grunde	gelegt,	der	bei	der	Beförderung	in	der	

niedrigsten	Klasse	des	zweckmäßigsten	öffentlichen	Verkehrsmittels	zu	zahlen	ist.	Bei	der	Beförde-
rung	in	einem	anderen	Verkehrsmittel	wird	ein	Betrag	in	Höhe	der	Wegstreckenentschädigung	nach	
§	5	Absatz	1	Satz	2	des	Bundesreisekostengesetzes	zu	Grunde	gelegt.13	
	
§	37	Vereinbarungen	mit	Traumaambulanzen	
(1)	Die	nach	Landesrecht	zuständigen	Behörden	schließen	Vereinbarungen	mit	Traumaambulan-

zen,	die	die	Voraussetzungen	nach	diesem	Abschnitt	erfüllen.	Am	1.	Januar	2021	bestehende	Verein-
barungen	bleiben	hiervon	für	die	Dauer	ihrer	Laufzeit	unberührt.	
(2)	Die	Vereinbarung	muss	die	wesentlichen	Anforderungen	an	die	Traumaambulanz	sowie	die	

wesentlichen	Leistungsmerkmale	festlegen.	In	der	Vereinbarung	muss	sich	die	Traumaambulanz	ver-
pflichten,	nach	§	32	und	§	33	berechtigte	Personen	im	Rahmen	des	vereinbarten	Leistungsangebotes	
psychotherapeutisch	zu	betreuen.	Darüber	hinaus	enthält	die	Vereinbarung	als	Mindestinhalt	Rege-
lungen	über		
1.		den	psychotherapeutisch	zu	betreuenden	Personenkreis,	
2.		Art	und	Ziel	der	Leistung,	
3.		die	Anforderungen	an	die	personelle	Ausstattung	und	an	die	Qualifikation	des	Personals,	
4.		die	im	Zusammenhang	mit	der	Leistungserbringung	bestehenden	Pflichten	der	Traumaambu-
lanz,	

5.		den	Datenschutz	sowie	
6.		die	Vergütung	der	von	der	Traumaambulanz	erbrachten	Leistungen.14	

	
§	38	Verordnungsermächtigung	

	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
12	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	2	Satz	2	geän-

dert.	
13	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
14	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
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Das	Nähere	zu	den	Vereinbarungen	nach	§	37	regelt	eine	vom	Bundesministerium	für	Arbeit	und	
Soziales	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	zu	erlassende	Rechtsverordnung,	die	zum	1.	Januar	2024	
in	Kraft	tritt.	Mindestinhalt	der	Verordnung	sind	Bestimmungen		
1.		zur	Qualifikation	des	Personals	der	Traumaambulanz,	das	die	Sitzungen	durchführt,	
2.		zur	Dauer	der	einzelnen	Sitzung,	
3.		zur	Erreichbarkeit	der	Traumaambulanz	und	zum	Zeitraum,	in	welchem	die	Betroffenen	einen	
Termin	dort	erhalten	müssen,	unter	Berücksichtigung	der	örtlichen	Gegebenheiten,	

4.		zu	den	Dokumentationspflichten,	
5.		zum	Abrechnungsverfahren	einschließlich	der	 sich	daraus	ergebenden	Datenübermittlungs-
wege,	

6.		zur	Schweigepflichtentbindung	und	
7.		zur	Vertraulichkeit.15	

	
Abschnitt	4	

Kooperationsvereinbarungen	
	
§	39	Kooperationsvereinbarungen	für	Beratungs-	und	Begleitangebote	
Die	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	können	Kooperationsvereinbarungen	mit	Organisationen	

schließen,	die	eine	umfassende	qualitätsgesicherte	Beratung	und	Begleitung	der	Berechtigten	sicher-
stellen.	Dabei	berücksichtigen	sie	Angebote,	die	sich	an	Angehörige	besonders	schutzbedürftiger	Per-
sonengruppen	richten.	Sie	können	diesen	Organisationen	Sach-	und	Geldmittel	zur	Verfügung	stellen.	
	
§	40	Verordnungsermächtigung	
Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung,	die	der	

Zustimmung	des	Bundesrates	bedarf,	die	qualitativen	Anforderungen	an	Kooperationsvereinbarun-
gen	zu	regeln.	Mindestinhalte	der	Verordnung	sind:		
1.		die	Anforderungen	an	die	Qualifikation	der	Organisationen,	mit	denen	Kooperationsvereinba-
rungen	geschlossen	werden	können,	sowie	

2.		die	Anforderungen	an	die	Qualifikation	der	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter	der	Organisation	
nach	Nummer	1.16	

	
Kapitel	5	

Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung	
	

Abschnitt	1	
Leistungen	und	Nachweispflicht	

	
§	41	Anspruch	auf	Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung	
(1)	Geschädigte	haben	für	anerkannte	Schädigungsfolgen	Anspruch	auf	Leistungen	der	Kranken-

behandlung	der	Sozialen	Entschädigung	nach	den	Vorschriften	dieses	Kapitels.	
(2)	Ist	eine	Gesundheitsstörung	im	Sinne	einer	Verschlimmerung	als	Folge	einer	Schädigung	aner-

kannt,	besteht	abweichend	von	Absatz	1	Anspruch	auf	Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozi-
alen	Entschädigung	für	die	gesamte	Gesundheitsstörung.	Dies	gilt	nicht,	wenn	die	als	Folge	einer	Schä-
digung	anerkannte	Gesundheitsstörung	auf	den	Zustand,	der	Leistungen	der	Krankenbehandlung	er-
fordert,	ohne	Einfluss	ist.	
	

	
15	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	20.	Dezember	2019	in	Kraft	getreten.	
16	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	20.	Dezember	2019	in	Kraft	getreten.	
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§	42	Krankenbehandlung	
(1)	Geschädigte	erhalten	für	anerkannte	Schädigungsfolgen		
1.		Leistungen	der	Krankenbehandlung	entsprechend	dem	Dritten	Kapitel,	Fünfter	Abschnitt	Ers-
ter	Titel	und	Siebter	Abschnitt	des	Fünften	Buches	und	

2.		weitere	Leistungen	der	Krankenbehandlung	in	den	Leistungsbereichen	nach	Nummer	1	ent-
sprechend	der	jeweiligen	Satzung	der	nach	§	57	Absatz	2	oder	Absatz	3	zuständigen	Kranken-
kasse.	

Dabei	gelten	die	Grundsätze	der	Leistungserbringung	des	Rechts	der	gesetzlichen	Krankenversiche-
rung.	
(2)	Geschädigte	mit	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	50	oder	höher	können	für	Nichtschä-

digungsfolgen	Leistungen	entsprechend	dem	Dritten	Kapitel	des	Fünften	Buches	erhalten,	wenn	sie	
keine	anderweitige	Absicherung	im	Krankheitsfall	haben	oder	diese	auf	Grund	der	Schädigungsfolgen	
nicht	mehr	 unterhalten	 können	 und	 das	 Versagen	 von	 Leistungen	 eine	 unbillige	 Härte	 bedeuten	
würde.	
(3)	Angehörige	nach	§	2	Absatz	3	und	Nahestehende	nach	§	2	Absatz	5	von	Geschädigten,	die	einen	

Grad	der	Schädigungsfolgen	von	50	oder	höher	haben,	können	Leistungen	entsprechend	dem	Dritten	
Kapitel	des	Fünften	Buches	erhalten,	wenn	sie	keine	anderweitige	Absicherung	im	Krankheitsfall	ha-
ben	oder	diese	auf	Grund	der	Schädigungsfolgen	nicht	mehr	unterhalten	können	und	das	Versagen	
von	Leistungen	eine	unbillige	Härte	bedeuten	würde.	
(4)	Hinterbliebene	nach	§	2	Absatz	4	können	Leistungen	entsprechend	dem	Dritten	Kapitel	des	

Fünften	Buches	 erhalten,	wenn	 sie	 keine	 anderweitige	Absicherung	 im	Krankheitsfall	 haben	oder	
diese	auf	Grund	der	Schädigungsfolgen	nicht	mehr	unterhalten	können	und	das	Versagen	von	Leis-
tungen	eine	unbillige	Härte	bedeuten	würde.	
(5)	Absatz	1	gilt,	soweit	dieses	Buch	nichts	Abweichendes	bestimmt.	

	
§	43	Ergänzende	Leistungen	der	Krankenbehandlung	
(1)	Geschädigte	erhalten	für	anerkannte	Schädigungsfolgen	auf	Antrag	über	die	Leistungen	der	

Krankenbehandlung	nach	§	42	hinaus	ergänzende	Leistungen,	wenn	diese	unter	Berücksichtigung	
der	Art	und	Schwere	des	Einzelfalls	und	der	besonderen	Bedarfe	der	oder	des	Geschädigten	notwen-
dig	sind.	Die	Krankenkassen	sollen	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	Fälle	mitteilen,	in	denen	die	
Erbringung	einer	ergänzenden	Leistung	der	Krankenbehandlung	durch	die	zuständige	Verwaltungs-
behörde	angezeigt	ist.	
(2)	Ergänzende	Leistungen	sind	insbesondere		
1.		besondere	psychotherapeutische	Leistungen,	die		
a)		über	die	nach	dem	Leistungskatalog	des	Fünften	Buches	anerkannten	Behandlungsverfah-
ren	hinausgehen,	

b)		die	zulässigen	Höchstgrenzen	der	maximalen	Stundenzahl	für	das	jeweilige	Verfahren	und	
die	Behandlungsfrequenz	je	Woche	überschreiten	oder	

c)		von	 psychotherapeutisch	 tätigen	 Ärztinnen	 und	 Ärzten	 oder	 Psychotherapeutinnen	 und	
Psychotherapeuten,	die	nicht	an	der	vertragsärztlichen	Versorgung	teilnehmen,	oder	von	
Heilpraktikerinnen	und	Heilpraktikern,	die	eine	Qualifizierung	im	Bereich	der	Psychothera-
pie	nachweisen,	erbracht	werden,	

2.		besondere	zahnärztliche,	 implantologische,	kieferchirurgische	und	kieferorthopädische	Leis-
tungen	sowie	Mehrleistungen	für	Zahnersatz,	

3.		besondere	heilpädagogische	Leistungen	nach	Vollendung	des	18.	Lebensjahres,	
4.		besondere	verschreibungspflichtige	Arzneimittel	oder	besondere	nicht	verschreibungspflich-
tige	apothekenpflichtige	Arzneimittel,	

5.		besondere	über	die	allgemeinen	Krankenhausleistungen	hinausgehende	ärztliche	und	nicht-
ärztliche	Leistungen	im	Rahmen	einer	stationären	Behandlung.	
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(3)	Kosten	für	in	Absatz	2	Nummer	2	genannte	Leistungen,	die	in	Umfang,	Material	oder	Ausfüh-
rung	über	das	schädigungsbedingt	Notwendige	hinausgehen,	 sind	von	den	Geschädigten	selbst	zu	
tragen.	
(4)	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	erhalten	auf	Antrag	besondere	psychothera-

peutische	Leistungen	nach	Absatz	2	Nummer	1,	wenn	diese	Leistungen		
1.		zum	Ausgleich	 von	 psychischen	Beeinträchtigungen	 erforderlich	 sind,	 die	mittelbar	 auf	 das	
schädigende	Ereignis	zurückzuführen	sind,	

2.		 im	Rahmen	der	individuellen	Absicherung	im	Krankheitsfall	nicht	oder	nicht	in	ausreichendem	
Maße	erbracht	werden	und	

3.		zur	Erreichung	oder	Sicherung	des	Behandlungserfolges	notwendig	sind.	
	
§	44	Sachleistungsprinzip,	Kostenbeteiligung	
(1)	Leistungen	der	Krankenbehandlung	werden	als	Sachleistungen	erbracht,	soweit	sich	aus	die-

sem	Buch,	dem	Fünften	Buch	oder	dem	Neunten	Buch	nichts	Abweichendes	ergibt.	
(2)	Geschädigte	erhalten	Sachleistungen	ohne	Beteiligung	an	den	Kosten.	Dies	gilt	nicht	für	nach	

§	42	Absatz	2	erbrachte	Sachleistungen.17	
	
§	45	Nachweispflicht	
Für	den	Nachweis	der	Berechtigung	zur	Inanspruchnahme	von	Leistungen	der	Krankenbehand-

lung	der	Sozialen	Entschädigung	nach	§	42	gilt	§	15	Absatz	2	bis	6	des	Fünften	Buches	entsprechend.	
Abweichend	von	Satz	1	legitimieren	sich	Berechtigte,	die	über	keine	elektronische	Gesundheitskarte	
nach	§	291	des	Fünften	Buches	verfügen,	durch	Vorlage	von	Behandlungsscheinen.	Diese	werden	den	
Berechtigten	von	der	nach	§	57	Absatz	3	oder	4	zuständigen	Krankenkasse	ausgestellt.18	
	
§	46	Versorgung	mit	Hilfsmitteln,	Pauschbetrag	für	außergewöhnlichen	Verschleiß	von		
Kleidung	und	Wäsche	
(1)	Geschädigte	erhalten	für	anerkannte	Schädigungsfolgen		
1.		die	in	§	31	Absatz	1	des	Siebten	Buches	genannten	Hilfsmittel	sowie	
2.		einen	Pauschbetrag	für	außergewöhnlichen	Verschleiß	von	Kleidung	und	Wäsche.	

Zahnersatz	gilt	nicht	als	Hilfsmittel.	
(2)	Art	und	Umfang	der	Hilfsmittel	sowie	der	Pauschbetrag	richten	sich	nach		
1.		der	Rechtsverordnung	nach	§	31	Absatz	2	des	Siebten	Buches	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	
und	

2.		den	gemeinsamen	Richtlinien	der	Verbände	der	Unfallversicherungsträger	über	die	Hilfsmit-
telversorgung	im	Bereich	der	gesetzlichen	Unfallversicherung	nach	§	31	Absatz	2	Satz	2	des	
Siebten	Buches.	

Dabei	 gelten	die	Grundsätze	der	 Leistungserbringung	des	Rechts	 der	 gesetzlichen	Unfallversiche-
rung.	
	
§	47	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	
(1)	Geschädigte	erhalten	bei	einer	durch	eine	anerkannte	Schädigungsfolge	verursachten	Arbeits-

unfähigkeit	oder	bei	einer	wegen	einer	anerkannten	Schädigungsfolge	erforderlichen	stationären	Be-
handlung	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	entsprechend	den	Regelungen	zum	Krankengeld	
des	Fünften	Buches	nach	Maßgabe	der	Absätze	2	bis	9.	

	
17	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	2	Satz	2	ein-

gefügt.	
18	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	
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(2)	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	erhalten	auch		
1.		hauptberuflich	selbständige	Erwerbstätige,	die	keine	Wahlerklärung	nach	§	44	Absatz	2	Satz	1	
Nummer	2	des	Fünften	Buches	abgegeben	haben,	

2.		Beschäftigte,	die	keine	Wahlerklärung	nach	§	44	Absatz	2	Satz	1	Nummer	3	Satz	1	des	Fünften	
Buches	abgegeben	haben	und	

3.		geringfügig	Beschäftigte,	deren	Beschäftigung	keine	Versicherungspflicht	nach	§	5	Absatz	1	des	
Fünften	Buches	begründet	sowie	Familienversicherte	nach	§	10	des	Fünften	Buches.	

(3)	Als	arbeitsunfähig	im	Sinne	des	§	44	Absatz	1	des	Fünften	Buches	sind	auch	Geschädigte	anzu-
sehen,	die	ohne	arbeitsunfähig	zu	sein,	wegen	einer	Maßnahme	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	
Entschädigung	keine	ganztägige	Erwerbstätigkeit	ausüben	können.	
(4)	Das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	beträgt	80	Prozent	des	Regelentgelts,	darf	jedoch	

das	 entgangene	 regelmäßige	Nettoarbeitsentgelt	 nicht	 übersteigen.	Das	Regelentgelt	wird	 bis	 zur	
Höhe	 der	 jeweils	 geltenden	 Leistungsbemessungsgrenze	 berücksichtigt.	 Leistungsbemessungs-
grenze	ist	der	360.	Teil	der	jährlichen	Beitragsbemessungsgrenze	der	allgemeinen	Rentenversiche-
rung.	
(5)	Haben	Geschädigte	von	einem	anderen	Rehabilitationsträger	Krankengeld,	Versorgungskran-

kengeld,	Verletztengeld	oder	Übergangsgeld	bezogen	und	ist	ihnen	im	Anschluss	daran	Krankengeld	
der	Sozialen	Entschädigung	zu	zahlen,	so	ist	bei	dessen	Berechnung	von	dem	bisher	zugrunde	geleg-
ten	Entgelt	auszugehen.	
(6)	Für	die	nach	dem	Künstlersozialversicherungsgesetz	Versicherten	sowie	für	Versicherte,	die	

eine	Wahlerklärung	nach	§	44	Absatz	2	Satz	1	Nummer	2	des	Fünften	Buches	abgegeben	haben,	ent-
steht	der	Anspruch	auf	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	zu	den	in	§	46	Satz	1	des	Fünften	
Buches	geregelten	Zeiten.	§	46	Satz	2	bis	4	des	Fünften	Buches	findet	keine	Anwendung.	
(7)	Für	Versicherte,	die	eine	Wahlerklärung	nach	§	44	Absatz	2	Satz	1	Nummer	3	des	Fünften	Bu-

ches	abgegeben	haben,	ruht	der	Anspruch	auf	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	abweichend	
von	§	49	Absatz	1	Nummer	7	des	Fünften	Buches	in	den	ersten	sechs	Wochen	der	Arbeitsunfähigkeit	
nicht.	
(8)	Das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	endet	nicht	vor	dem	Ende	einer	stationären	Be-

handlung.	
(9)	Das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	ist	bis	zum	Beginn	von	Leistungen	zur	Teilhabe	

am	Arbeitsleben	oder	einer	weiteren	medizinischen	Maßnahme	weiter	zu	zahlen,	wenn	die	Leistun-
gen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	oder	eine	weitere	medizinische	Maßnahme		
1.		nach	Abschluss	der	Krankenbehandlung	erforderlich	sind	und	
2.		aus	Gründen,	die	die	Geschädigten	nicht	zu	vertreten	haben,	nicht	unmittelbar	anschließend	
durchgeführt	werden	können.	

Satz	1	gilt	nur,	wenn	Geschädigte	arbeitsunfähig	sind	und	ihnen	kein	Anspruch	auf	Krankengeld	nach	
dem	Fünften	Buch	zusteht	oder	ihnen	nach	Wiedererlangung	der	Arbeitsfähigkeit	keine	zumutbare	
Beschäftigung	vermittelt	werden	kann.	
(10)	Ein	wegen	anerkannter	Schädigungsfolgen	erkranktes	Kind,	das	dadurch	bedingt	der	Beauf-

sichtigung,	Betreuung	oder	Pflege	bedarf,	hat	für	den	betreuenden	Elternteil	Anspruch	auf	Kranken-
geld	der	Sozialen	Entschädigung.	Es	gilt	§	45	des	Fünften	Buches	entsprechend	mit	der	Maßgabe,	dass	
das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung		
1.		abweichend	von	§	45	Absatz	2	Satz	3	des	Fünften	Buches	100	Prozent	des	ausgefallenen	Net-
toarbeitsentgeltes	des	betreuenden	Elternteils	beträgt,	aber	den	360.	Teil	der	jährlichen	Bei-
tragsbemessungsgrenze	der	allgemeinen	Rentenversicherung	nicht	übersteigen	darf,	

2.		abweichend	von	§	45	Absatz	2	Satz	4	des	Fünften	Buches	80	Prozent	des	erzielten	regelmäßigen	
Arbeitseinkommens	des	betreuenden	Elternteils	bis	zum	360.	Teil	der	jährlichen	Beitragsbe-
messungsgrenze	der	allgemeinen	Rentenversicherung	beträgt	und	

3.		sich	in	Fällen	des	§	45	Absatz	4	des	Fünften	Buches	nach	Absatz	4	berechnet.19	

	
19	ÄNDERUNGEN	
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§	48	Beihilfe	bei	erheblicher	Beeinträchtigung	der	Erwerbsgrundlage	
(1)	 Führt	 eine	 notwendige	 ambulante	 oder	 stationäre	 Behandlung	 einer	 anerkannten	 Schädi-

gungsfolge	zu	einer	erheblichen	Beeinträchtigung	der	Erwerbsgrundlage	der	oder	des	Geschädigten,	
so	kann	ihr	oder	ihm	eine	Beihilfe	gezahlt	werden.	
(2)	Eine	Beihilfe	kann	einer	oder	einem	Geschädigten	auch	gezahlt	werden,	wenn	infolge	beste-

hender,	unabwendbarer	finanzieller	Verpflichtungen	die	Einkünfte	einschließlich	des	Krankengeldes	
der	Sozialen	Entschädigung	nicht	ausreichen,	den	notwendigen	Lebensunterhalt	zu	bestreiten.	Sie	ist	
ausgeschlossen,	wenn	die	 finanziellen	Belastungen	auf	einer	Verpflichtung	beruhen,	durch	die	die	
Grundsätze	wirtschaftlicher	Lebensführung	verletzt	worden	sind.	
(3)	Die	Beihilfe	ist	in	angemessener	Höhe	zu	zahlen.	Sie	soll	pro	Tag	den	720.	Teil	der	jährlichen	

Bezugsgröße	nach	§	18	Absatz	1	des	Vierten	Buches	nicht	übersteigen.	
(4)	Die	Beihilfe	endet	spätestens	mit	dem	Wegfall	des	Krankengeldes	der	Sozialen	Entschädigung.	

Wird	kein	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	geleistet,	weil	Geschädigte	kein	Einkommen	er-
zielt	haben,	so	endet	die	Beihilfe	spätestens	mit	dem	Zeitpunkt,	zu	dem,	sofern	Einkommen	erzielt	
worden	wäre,	das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	weggefallen	wäre.	
	
§	49	Zuschüsse	bei	Zahnersatz	
Anstelle	der	Versorgung	mit	Zahnersatz	können	Geschädigte	für	die	Beschaffung	eines	Zahnersat-

zes	wegen	anerkannter	Schädigungsfolgen	einen	Zuschuss	in	angemessener	Höhe	erhalten,	wenn		
1.		sie	wegen	eines	nicht	schädigungsbedingten	weiteren	Zahnverlustes	einen	erweiterten	Zahn-
ersatz	anfertigen	lassen	und	

2.		es	sich	bei	dem	erweiterten	Zahnersatz	um	eine	nicht	teilbare	Leistung	handelt.	
	
§	50	Erstattung	von	Kosten	bei	selbst	beschaffter	Krankenbehandlung	
(1)	Entstehen	Geschädigten	Kosten	für	eine	selbst	beschaffte	notwendige	Behandlung	von	Schädi-

gungsfolgen,	bevor	ihr	Anspruch	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	anerkannt	worden	ist,	
so	werden	 ihnen	diese	Kosten	 in	 angemessenem	Umfang	erstattet.	Dies	 gilt	 auch,	wenn	nach	Ab-
schluss	der	Krankenbehandlung	keine	Gesundheitsstörung	mehr	vorliegt.	Als	angemessen	gelten	die	
Kosten,	die	bei	der	Inanspruchnahme	der	Sachleistung	angefallen	wären.	
(2)	Entstehen	Geschädigten	Kosten	für	die	selbst	beschaffte	notwendige	Behandlung	von	Schädi-

gungsfolgen	in	dem	Zeitraum,	für	den	sie	nach	§	11	Absatz	2	Leistungen	erhalten	können,	bevor	sie	
ihren	Anspruch	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	geltend	gemacht	haben,	so	werden	ihnen	
diese	Kosten	in	der	entstandenen	Höhe	erstattet.	Dies	gilt	auch,	wenn	die	Geschädigten	durch	Um-
stände,	die	außerhalb	ihres	Willens	lagen,	daran	gehindert	waren,	diesen	Anspruch	vor	Beginn	der	
Behandlung	geltend	zu	machen.	
(3)	Entstehen	Geschädigten	Kosten	für	eine	selbst	beschaffte	notwendige	Behandlung	von	Schädi-

gungsfolgen,	nachdem	ihr	Anspruch	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	anerkannt	worden	
ist,	so	werden	ihnen	diese	Kosten	in	der	entstandenen	Höhe	erstattet,	wenn		
1.		die	Leistung	unaufschiebbar	war	und	nicht	rechtzeitig	von	der	zuständigen	Krankenkasse,	der	
zuständigen	Unfallkasse	des	Landes	oder	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	erbracht	wer-
den	konnte	oder	

2.		die	zuständige	Krankenkasse,	die	zuständige	Unfallkasse	des	Landes	oder	die	zuständige	Ver-
waltungsbehörde	die	Leistung	zu	Unrecht	abgelehnt	hat.	

(4)	Die	Kosten	für	selbst	beschaffte	Leistungen	zur	medizinischen	Rehabilitation	nach	dem	Neun-
ten	Buch	werden	nach	§	18	des	Neunten	Buches	erstattet.	

	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	 I	Nr.	408)	hat	Abs.	5	bis	9	 in	

Abs.	6	bis	10	umnummeriert	und	Abs.	5	eingefügt.	
	 01.01.2025.—Artikel	11	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	in	Abs.	5	„Kran-

kengeld	der	Soldatenentschädigung,“	nach	„Versorgungskrankengeld,“	eingefügt.	
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(5)	Werden	Geschädigten	die	Kosten	nach	Absatz	1,	2,	3	oder	4	erstattet,	so	haben	sie	unter	den	
Voraussetzungen	des	§	47	Anspruch	auf	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung.	
	
§	51	Erstattung	von	Kosten	für	Krankenbehandlung	bei	vorübergehendem		
Auslandsaufenthalt	
(1)	Geschädigten	werden	bei	einem	vorübergehenden	Aufenthalt	im	Ausland	die	Kosten	der	not-

wendigen	Krankenbehandlung	anerkannter	Schädigungsfolgen	erstattet.	Der	Anspruch	auf	Erstat-
tung	besteht	bis	zur	Höhe	der	Vergütung,	die	die	Krankenkassen	bei	Erbringung	als	Sachleistung	im	
Inland	zu	tragen	hätten.	
(2)	Abweichend	von	Absatz	1	können	die	Kosten	bis	zur	Höhe	der	tatsächlich	entstandenen	Kosten	

erstattet	werden,	wenn		
1.		eine	 dem	 allgemein	 anerkannten	 Stand	 der	medizinischen	 Erkenntnisse	 entsprechende	 Be-
handlung	nicht	im	Inland	möglich	ist	oder	

2.		ein	unaufschiebbarer	Behandlungsbedarf	bestand.	
(3)	Bei	einer	Erstattung	der	Kosten	nach	Absatz	1	oder	2	können	auch	weitere	im	Zusammenhang	

mit	der	Krankenbehandlung	anfallende	notwendige	Kosten	für	Geschädigte	und	für	eine	erforderli-
che	Begleitperson	ganz	oder	teilweise	erstattet	werden.	
(4)	Werden	Geschädigten	Kosten	nach	Absatz	1	oder	2	erstattet,	so	haben	sie	bei	Vorliegen	der	

Voraussetzungen	des	§	47	Anspruch	auf	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung.	
(5)	Geschädigte	können	stationäre	Krankenhausleistungen	im	Ausland	in	Anspruch	nehmen,	wenn	

zuvor	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	zugestimmt	hat.	Die	Zustimmung	darf	nur	versagt	werden,	
wenn	die	gleiche	Behandlung	oder	eine	Behandlung,	die	für	Geschädigte	ebenso	wirksam	ist	und	dem	
allgemein	anerkannten	Stand	der	medizinischen	Erkenntnisse	entspricht,	rechtzeitig	bei	einem	Ver-
tragspartner	der	zuständigen	Krankenkasse	im	Inland	erlangt	werden	kann.	War	die	stationäre	Kran-
kenhausbehandlung	im	Ausland	unaufschiebbar,	so	darf	den	Geschädigten	das	Fehlen	der	vorherigen	
Zustimmung	nicht	entgegengehalten	werden,	soweit	und	solange	sie	daran	gehindert	waren,	die	Zu-
stimmung	einzuholen.	
	
§	52	Beiträge	zur	Arbeitsförderung,	zur	gesetzlichen	Rentenversicherung	und	zur		
Alterssicherung	
(1)	Für	Geschädigte	werden	für	die	Zeit,	in	der	sie	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	erhal-

ten,	folgende	Beiträge	entrichtet:		
1.		Beiträge	zur	Arbeitsförderung	bei	bestehender	Versicherungspflicht	nach	§	26	Absatz	2	Num-
mer	1	des	Dritten	Buches	und	

2.		Beiträge	zur	gesetzlichen	Rentenversicherung	bei	bestehender	Versicherungspflicht	nach	§	3	
Satz	1	Nummer	3	des	Sechsten	Buches.	

(2)	Geschädigten,	die	nicht	rentenversicherungspflichtig	sind	oder	von	der	Rentenversicherungs-
pflicht	befreit	sind,	werden	auf	Antrag	für	die	Zeit,	in	der	sie	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	
erhalten,	die	Aufwendungen	für	die	Alterssicherung	erstattet.	Aufwendungen	für	die	Alterssicherung	
sind	insbesondere		
1.		 freiwillige	Beiträge	zur	gesetzlichen	Rentenversicherung,	
2.		Beiträge	zu	öffentlich-rechtlichen	berufsständischen	Versicherungs-	und	Versorgungseinrich-
tungen	sowie	

3.		Beiträge	zu	öffentlichen	oder	privaten	Versicherungsunternehmen	auf	Grund	von	Lebensversi-
cherungsverträgen,	die	der	Alterssicherung	dienen.	

Die	Erstattung	erfolgt	bis	zur	Höhe	der	Beiträge,	die	zur	gesetzlichen	Rentenversicherung	für	die	Zeit	
des	Bezugs	von	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	zu	entrichten	wären,	wenn	die	Geschädigten	
rentenversicherungspflichtig	wären.	
(3)	In	Fällen	des	§	47	Absatz	10	werden		
1.		abweichend	von	Absatz	1	die	Beiträge	für	den	Elternteil	entrichtet,	für	den	das	geschädigte	Kind	
Anspruch	auf	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	hat	oder	
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2.		abweichend	von	Absatz	2	dem	nicht	rentenversicherungspflichtigen	oder	von	der	Rentenver-
sicherungspflicht	befreiten	Elternteil,	für	den	das	geschädigte	Kind	Anspruch	auf	Krankengeld	
der	Sozialen	Entschädigung	hat,	die	Aufwendungen	für	die	Alterssicherung	erstattet.	

(4)	Die	Krankenkasse	
1.		benennt	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	vierteljährlich	die	Personen,	die	Krankengeld	
der	Sozialen	Entschädigung	beziehen,	

2.		macht	gegenüber	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	vierteljährlich	die	für	die	Entrichtung	
der	Beträge	erforderlichen	Angaben	und	

3.		 legt	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	auf	Anfrage	Nachweise	für	die	nach	den	Nummern	1	
und	2	gemachten	Meldungen	vor.20	

	
§	53	Reisekosten	
(1)	Berechtigte	haben	Anspruch	auf	Übernahme	von	Fahrkosten	und	anderen	Reisekosten,	die	im	

Zusammenhang	mit	einer	Leistung	der	Krankenbehandlung	entstehen.	Den	Berechtigten	werden	für	
sich,	eine	notwendige	Begleitung	sowie	für	Kinder,	deren	Mitnahme	erforderlich	ist,	weil	ihre	ander-
weitige	Betreuung	nicht	sichergestellt	ist,	die	notwendigen	Reisekosten	einschließlich	des	Gepäck-
transports	sowie	der	Kosten	für	Verpflegung	und	Unterkunft	in	angemessenem	Umfang	ersetzt.	Maß-
stab	für	die	Angemessenheit	ist	das	Bundesreisekostengesetz.	Kein	Anspruch	auf	Ersatz	der	Reise-
kosten	besteht,	wenn	eine	stationäre	Behandlung	ohne	zwingenden	Grund	abgebrochen	wird.	
(2)	Dauert	eine	Maßnahme	länger	als	acht	Wochen,	so	können	auch	die	notwendigen	Reisekosten	

für	im	Regelfall	monatlich	zwei	Familienheimfahrten	oder	monatlich	zwei	Fahrten	eines	Familienan-
gehörigen	zum	Aufenthaltsort	des	Berechtigten	übernommen	werden.	
(3)	Bei	notwendiger	Begleitung	wird	Ersatz	für	entgangenen	Arbeitsverdienst	in	angemessenem	

Umfang	geleistet,	wenn	der	Berechtigte	der	Begleitperson	zur	Erstattung	verpflichtet	ist.	
	

Abschnitt	2	
Vergütung	der	Leistungserbringer	

	
§	54	Vergütung	für	Leistungen	der	Krankenbehandlung	
(1)	Die	Leistungserbringer	der	Krankenbehandlung	nach	§	42	haben	Anspruch	auf	die	Vergütung,	

die	für	die	Krankenbehandlung	der	Versicherten	der	gesetzlichen	Krankenkassen	zu	zahlen	ist.	
(2)	Der	Anspruch	ist	bei	der	nach	§	57	Absatz	2	und	Absatz	3	zuständigen	Krankenkasse	geltend	

zu	machen.	
	
§	55	Vergütung	für	ergänzende	Leistungen	
(1)	Die	Erbringer	der	in	§	43	Absatz	1	genannten	ergänzenden	Leistungen	haben	Anspruch	auf	

Vergütung.	Der	Anspruch	ist	bei	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	geltend	zu	machen.	
(2)	Die	Höhe	der	Vergütung	für	besondere	psychotherapeutische	Leistungen	nach	§	43	Absatz	2	

Nummer	1	richtet	sich		
1.		nach	§	21	Psychotherapeutenausbildungsreformgesetz	(PsychThGAusbRefG)	und	
2.		nach	der	Gebührenordnung	für	Ärzte	in	der	jeweils	geltenden	Fassung.	§	11	der	Gebührenord-
nung	für	Ärzte	findet	keine	Anwendung.	

(3)	Die	Höhe	der	Vergütung	für	besondere	zahnärztliche,	implantologische,	kieferchirurgische	und	
kieferorthopädische	Leistungen	sowie	für	Mehrleistungen	für	Zahnersatz	nach	§	43	Absatz	2	Num-
mer	2	richtet	sich		
1.		nach	der	Gebührenordnung	für	Zahnärzte	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	und	
2.		nach	der	Bundeseinheitlichen	Benennungsliste	für	zahntechnische	Leistungen	(BEB).	

	
20	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	und	3	geän-

dert	sowie	Abs.	4	eingefügt.	
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(4)	Ist	eine	Leistung	nicht	von	einer	in	den	Absätzen	2	und	3	genannten	Gebührenordnung	erfasst,	
so	erfolgt	eine	angemessene	Vergütung	in	Anlehnung	an	die	genannten	Gebührenordnungen.	Dabei	
sind	die	Besonderheiten	des	Einzelfalls	sowie	Art	und	Umfang	der	erbrachten	Leistungen	zu	berück-
sichtigen.	
(5)	Für	besondere	heilpädagogische	Leistungen	nach	§	43	Absatz	2	Nummer	3	erhalten	die	Leis-

tungserbringer	eine	angemessene	Vergütung.	
(6)	Die	Höhe	der	Vergütung	für	besondere	verschreibungspflichtige	Arzneimittel	nach	§	43	Ab-

satz	2	Nummer	4	richtet	sich	nach	der	Arzneimittelpreisverordnung	in	der	jeweils	geltenden	Fassung.	
Kosten	 für	besondere	nicht	verschreibungspflichtige	Arzneimittel	und	Arzneimittel,	bei	denen	der	
Festbetrag	überschritten	wird,	werden	in	voller	Höhe	übernommen.	
(7)	Die	Höhe	der	Vergütung	für	besondere	über	die	allgemeinen	Krankenhausleistungen	hinaus-

gehende	ärztliche	und	nichtärztliche	Leistungen	im	Rahmen	einer	stationären	Behandlung	nach	§	43	
Absatz	2	Nummer	5	richtet	sich	nach	§	17	des	Gesetzes	über	die	Entgelte	für	vollstationäre	und	teil-
stationäre	Krankenhausleistungen	in	der	jeweils	geltenden	Fassung.	
	
§	56	Vergütung	für	die	Versorgung	mit	Hilfsmitteln	
(1)	Leistungserbringer	der	Versorgung	mit	Hilfsmitteln	nach	§	46	haben	Anspruch	auf	die	Vergü-

tung,	die	für	die	Versorgung	Versicherter	der	gesetzlichen	Unfallversicherung	zu	zahlen	ist.	
(2)	Der	Anspruch	ist	bei	der	zuständigen	Unfallkasse	des	Landes	geltend	zu	machen.	

	
Abschnitt	3	

Zuständigkeit	und	Datenübermittlung	
	
§	57	Zuständigkeit	
(1)	Die	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung	wird	von	der	zuständigen	Verwaltungs-

behörde	durchgeführt.	
(2)	Für	Geschädigte,	die	Mitglied	einer	Krankenkasse	oder	nach	§	10	des	Fünften	Buches	familien-

versichert	sind,	erbringt	ihre	Krankenkasse	für	die	zuständige	Verwaltungsbehörde		
1.		die	Krankenbehandlung	nach	§	42,	
2.		das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	nach	§	47	und	
3.		die	Leistungen	nach	§	53,	die	mit	der	Inanspruchnahme	einer	Hauptleistung	nach	§	42	in	Zu-
sammenhang	stehen.	

(3)	Geschädigte,	die	weder	Mitglied	einer	Krankenkasse	noch	nach	§	10	des	Fünften	Buches	fami-
lienversichert	sind,	wählen	eine	nach	§	173	des	Fünften	Buches	wählbare	Krankenkasse,	die	für	die	
zuständige	Verwaltungsbehörde		
1.		die	Krankenbehandlung	nach	§	42,	
2.		das	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	nach	§	47	und	
3.		die	Leistungen	nach	§	53,	die	mit	der	Inanspruchnahme	einer	Hauptleistung	nach	§	42	in	Zu-
sammenhang	stehen,	

erbringt.	Die	Wahl	der	Krankenkasse	nach	Satz	1	ist	innerhalb	von	zwei	Wochen	nach	Bekanntgabe	
der	Entscheidung	über	den	Anspruch	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	auszuüben.	Wird	sie	
nicht	fristgerecht	ausgeübt,	gilt	das	Verfahren	nach	§	175	Absatz	3	Satz	2	des	Fünften	Buches	entspre-
chend.	§	175	Absatz	4	Satz	1	bis	5	des	Fünften	Buches	gilt	entsprechend.	Kein	Recht	auf	Wahl	der	
Krankenkasse	besteht	für	Geschädigte,	für	die	bereits	eine	Krankenkasse	nach	§	264	Absatz	1	Satz	2	
oder	Absatz	3	des	Fünften	Buches	zuständig	ist.	Diese	Krankenkasse	ist	verpflichtet,	die	Leistungen	
nach	Satz	1	zu	erbringen.	
(4)	Das	Wahlrecht	nach	Absatz	3	gilt	entsprechend	für	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Naheste-

hende,	die	Leistungen	nach	§	42	Absatz	3	oder	Absatz	4	erhalten.	
(5)	Die	Versorgung	mit	Hilfsmitteln	nach	§	46	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	erbringt	die	zuständige	

Unfallkasse	des	Landes	für	die	zuständige	Verwaltungsbehörde.	Hierzu	zählt	auch	die	Wahrnehmung	
der	sich	aus	dem	Medizinprodukterecht	ergebenden	Pflichten.	Sie	erbringt	auch	die	Leistungen	nach	
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§	53,	die	mit	der	Inanspruchnahme	einer	Hauptleistung	nach	§	46	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	in	Zu-
sammenhang	stehen.	
(6)	Alle	weiteren	Leistungen	erbringt	die	zuständige	Verwaltungsbehörde.	§	18	Absatz	6	Satz	2	

und	3	des	Neunten	Buches	bleiben	unberührt.21	
	
§	58	Zuständigkeit	zur	Entscheidung	über	Widersprüche	
Über	Widersprüche	gegen	Verwaltungsakte,	die	im	Rahmen	der	Leistungserbringung	von	Kran-

kenkassen	nach	§	57	Absatz	2,	3	und	4	und	von	Unfallkassen	der	Länder	nach	§	57	Absatz	5	erlassen	
werden,	entscheidet	die	für	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	zuständige	Widerspruchsbehörde.	
	
§	59	Datenübermittlung	
(1)	Die	Leistungserbringer	der	Krankenbehandlung	sind	verpflichtet,	der	zuständigen	Kranken-

kasse	oder	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	die	in	den	§§	294,	294a,	295,	295a	Absatz	3,	§§	298,	
300,	301,	302	und	303	des	Fünften	Buches	genannten	Daten	zu	übermitteln,	soweit	dies	für	die	Er-
füllung	der	Aufgaben	der	zuständigen	Krankenkasse	oder	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	er-
forderlich	ist.	
(2)	Die	Leistungserbringer	der	Krankenbehandlung	sind	verpflichtet,	der	zuständigen	Unfallkasse	

des	Landes	die	in	den	§§	201	und	203	des	Siebten	Buches	genannten	Daten	zu	übermitteln,	soweit	
dies	für	die	Erfüllung	der	Aufgaben	der	zuständigen	Unfallkasse	des	Landes	erforderlich	ist.	
	

Abschnitt	4	
Erstattungen	von	Aufwendungen	und	Verwaltungskosten	

	
§	60	Erstattung	an	Krankenkassen	
(1)	Den	Krankenkassen	werden	von	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	halbjährlich	die	Auf-

wendungen	erstattet,	die	ihnen	nach	§	57	Absatz	2,	3	und	4,	den	§§	143	und	151	entstehen.	
(2)	Für	Aufwendungen	der	Jahre	2024	bis	2029	werden	die	Erstattungsansprüche	der	Kranken-

kassen	nach	Absatz	1	pauschal	abgegolten.	Grundlage	für	die	Festsetzung	des	Pauschalbetrages	eines	
Kalenderjahres	ist	die	Erstattung	der	Aufwendungen	des	Vorjahres.	Die	Festsetzung	des	Pauschalbe-
trages	für	das	Jahr	2024	erfolgt	dabei	auf	Grundlage	der	für	die	Aufwendungen	im	Sinne	des	Absat-
zes	1	nach	§	20	Absatz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	oder	nach	Gesetzen,	die	§	20	des	Bundes-
versorgungsgesetzes	ganz	oder	teilweise	für	entsprechend	anwendbar	erklärt	haben,	jeweils	für	das	
Jahr	2023	gezahlten	Erstattungsbeträge.	Der	sich	daraus	ergebende	Betrag	wird	einmalig	für	das	Jahr	
2024	um	10	Prozent	erhöht.	Der	für	das	Jahr	2024	erhöhte	Betrag	sowie	in	den	Folgejahren	der	Be-
trag	nach	Satz	2	werden	um	den	Prozentsatz	verändert,	um	den	sich	die	Zahl	der	Empfängerinnen	
und	Empfänger	von	Leistungen	nach	Kapitel	9,	den	§§	144	und	148	am	1.	Juli	des	Jahres	im	Vergleich	
zum	1.	Juli	des	Vorjahres	verändert	hat.	Dieses	Ergebnis	wird	danach	um	den	Prozentsatz	verändert,	
um	den	sich	die	Ausgaben	der	Krankenkassen	je	Mitglied	und	Rentner	einschließlich	der	Familienan-
gehörigen	für	Leistungen	der	Krankenbehandlung,	mit	Ausnahme	für	Leistungen	der	Hilfsmittelver-
sorgung,	nach	dem	Dritten	Kapitel,	Fünfter	Abschnitt	Erster	und	Zweiter	Titel	sowie	Siebter	und	Ach-
ter	Abschnitt	des	Fünften	Buches	jeweils	im	ersten	Halbjahr	gegenüber	dem	ersten	Halbjahr	des	Vor-
jahres	verändert	haben.	
(3)	Der	von	den	einzelnen	Ländern	zu	tragende	Anteil	am	Pauschalbetrag	nach	Absatz	2	bestimmt	

sich	nach	deren	Anteil	an	der	Zahl	der	Empfängerinnen	und	Empfänger	von	Leistungen	nach	Kapi-
tel	9,	den	§§	144	und	148	am	1.	 Juli	des	 jeweiligen	 Jahres.	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	
Soziales	gibt	die	von	den	Ländern	zu	zahlenden	jährlichen	Anteile	am	Pauschalbetrag	bekannt.	Die	
zuständige	Verwaltungsbehörde	zahlt	ihren	jeweiligen	Anteil	am	Pauschalbetrag	in	Teilbeträgen	an	
den	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen.	Der	jeweils	für	das	erste	Kalenderhalbjahr	zu	zahlende	

	
21	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	6a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	geändert.	
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Teilbetrag	wird	als	Abschlagszahlung	in	Höhe	von	40	Prozent	des	Pauschalbetrages	des	Vorjahres	
zum	1.	Juli	des	Jahres	geleistet.	Der	verbleibende	Restbetrag	ist	zum	Ende	des	Kalenderjahres	zu	leis-
ten.	
(4)	Der	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen	verteilt	den	Pauschalbetrag	nach	Absatz	2	 in	

Höhe	von	75	Prozent	auf	die	Krankenkassen	nach	ihrem	Anteil	an	den	risikoadjustierten	Zuweisun-
gen	aus	dem	Gesundheitsfonds	nach	§	266	des	Fünften	Buches.	Der	Spitzenverband	Bund	der	Kran-
kenkassen	verteilt	den	Pauschalbetrag	in	Höhe	von	25	Prozent	nach	ihrem	jeweiligen	Anteil	an	den	
Anspruchsberechtigten	nach	§	57	Absatz	3	und	4	und	den	§§	143	und	151,	die	weder	Mitglied	einer	
Krankenkasse	noch	nach	§	10	des	Fünften	Buches	familienversichert	sind.	Die	Ermittlung	des	Anteils	
einer	Krankenkasse	an	den	risikoadjustierten	Zuweisungen	erfolgt	auf	Grundlage	der	Ergebnisse	des	
zum	Zeitpunkt	der	Verteilung	aktuell	abgeschlossenen	Jahresausgleichs	nach	§	266	Absatz	7	Satz	3	
des	Fünften	Buches.	Für	die	landwirtschaftliche	Krankenkasse	ist	aus	dem	Anteil	an	dem	Pauschalbe-
trag	nach	Absatz	2,	der	nach	risikoadjustierten	Zuweisungen	aus	dem	Gesundheitsfonds	verteilt	wird,	
vorab	ein	Anteil	abzuziehen,	der	sich	nach	dem	Verhältnis	der	Anzahl	der	Versicherten	dieser	Kran-
kenkasse	zu	der	Anzahl	der	Versicherten	aller	Krankenkassen	am	1.	Juli	des	Vorjahres	bemisst	und	
an	die	landwirtschaftliche	Krankenkasse	auszuzahlen	ist.	Die	Krankenkassen	melden	dem	Spitzen-
verband	Bund	der	Krankenkassen	nach	Aufforderung	die	Anzahl	der	Anspruchsberechtigten	nach	
§	57	Absatz	3	und	4	und	den	§§	143	und	151.	Maßgebend	für	die	Anzahl	der	Anspruchsberechtigten	
sind	jeweils	die	Verhältnisse	zum	1.	Juli	des	Vorjahres.	
(5)	Für	Aufwendungen	ab	dem	Jahr	2030	werden	die	Erstattungsansprüche	der	Krankenkassen	

nach	Absatz	1	ebenfalls	pauschal	abgegolten.	Der	Berechnung	des	Pauschalbetrages	sind	valide	Daten	
zugrunde	zu	legen.	
(6)	Näheres	zu	den	Pauschalabgeltungen	nach	den	Absätzen	2	und	5,	einschließlich	der	zu	deren	

Einführung	erforderlichen	Melde-	und	Datenaustauschverfahren	sowie	die	Einzelheiten	zur	Durch-
führung	der	Verfahren,	regelt	eine	Verwaltungsvereinbarung,	die	die	Bundesstelle	 für	Soziale	Ent-
schädigung	mit	dem	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen	abschließt.	Die	Vereinbarung	bedarf	
der	Zustimmung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales,	des	Bundesministeriums	für	Ge-
sundheit	und	der	Länder.	
(7)	Können	 sich	die	Bundesstelle	 für	 Soziale	Entschädigung	und	der	 Spitzenverband	Bund	der	

Krankenkassen	nicht	 auf	 eine	Verwaltungsvereinbarung	nach	Absatz	6	 einigen	oder	 stimmen	das	
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales,	das	Bundesministerium	für	Gesundheit	oder	die	Länder	
einer	Verwaltungsvereinbarung	nicht	zu,	können	die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	oder	der	
Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen	ein	Schiedsstellenverfahren	einleiten.	Die	Schiedsstelle	legt	
den	Vereinbarungsinhalt	fest.	Entsprechendes	gilt,	wenn	die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	
oder	der	 Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen	eine	Anpassung	der	Verwaltungsvereinbarung	
nach	Absatz	 6	 verlangt	 und	 eine	 Einigung	 hierüber	 nicht	 zustande	 kommt.	Die	 Entscheidung	 der	
Schiedsstelle	bedarf	der	Zustimmung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales	sowie	des	Bun-
desministeriums	für	Gesundheit.	Die	Schiedsstelle	besteht	aus	einem	oder	einer	unparteiischen	Vor-
sitzenden,	zwei	weiteren	unparteiischen	Mitgliedern	sowie	 je	 fünf	Vertretern	oder	Vertreterinnen	
der	Länder	und	des	Spitzenverbandes	Bund	der	Krankenkassen.	Der	oder	die	Vorsitzende	und	die	
unparteiischen	Mitglieder	werden	von	den	Ländern	und	dem	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkas-
sen	gemeinsam	bestellt.	Können	sich	die	Länder	und	der	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen	
nicht	auf	einzelne	oder	mehrere	unparteiische	Mitglieder	einigen,	werden	diese	vom	Bundesministe-
rium	für	Arbeit	und	Soziales	im	Einvernehmen	mit	dem	Bundesministerium	für	Gesundheit	bestellt.	
Die	Kosten	des	Schiedsverfahrens	tragen	die	Länder	und	der	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkas-
sen	zu	gleichen	Teilen.	
(8)	Die	Schiedsstelle	gibt	sich	eine	Geschäftsordnung.	Die	Mitglieder	der	Schiedsstelle	führen	ihr	

Amt	als	Ehrenamt.	Sie	sind	an	Weisungen	nicht	gebunden.	Jedes	Mitglied	hat	eine	Stimme.	Die	Ent-
scheidungen	werden	mit	der	Mehrheit	der	Mitglieder	getroffen.	Ergibt	sich	keine	Mehrheit,	gibt	die	
Stimme	der	oder	des	Vorsitzenden	den	Ausschlag.	Die	Rechtsaufsicht	über	die	Schiedsstelle	führt	das	
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales.	
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(9)	Soweit	es	ab	dem	Jahr	2030	an	einer	Regelung	für	die	Festsetzung	des	Pauschalbetrages	nach	
Absatz	5	fehlt,	gelten	die	Absätze	2	bis	4	sowie	10	entsprechend.	
(10)	Den	Krankenkassen	werden	von	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	kalenderhalbjährlich	

Verwaltungskosten	in	Höhe	von	5	Prozent	der	Pauschalbeträge	nach	den	Absätzen	2	und	5	erstattet.22	
	
§	60a	Datenerhebung	
(1)	Die	zuständige	Verwaltungsbehörde	übermittelt	für	erstmals	ab	dem	1.	Januar	2024	bewilligte	

Leistungen	nach	Kapitel	5	dieses	Buches	an	die	nach	§	57	Absatz	2	bis	4	zuständige	Krankenkasse	
folgende	Daten:	
1.		den	Namen	und	Vornamen	des	Berechtigten,	
2.		das	Geburtsdatum	und	den	Geburtsort	des	Berechtigten,	
3.		die	Anschrift	des	Berechtigten,	
4.		das	Aktenzeichen	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde,	
5.		die	Krankenversichertennummer	des	Berechtigten,	
6.		die	Rechtsgrundlage	und	den	Zeitpunkt	des	festgestellten	Anspruchs	und	
7.		die	anerkannte	Schädigungsfolge.	

Zusätzlich	übermittelt	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	eine	Kopie	des	aktuellen	Anerkennungs-
bescheides.	Die	Übermittlung	der	Daten	und	der	Kopie	des	Anerkennungsbescheides	erfolgt	unver-
züglich	nach	Feststellung	des	Anspruches	auf	Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Ent-
schädigung.	Die	Verwaltungsbehörde	informiert	die	Krankenkasse	unverzüglich	über	ihr	bekannte	
Änderungen	der	in	Satz	1	genannten	Daten.	Bei	Änderung	der	Anspruchsvoraussetzungen	übermit-
telt	sie	der	Krankenkasse	unverzüglich	eine	Kopie	des	Neufeststellungsbescheides.	
(2)	Werden	der	Krankenkasse	Tatsachen	bekannt,	die	zu	einer	Änderung	der	nach	Absatz	1	über-

mittelten	Daten	führen	können,	so	teilt	sie	dies	unverzüglich	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	
mit.	Die	Verwaltungsbehörde	prüft,	ob	eine	Änderung	der	nach	Absatz	1	übermittelten	Daten	ange-
zeigt	ist	und	meldet	Änderungen	nach	Absatz	1.	
(3)	Für	Berechtigte,	die	einen	Anspruch	auf	Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Ent-

schädigung	gemäß	§	143	Absatz	1	haben	und	eine	monatliche	Zahlung	nach	§	83	oder	§	144	beziehen,	
ist	Absatz	1	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	eine	erstmalige	Übermittlung	der	Daten	bis	zum	
31.	Dezember	2024	zu	erfolgen	hat.	Absatz	2	gilt	entsprechend.	
(4)	Die	zuständige	Krankenkasse	meldet	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	bis	zum	31.	De-

zember	2024	die	ihr	bekannten	Berechtigten,	die	einen	Anspruch	auf	eine	Absicherung	gegen	Krank-
heit	nach	§	151	Absatz	1	haben,	sowie	die	nicht	von	Absatz	3	umfassten	Berechtigten,	die	weder	Mit-
glied	einer	Krankenkasse	noch	nach	§	10	des	Fünften	Buches	familienversichert	sind.	Für	diese	Fälle	
übermittelt	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	der	zuständigen	Krankenkasse	bis	zum	31.	Dezem-
ber	2025	die	in	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	bis	6	genannten	Daten	und	eine	Kopie	des	aktuellen	Aner-
kennungsbescheides.	
(5)	Für	die	Jahre	2026	bis	2028	teilen	die	Krankenkassen	den	zuständigen	Verwaltungsbehörden	

kalenderhalbjährlich	mit:	
1.		die	nach	den	Absätzen	1,	3	und	4	gemeldeten	Personen,	die	Leistungen	der	Krankenbehandlung	
der	Sozialen	Entschädigung	erhalten,	

2.		die	Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung,	einschließlich	des	Diagno-
seschlüssels,	oder	als	Absicherung	gegen	Krankheit,	die	in	den	Fällen	nach	Nummer	1	erbracht	
werden	und	

3.		die	Aufwendungen,	die	bei	der	Leistungserbringung	der	Krankenkassen	entstanden	sind.	
Für	Datenübermittlungen	zwischen	den	Leistungserbringern	der	Krankenbehandlung	und	den	Kran-
kenkassen	gilt	die	Mitteilung	nach	Satz	1	als	Aufgabe	 im	Sinne	von	§	59.	Zugleich	übermitteln	die	

	
22	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	6b	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	
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Krankenkassen	die	Daten	nach	Satz	1	in	anonymisierter	Form	an	den	Spitzenverband	Bund	der	Kran-
kenkassen.	
(6)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	stellt	den	zuständigen	Verwaltungsbehörden,	dem	

Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen,	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	und	dem	
Bundesministerium	für	Gesundheit	anonymisierte	Auswertungen	über	die	auftragsgemäße	Erbrin-
gung	der	Krankenbehandlung	nach	diesem	Buch	zur	Verfügung.	Bei	der	Bundesstelle	für	Soziale	Ent-
schädigung	werden	hierfür	folgende	Daten	anonymisiert	erfasst:	
1.		Anzahl	der	gemeldeten	Leistungsfälle	aufgegliedert	nach	
a)		Ländern,	
b)		Krankenkassen,	
c)		Diagnoseschlüsseln	und	
d)		Leistungsbereichen	sowie	

2.		die	Höhe	der	Aufwendungen	der	Krankenkassen.	
Die	zuständigen	Verwaltungsbehörden	übermitteln	der	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	die	
von	den	Krankenkassen	zur	Verfügung	gestellten	Angaben	nach	Absatz	5	in	strukturierter	und	ano-
nymisierter	Form.	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	legt	das	strukturierte	Format	für	die	
anonymisierte	Übermittlung	der	Daten	einheitlich	fest	und	erstellt	auf	dieser	Grundlage	halbjährlich,	
erstmals	zum	1.	Juli	2027	und	letztmalig	zum	1.	Juli	2029,	eine	Auswertung	der	von	den	zuständigen	
Landesbehörden	übermittelten	Daten.	
(7)	Die	Krankenkassen	melden	die	in	Absatz	5	Satz	1	genannten	Daten	ab	dem	Jahr	2029	in	ano-

nymisierter	Form	an	den	Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen.	Für	die	Datenmeldung	legt	der	
Spitzenverband	Bund	der	Krankenkassen	das	strukturierte	Format	für	die	anonymisierte	Übermitt-
lung	der	Daten	fest.23	
	
§	61	Erstattung	an	Unfallkassen	der	Länder	
(1)	Den	Unfallkassen	der	Länder	werden	von	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	die	Aufwen-

dungen	erstattet,	die	ihnen	nach	§	57	Absatz	5	entstehen.	
(2)	Den	Unfallkassen	der	Länder	werden	von	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	Verwaltungs-

kosten	in	Höhe	von	10	Prozent	des	Erstattungsbetrages	nach	Absatz	1	erstattet.	Die	Höhe	der	Pau-
schale	wird	nach	Ablauf	von	zwei	Jahren	nach	Inkrafttreten	der	Regelung	von	den	Trägern	der	Sozi-
alen	Entschädigung	und	der	Deutschen	Gesetzlichen	Unfallversicherung	e.V.	evaluiert.	Diese	treffen	
zu	den	Einzelheiten	der	Evaluierung	eine	Vereinbarung.	
(3)	Die	Länder	können	mit	den	Unfallkassen	Vereinbarungen	zur	Durchführung	des	Verfahrens	

nach	 den	Absätzen	 1	 und	 2	 treffen.	Haben	 die	 Vereinbarungen	 finanzielle	 Auswirkungen	 für	 den	
Bund,	bedürfen	sie	der	Zustimmung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales.24	
	

Kapitel	6	
Leistungen	zur	Teilhabe	

	
§	62	Leistungsumfang	
Leistungen	zur	Teilhabe	sind		
1.		Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	sowie	unterhaltssichernde	und	andere	ergänzende	
Leistungen,	

2.		Leistungen	zur	Teilhabe	an	Bildung,	

	
23	QUELLE	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	6c	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
24	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	6d	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	 I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	und	2	

geändert.	
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3.		Leistungen	zur	Sozialen	Teilhabe	und	
4.		Leistungen	zur	medizinischen	Rehabilitation.	

Handelt	es	sich	bei	den	Leistungen	nach	Satz	1	Nummer	1	bis	3	um	eine	Versorgung	mit	Hilfsmitteln,	
werden	diese	entsprechend	§	46	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	und	Absatz	2	erbracht.	Die	§§	56	und	57	
Absatz	5,	die	§§	58	und	59	Absatz	2	und	§	61	gelten	entsprechend.	Die	Leistungen	nach	Nummer	4	
einschließlich	der	erforderlichen	unterhaltssichernden	und	anderen	ergänzenden	Leistungen	wer-
den	im	Rahmen	der	Leistungen	der	Krankenbehandlung	nach	Kapitel	5	erbracht.25	
	
§	63	Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	
(1)	Geschädigte	erhalten	als	Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben		
1.		Leistungen	nach	den	§§	49	bis	55	des	Neunten	Buches,	
2.		Leistungen	im	Eingangsverfahren	und	im	Berufsbildungsbereich	einer	anerkannten	Werkstatt	
für	behinderte	Menschen	nach	§	57	des	Neunten	Buches,	

3.		Leistungen	im	Arbeitsbereich	einer	anerkannten	Werkstatt	für	behinderte	Menschen	nach	§	58	
des	Neunten	Buches	einschließlich	des	Arbeitsförderungsgeldes	nach	§	59	des	Neunten	Buches,	

4.		Leistungen	bei	anderen	Leistungsanbietern	nach	§	60	des	Neunten	Buches,	
5.		ein	Budget	für	Arbeit	nach	§	61	des	Neunten	Buches	und	
6.	 ein	Budget	für	Ausbildung	nach	§	61a	des	Neunten	Buches.	
(2)	Die	Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	umfassen	zudem	Leistungen	zum	Betrieb,	Unter-

halt,	Unterstellen	und	Abstellen	eines	Kraftfahrzeuges.	
(3)	Hinterbliebene	erhalten	Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben,	soweit	der	Antrag	innerhalb	

eines	Zeitraums	von	fünf	Jahren	nach	dem	Tod	des	oder	der	Geschädigten	gestellt	wird.26	
	
§	64	Unterhaltssichernde	und	andere	ergänzende	Leistungen	
(1)	Geschädigte	und	Hinterbliebene,	die	Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	nach	§	63	erhal-

ten,	erhalten	auch	die	folgenden	unterhaltssichernden	und	anderen	ergänzenden	Leistungen:		
1.		Übergangsgeld	nach	§	65	Absatz	3,	4	und	7	des	Neunten	Buches	sowie	nach	den	§§	66	bis	72	
des	Neunten	Buches	oder	Unterhaltsbeihilfe	unter	den	Voraussetzungen	des	Absatzes	3,	

2.		Reisekosten	nach	§	73	des	Neunten	Buches	und	
3.		Haushalts-	oder	Betriebshilfe	und	Kinderbetreuungskosten	nach	§	74	des	Neunten	Buches.	

Übergangsgeld	nach	Satz	1	Nummer	1	wird	nicht	erbracht	beim	Bezug	von	Leistungen	im	Arbeitsbe-
reich	einer	anerkannten	Werkstatt	nach	§	63	Absatz	2	des	Neunten	Buches	oder	beim	Bezug	von	Leis-
tungen	nach	§	63	Absatz	3	Satz	2	des	Neunten	Buches.	
(2)	Für	die	Berechnung	des	Übergangsgeldes	während	der	Teilnahme	an	Leistungen	zur	Teilhabe	

am	Arbeitsleben	ist	Leistungsbemessungsgrenze	im	Sinne	des	§	67	Absatz	4	des	Neunten	Buches	der	
360.	Teil	der	jährlichen	Beitragsbemessungsgrenze	der	allgemeinen	Rentenversicherung.	
(3)	Geschädigte	und	Hinterbliebene,	die	vor	Beginn	der	Leistung	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	

nicht	erwerbstätig	gewesen	sind,	erhalten	anstelle	des	Übergangsgeldes	Unterhaltsbeihilfe.	§	71	Ab-
satz	3	und	Absatz	4	Satz	1	des	Neunten	Buches	ist	anzuwenden.	Für	die	Bemessung	der	Unterhalts-
beihilfe	ist	§	93	entsprechend	anzuwenden	mit	der	Maßgabe,	dass	in	Fällen	des	Verbleibs	in	der	eige-
nen	Unterkunft	der	monatliche	Regelbedarf	das	Zweifache	der	jeweils	maßgebenden	Regelbedarfs-
stufe	nach	der	Anlage	zu	§	28	des	Zwölften	Buches	beträgt.	
(4)	Geschädigten	und	Hinterbliebenen,	die	nicht	rentenversicherungspflichtig	oder	von	der	Ren-

tenversicherungspflicht	 befreit	 sind,	 werden	 für	 die	 Zeit,	 in	 der	 sie	 Übergangsgeld	 erhalten,	 die	

	
25	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	6e	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Sätze	2	und	3	

eingefügt.	
26	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Nr.	4	und	5	

geändert	sowie	Abs.	1	Nr.	6	eingefügt.	
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Aufwendungen	für	die	Alterssicherung	erstattet.	Die	Erstattung	erfolgt	bis	zur	Höhe	der	Beiträge,	die	
für	die	Zeit,	in	der	die	Geschädigten	und	Hinterbliebenen	Übergangsgeld	beziehen,	zur	gesetzlichen	
Rentenversicherung	zu	entrichten	wären,	wenn	die	Geschädigten	und	Hinterbliebenen	rentenversi-
cherungspflichtig	wären.	Aufwendungen	für	die	Alterssicherung	sind	insbesondere		
1.		 freiwillige	Beiträge	zur	gesetzlichen	Rentenversicherung,	
2.		Beiträge	zu	öffentlich-rechtlichen	berufsständischen	Versicherungs-	und	Versorgungseinrich-
tungen	sowie	

3.		Beiträge	zu	öffentlichen	oder	privaten	Versicherungsunternehmen	auf	Grund	von	Lebensversi-
cherungsverträgen,	die	der	Alterssicherung	dienen.	

(5)	§	64	Absatz	2	Satz	1	des	Neunten	Buches	gilt	 für	Geschädigte	und	Hinterbliebene	entspre-
chend.27	
	
§	65	Leistungen	zur	Teilhabe	an	Bildung	
Geschädigte,	die	auf	Grund	der	Schädigungsfolgen	zum	leistungsberechtigten	Personenkreis	 im	

Sinne	von	§	99	des	Neunten	Buches	gehören,	erhalten	Leistungen	zur	Teilhabe	an	Bildung	entspre-
chend	Teil	2	Kapitel	5	des	Neunten	Buches.	
	
§	66	Leistungen	zur	Sozialen	Teilhabe	
(1)	Geschädigte,	die	auf	Grund	der	Schädigungsfolgen	zum	leistungsberechtigten	Personenkreis	

im	Sinne	von	§	99	des	Neunten	Buches	gehören,	erhalten	Leistungen	zur	Sozialen	Teilhabe	entspre-
chend	Teil	2	Kapitel	6	des	Neunten	Buches.	
(2)	Abweichend	von	Absatz	1	werden	Leistungen	zur	Mobilität	nach	§	83	des	Neunten	Buches	er-

bracht.	 Sie	 umfassen	 zudem	 Leistungen	 zum	Betrieb,	 Unterhalt,	 Unterstellen	 und	 Abstellen	 eines	
Kraftfahrzeuges.	
	
§	67	Zusammentreffen	von	Teilhabeleistungen	mit	Pflegeleistungen	in	Einrichtungen	oder	
Räumlichkeiten	im	Sinne	des	§	43a	des	Elften	Buches	in	Verbindung	mit	§	71	Absatz	4	des		
Elften	Buches	
Werden	Leistungen	zur	Teilhabe	nach	§	62	Satz	1	Nummer	1	bis	3	in	Einrichtungen	oder	Räum-

lichkeiten	im	Sinne	des	§	43a	des	Elften	Buches	in	Verbindung	mit	§	71	Absatz	4	des	Elften	Buches	
erbracht,	so	umfasst	die	Leistung	auch	die	Pflegeleistung	in	diesen	Einrichtungen	oder	Räumlichkei-
ten.	Satz	1	gilt	auch	für	nicht	schädigungsbedingte	Pflegebedarfe.	In	den	Fällen	der	Sätze	1	und	2	gilt	
§	75	Absatz	3.	Stellt	der	Leistungserbringer	fest,	dass	Berechtigte	so	pflegebedürftig	sind,	dass	die	
Pflege	in	diesen	Einrichtungen	oder	Räumlichkeiten	nicht	sichergestellt	werden	kann,	vereinbaren	
der	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	und	die	zuständige	Pflegekasse	mit	dem	Leistungserbringer,	
dass	die	Leistung	bei	einem	anderen	Leistungserbringer	erbracht	wird.	Dabei	 ist	den	berechtigten	
Wünschen	der	Berechtigten	Rechnung	zu	tragen.	
	
§	68	Zusammentreffen	von	Teilhabeleistungen	mit	Pflegeleistungen	außerhalb	von		
Einrichtungen	oder	Räumlichkeiten	im	Sinne	des	§	43a	des	Elften	Buches	in	Verbindung	mit	
§	71	Absatz	4	des	Elften	Buches	
(1)	Treffen	außerhalb	von	Einrichtungen	oder	Räumlichkeiten	im	Sinne	des	§	43a	des	Elften	Bu-

ches	in	Verbindung	mit	§	71	Absatz	4	des	Elften	Buches	Leistungen	zur	Teilhabe	nach	§	62	Satz	1	
Nummer	1	bis	3	und	Leistungen	der	sozialen	Pflegeversicherung	zusammen,	so	gilt	§	13	Absatz	4	
Satz	1	bis	3	und	Absatz	4a	des	Elften	Buches	für	den	zuständigen	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	
und	für	die	zuständige	Pflegekasse	entsprechend.	

	
27	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	3	Satz	3	geän-

dert	und	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
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(2)	Werden	Leistungen	zur	Teilhabe	nach	§	62	Satz	1	Nummer	1	bis	3	außerhalb	von	Einrichtun-
gen	oder	Räumlichkeiten	im	Sinne	des	Absatzes	1	erbracht	und	besteht	darüber	hinaus	ein	Anspruch	
auf	Leistungen	der	häuslichen	Pflege	nach	den	§§	64a	bis	64f,	64i	und	66	des	Zwölften	Buches,	so	
umfassen	die	Leistungen	zur	Teilhabe	nach	§	63	Satz	1	Nummer	1	bis	3	diese	Leistungen	der	häusli-
chen	Pflege	nach	dem	Zwölften	Buch,	solange	die	Teilhabeziele	erreicht	werden	können.	Satz	1	gilt	
entsprechend	 in	 den	 Fällen,	 in	 denen	 Berechtigte	 vorübergehend	 Leistungen	 nach	 den	 §§	 64g	
und	64h	des	Zwölften	Buches	in	Anspruch	nehmen.	Die	Sätze	1	und	2	gelten	nicht,	wenn	Berechtigte	
vor	Vollendung	des	für	die	Regelaltersgrenze	im	Sinne	des	Sechsten	Buches	erforderlichen	Lebens-
jahres	keine	Leistungen	zur	Teilhabe	nach	§	62	Satz	1	Nummer	1	bis	3	erhalten	haben,	es	sei	denn,	es	
handelt	sich	um	einen	Teilhabebedarf,	der	durch	ein	schädigendes	Ereignis	verursacht	worden	ist,	
welches	erst	nach	Vollendung	des	für	die	Regelaltersgrenze	im	Sinne	des	Sechsten	Buches	erforder-
lichen	Lebensjahres	eingetreten	ist.	
	
§	69	Wunsch-	und	Wahlrecht	
Bei	der	Entscheidung	über	die	Leistungen	zur	Teilhabe	und	bei	der	Ausführung	dieser	Leistungen	

wird	den	berechtigten	Wünschen	der	Berechtigten	 entsprochen.	Dabei	 sind	Art	 und	 Schwere	der	
Schädigung,	Gesundheitszustand	und	Lebensalter	besonders	zu	berücksichtigen.	Im	Übrigen	gilt	§	8	
des	Neunten	Buches.	
	
§	70	Besonderheiten	der	Leistungsbemessung	
Art,	Ausmaß	und	Dauer	der	Leistungen	zur	Teilhabe	richten	sich	nach	der	Besonderheit	des	Ein-

zelfalls	sowie	der	Art	des	Bedarfes.	
	

Kapitel	7	
Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	

	
Abschnitt	1	

Anspruch	und	Pflegebedürftigkeit	
	
§	71	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	
(1)	Geschädigte	haben	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit,	wenn	sie	auf	Grund	der	

anerkannten	Schädigungsfolgen	pflegebedürftig	sind.	
(2)	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	besteht	auch,	wenn		
1.		Gesundheitsstörungen,	die	keine	Schädigungsfolge	sind,	im	Zusammenwirken	mit	anerkannten	
Schädigungsfolgen	Pflegebedürftigkeit	verursachen	und	

2.		die	Auswirkungen	der	Schädigungsfolgen	für	die	Beurteilung	der	Pflegebedürftigkeit	den	an-
deren	Gesundheitsstörungen	annähernd	gleichwertig	sind.	

	
§	72	Pflegebedürftigkeit	und	Pflegegrad	
(1)	Für	den	Begriff	der	Pflegebedürftigkeit,	für	das	Verfahren	zur	Ermittlung	des	Pflegegrades	und	

für	die	Einordnung	in	die	Pflegegrade	gilt	das	Zweite	Kapitel	des	Elften	Buches.	
(2)	Liegt	eine	Entscheidung	der	Pflegekasse	über	den	Pflegegrad	vor,	so	ist	sie	für	die	zuständige	

Verwaltungsbehörde	bindend.	 Liegt	 eine	Entscheidung	nicht	 vor,	 so	wirkt	die	 zuständige	Verwal-
tungsbehörde	auf	eine	unverzügliche	Entscheidung	der	Pflegekasse	hin.	
(3)	Kommt	ein	Anspruch	nach	dem	Elften	Buch	nicht	in	Betracht,	so	ermittelt	die	zuständige	Ver-

waltungsbehörde	den	Pflegegrad	 in	 eigener	Verantwortung.	 Sie	 kann	 sich	dabei	 sachverständiger	
Dritter	bedienen.	
	
§	73	Kostenübernahme	vor	Pflegebedürftigkeit	im	Sinne	des	Elften	Buches	
Für	Geschädigte,	bei	denen	auf	Grund	eines	schädigenden	Ereignisses	voraussichtlich	nur	weniger	

als	sechs	Monate	eine	Einschränkung	der	Selbständigkeiten	oder	der	Fähigkeiten	vorliegt	und	daher	
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eine	Pflegebedürftigkeit	im	Sinne	des	Elften	Buches	nicht	gegeben	ist,	können	Kosten	im	Umfang	der	
Leistungen	nach	dem	Siebten	Kapitel	des	Zwölften	Buches	übernommen	werden.	Dies	gilt	nicht,	wenn	
die	Pflege	durch	ein	Arbeitgebermodell	nach	§	76	sichergestellt	wird.	
	

Abschnitt	2	
Umfang	der	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	

	
§	74	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	
Geschädigte	erhalten	bei	schädigungsbedingter	Pflegebedürftigkeit	im	Sinne	des	Abschnitts	1		
1.		Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	entsprechend	dem	Vierten	Kapitel	des	Elften	Buches,	
2.		ergänzende	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	nach	§	75,	
3.		Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	im	Arbeitgebermodell	nach	§	76.	

	
§	75	Ergänzende	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	
(1)	Werden	schädigungsbedingte	Bedarfe	nach	§	74	Nummer	1	nur	teilweise	gedeckt,	werden	die	

über	die	Leistungen	des	Vierten	Kapitels	des	Elften	Buches	hinausgehenden,	notwendigen	und	ange-
messenen	Kosten	übernommen.	Dies	gilt	bei	folgenden	Leistungsarten:		
1.		Pflegesachleistung	nach	§	36	des	Elften	Buches,	
2.		Häusliche	Pflege	bei	Verhinderung	der	Pflegeperson	nach	§	39	des	Elften	Buches,	
3.		Pflegehilfsmittel	und	wohnumfeldverbessernde	Maßnahmen	nach	§	40	des	Elften	Buches,	
4.		Tagespflege	und	Nachtpflege	nach	§	41	des	Elften	Buches,	
5.		Kurzzeitpflege	nach	§	42	des	Elften	Buches,	
6.		Vollstationäre	Pflege	nach	§	43	des	Elften	Buches.	
(2)	Bei	Kombination	von	Geldleistung	und	Sachleistung	nach	§	38	des	Elften	Buches	wird	der	pro-

zentuale	Anteil	übernommen,	der	auf	die	Sachleistung	entfällt.	
(3)	Bei	Pflege	in	Einrichtungen	oder	Räumlichkeiten	im	Sinne	des	§	43a	des	Elften	Buches	in	Ver-

bindung	mit	§	71	Absatz	4	des	Elften	Buches	werden	15	Prozent	der	Vergütung	übernommen.	
(4)	Für	Geschädigte,	die	einen	Anspruch	nach	§	4	Absatz	1	haben,	trägt	die	zuständige	Verwal-

tungsbehörde	die	Beiträge	zur	sozialen	Pflegeversicherung,	so	lange	sie	nach	§	21	des	Elften	Buches	
pflegeversichert	sind.	
(5)	Geschädigte,	die	weder	nach	dem	Elften	Buch	versichert	sind	noch	nach	beamtenrechtlichen	

Vorschriften	einen	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	haben,	erhalten	die	Leistungen	
des	Vierten	Kapitels	des	Elften	Buches	sowie	die	Leistungen	nach	Absatz	1.	Absatz	2	bis	4	gilt	ent-
sprechend.	
	
§	76	Häusliche	Pflege	im	Arbeitgebermodell	
(1)	Stellen	Geschädigte	die	häusliche	Pflege	durch	von	ihnen	beschäftigte	besondere	Pflegekräfte	

auf	Grundlage	eines	Arbeitsvertrages	sicher	(Arbeitgebermodell),	so	werden	ihnen	die	hierfür	erfor-
derlichen	und	angemessenen	Kosten	erstattet.	Bei	der	Erstattung	 ist	das	Pflegegeld	nach	§	37	des	
Elften	Buches	anzurechnen.	Kosten	der	Beschäftigung	von	Ehegatten	sowie	Eltern	werden	Berechtig-
ten	erstattet,	wenn	dadurch	eine	fachgerechte	Pflege	gewährleistet	ist.	
(2)	Während	einer	stationären	Behandlung	werden	den	Geschädigten	die	erforderlichen	und	an-

gemessenen	Kosten	für	die	besondere	Pflegekraft	für	einen	Zeitraum	von	bis	zu	drei	Monaten	weiter	
erstattet.	Eine	Erstattung	über	diesen	Zeitraum	hinaus	kann	unter	Berücksichtigung	der	Umstände	
des	Einzelfalls	erfolgen.	
(3)	Die	angemessenen	Kosten	umfassen	auch	die	Arbeitgeber-	und	Arbeitnehmerbeiträge	zur	So-

zialversicherung	und	 zur	Arbeitsförderung,	 die	 auf	 das	Arbeitsentgelt	 der	besonderen	Pflegekraft	
entfallen.	
(4)	Aufwendungen	für	die	Erfüllung	der	Pflichten	der	Geschädigten	als	Arbeitgeber	können	in	an-

gemessener	Höhe	erstattet	werden.	Als	angemessen	gilt	in	der	Regel	ein	Betrag	in	Höhe	von	bis	zu	35	
Euro	monatlich.	
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Abschnitt	3	

Zuständigkeit	und	Erstattung	
	
§	77	Zuständigkeit	
(1)	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	nach	diesem	Buch	werden	von	der	 zuständigen	Verwal-

tungsbehörde	nach	Maßgabe	der	folgenden	Absätze	erbracht.	
(2)	Für	Geschädigte,	die	Mitglied	einer	Pflegekasse	oder	nach	§	25	des	Elften	Buches	familienver-

sichert	sind,	erbringt	ihre	Pflegekasse	für	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	die	Leistungen	bei	Pfle-
gebedürftigkeit	nach	§	74	Nummer	1	und	§	75	Absatz	1	Satz	2	Nummer	3.	
(3)	Für	Geschädigte,	die	weder	nach	dem	Elften	Buch	versichert	sind	noch	nach	beamtenrechtli-

chen	Vorschriften	einen	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	haben,	erbringt	die	Pflege-
kasse,	die	der	Krankenkasse	ihrer	Wahl	gemäß	§	57	Absatz	3	entspricht,	für	die	zuständige	Verwal-
tungsbehörde	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	nach	§	74	Nummer	1	und	§	75	Absatz	1	Satz	2	Num-
mer	3.	§	57	Absatz	3	gilt	entsprechend.	
(4)	Die	übrigen	Leistungen	nach	§	75	und	§	76	erbringt	die	zuständige	Verwaltungsbehörde.28	

	
§	78	Widersprüche	
Über	Widersprüche	gegen	Verwaltungsakte,	die	im	Rahmen	der	Leistungserbringung	von	Pflege-

kassen	nach	§	77	Absatz	2	und	3	erlassen	werden,	entscheidet	die	für	die	Verwaltungsbehörde	zu-
ständige	Widerspruchsbehörde.29	
	
§	79	Datenübermittlung	
Für	die	Erbringer	von	Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit	gelten	die	§§	104	bis	106	des	Elften	Bu-

ches	in	entsprechender	Anwendung,	soweit	dies	für	die	Erfüllung	der	Aufgaben	der	zuständigen	Pfle-
gekasse	oder	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	erforderlich	ist.30	
	

Abschnitt	4	
Erstattungen	von	Aufwendungen	und	Verwaltungskosten	

	
§	80	Erstattung	an	Pflegekassen	
(1)	Den	Pflegekassen	werden	von	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	halbjährlich	die	Aufwen-

dungen	erstattet,	die	ihnen	nach	§	77	Absatz	2	und	3	entstehen.	
(2)	Den	Pflegekassen	werden	von	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	halbjährlich	Verwaltungs-

kosten	in	Höhe	von	5	Prozent	des	Erstattungsbetrages	nach	Absatz	1	erstattet.	
(3)	Ab	dem	1.	Januar	des	dritten	auf	das	Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	nach	Artikel	60	Absatz	7	des	

Gesetzes	zur	Regelung	des	Sozialen	Entschädigungsrechts	folgenden	Kalenderjahres	werden	die	Er-
stattungsansprüche	der	Pflegekassen	nach	Absatz	1	pauschal	abgegolten.	Ab	diesem	Zeitpunkt	wer-
den	den	Pflegekassen	Verwaltungskosten	in	Höhe	von	5	Prozent	des	Pauschalbetrages	nach	Satz	1	
erstattet.	Näheres	zur	Pauschalabgeltung	regelt	eine	Verwaltungsvereinbarung,	die	die	Bundesstelle	
für	 Soziale	 Entschädigung	mit	 dem	 Spitzenverband	 Bund	 der	 Krankenkassen	 als	 Spitzenverband	
Bund	der	Pflegekassen	abschließt.	Die	Verwaltungsvereinbarung	kann	auch	eine	vorläufige	Regelung	

	
28	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	2	und	3	Satz	1	

geändert,	Abs.	4	aufgehoben	und	Abs.	5	in	Abs.	4	umnummeriert.	
29	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	

geändert.	
30	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	11	lit.	b	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	2	auf-

gehoben.	
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treffen.	Die	Vereinbarung	bedarf	der	Zustimmung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales,	
des	Bundesministeriums	für	Gesundheit	und	der	Länder.	
(4)	Können	sich	die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	und	der	Spitzenverband	Bund	der	Pfle-

gekassen	bis	zu	dem	in	Absatz	3	Satz	1	genannten	Zeitpunkt	nicht	auf	eine	Verwaltungsvereinbarung	
einigen,	entscheidet	eine	Schiedsstelle	über	die	Einzelheiten	der	Pauschalabgeltung.	Die	Entschei-
dung	der	Schiedsstelle	bedarf	der	Zustimmung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales,	des	
Bundesministeriums	für	Gesundheit	und	der	Länder.	Die	Schiedsstelle	besteht	aus	einem	oder	einer	
unparteiischen	Vorsitzenden,	zwei	weiteren	unparteiischen	Mitgliedern	sowie	je	zwei	Vertretern	und	
Vertreterinnen	der	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	und	des	Spitzenverbandes	Bund	der	Pfle-
gekassen.	Der	oder	die	Vorsitzende	und	die	unparteiischen	Mitglieder	werden	von	der	Bundesstelle	
für	Soziale	Entschädigung	und	dem	Spitzenverband	Bund	der	Pflegekassen	gemeinsam	bestellt.	Kön-
nen	sich	die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	und	der	Spitzenverband	Bund	der	Pflegekassen	
nicht	auf	einzelne	oder	alle	unparteiischen	Mitglieder	einigen,	werden	sie	vom	Bundesministerium	
für	Arbeit	und	Soziales	im	Einvernehmen	mit	dem	Bundesministerium	für	Gesundheit	bestellt.	
(5)	Die	Mitglieder	der	Schiedsstelle	führen	ihr	Amt	als	Ehrenamt.	Auslagen	werden	ihnen	in	ent-

sprechender	Anwendung	des	Bundesreisekostengesetzes	erstattet.	Die	Mitglieder	der	Schiedsstelle	
sind	an	Weisungen	nicht	gebunden.	Jedes	Mitglied	hat	eine	Stimme.	Die	Entscheidungen	werden	von	
der	Mehrheit	der	Mitglieder	getroffen.	Ergibt	sich	keine	Mehrheit,	gibt	die	Stimme	des	oder	der	Vor-
sitzenden	den	Ausschlag.	Die	Rechtsaufsicht	über	die	Schiedsstelle	führt	das	Bundesministerium	für	
Arbeit	und	Soziales.	
(6)	Bis	zur	Entscheidung	der	Schiedsstelle	gelten	die	Absätze	1	und	2.	

	
§	8131	
	

Kapitel	8	
Leistungen	bei	hochgradiger	Sehbehinderung,	Blindheit	und	Taubblindheit	

	
§	82	Anspruch	und	Umfang	
(1)	Ist	als	Schädigungsfolge	hochgradige	Sehbehinderung	nach	Teil	A	Nummer	6	Buchstabe	d	der	

Versorgungsmedizin-Verordnung	eingetreten,	erhalten	Geschädigte	unabhängig	vom	Lebensalter	die	
Hälfte	des	Betrags	nach	§	72	Absatz	2	des	Zwölften	Buches,	der	für	blinde	Menschen	nach	Vollendung	
des	18.	Lebensjahres	geleistet	wird.	
(2)	Ist	als	Schädigungsfolge	Blindheit	nach	Teil	A	Nummer	6	Buchstabe	a	bis	c	der	Versorgungs-

medizin-Verordnung	eingetreten,	erhalten	Geschädigte	unabhängig	vom	Lebensalter	den	Betrag	nach	
§	72	Absatz	2	des	Zwölften	Buches,	der	für	blinde	Menschen	nach	Vollendung	des	18.	Lebensjahres	
geleistet	wird.	§	72	Absatz	5	des	Zwölften	Buches	gilt	entsprechend.	
(3)	Ist	als	Schädigungsfolge	Taubblindheit	im	Sinne	von	§	3	Absatz	1	Nummer	8	Schwerbehinder-

tenausweisverordnung	eingetreten,	erhalten	Geschädigte	unabhängig	vom	Lebensalter	den	zweifa-
chen	Betrag	nach	§	72	Absatz	2	des	Zwölften	Buches,	der	für	blinde	Menschen	nach	Vollendung	des	
18.	Lebensjahres	geleistet	wird.	
(4)	Die	Leistungen	nach	den	Absätzen	1	bis	3	sind	vorrangig	gegenüber	landesrechtlichen	Leistun-

gen	für	blindheitsbedingte	Mehraufwendungen.	
	

Kapitel	9	
Entschädigungszahlungen	

	
Abschnitt	1	

	
31	AUFHEBUNG	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	
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Entschädigungszahlungen	an	Geschädigte	
	
§	83	Monatliche	Entschädigungszahlung	
(1)	Geschädigte	erhalten	eine	monatliche	Entschädigungszahlung	von		
1.		400	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	30	und	40,	
2.		800	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	50	und	60,	
3.		1	200	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	70	und	80,	
4.		1	600	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	90,	
5.		2	000	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	100.	
(2)	Die	monatliche	Entschädigungszahlung	nach	Absatz	1	Nummer	5	erhöht	sich	für	Geschädigte	

mit	schwersten	Schädigungsfolgen	um	20	Prozent.	
(3)	Schwerste	Schädigungsfolgen	liegen	vor	bei	blinden	Ohnhändern	oder	Geschädigten	mit	Ver-

lust	beider	Arme	im	Oberarm	und	beider	Beine	im	Oberschenkel.	Von	schwersten	Schädigungsfolgen	
ist	ebenfalls	auszugehen,	wenn	bei		
1.		Querschnittsgelähmten	mit	Blasen-	und	Mastdarmlähmung,	
2.		Hirnbeschädigten	mit	schweren	psychischen	und	physischen	Störungen,	
3.		Ohnhändern	mit	Verlust	beider	Beine	im	Oberschenkel,	
4.		blinden	Doppel-Oberschenkelamputierten	oder	
5.		Blinden	mit	völligem	Verlust	einer	oberen	und	einer	unteren	Gliedmaße	

eine	weitere	wesentliche	Schädigungsfolge	vorliegt,	so	dass	der	Leidenszustand	vergleichbar	außer-
gewöhnlich	ist	wie	bei	den	Geschädigten	nach	Satz	1.	Schwerste	Schädigungsfolgen	können	auch	an-
dere	Geschädigte	mit	einem	GdS	von	100	haben,	wenn	deren	außergewöhnlicher	Leidenszustand	ver-
gleichbar	ist	mit	den	Geschädigten	nach	Satz	1.	
	
§	84	Abfindung	
(1)	Geschädigte,	die	einen	Anspruch	auf	eine	monatliche	Entschädigungszahlung	nach	§	83	Ab-

satz	1	Nummer	1	bis	5	haben,	erhalten	auf	Antrag	eine	Abfindung.	Der	Antrag	ist	innerhalb	eines	Jah-
res	nach	Bewilligung	der	Entschädigungszahlung	zu	stellen.	
(2)	Die	Abfindung	erfolgt	jeweils	für	fünf	Jahre	und	beträgt	das	60-fache	der	monatlichen	Entschä-

digungszahlung	nach	§	83	Absatz	1	Nummer	1	bis	5.	Auf	die	Abfindung	sind	bereits	geleistete	monat-
liche	Entschädigungszahlungen	anzurechnen.	
(3)	Mit	Zahlung	der	Abfindung	sind	die	Ansprüche	auf	die	monatlichen	Entschädigungszahlungen	

für	die	Dauer	von	fünf	Jahren	abgegolten.	
	

Abschnitt	2	
Entschädigungszahlungen	an	Hinterbliebene	

	
§	85	Monatliche	Entschädigungszahlung	an	Witwen	und	Witwer	sowie	an	Partner	einer		
eheähnlichen	Gemeinschaft	
(1)	Eine	monatliche	Entschädigungszahlung	in	Höhe	von	1	055	Euro	erhält	die	Witwe	oder	der	

Witwer	des	oder	der	schädigungsbedingt	verstorbenen	Geschädigten.	Dieser	Betrag	erhöht	sich	um	
jeweils	50	Euro	monatlich	für	 jedes	 im	Haushalt	 lebende	minderjährige	Kind,	das	eine	monatliche	
Entschädigungszahlung	für	Waisen	bezieht	oder	einen	monatlichen	Betrag	nach	§	144	Absatz	1	er-
hält,	in	dem	eine	Geldleistung	nach	§	45	Absatz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	in	der	am	31.	De-
zember	2023	geltenden	Fassung	enthalten	ist.	
(2)	Die	monatliche	Entschädigungszahlung	nach	Absatz	1	erhalten	auch	Partner	einer	eheähnli-

chen	Gemeinschaft,	sofern	ein	Partner	an	den	Schädigungsfolgen	verstorben	ist	und	der	andere	unter	
Verzicht	auf	eine	Erwerbstätigkeit	die	Betreuung	eines	gemeinschaftlichen	Kindes	ausübt.	Dieser	An-
spruch	besteht	für	die	ersten	drei	Lebensjahre	des	Kindes.	
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(3)	Der	Anspruch	auf	die	monatliche	Entschädigungszahlung	erlischt,	wenn	Witwen	oder	Witwer	
oder	überlebende	Partner	einer	eheähnlichen	Gemeinschaft	heiraten.32	
	
§	86	Abfindung	für	Witwen	und	Witwer	
(1)	Witwen	und	Witwer	erhalten	auf	Antrag	eine	Abfindung	anstelle	der	monatlichen	Entschädi-

gungszahlung.	Der	Antrag	ist	innerhalb	eines	Jahres	nach	Bewilligung	der	Entschädigungszahlung	zu	
stellen.	
(2)	Die	Abfindung	beträgt	126	600	Euro.	Auf	die	Abfindung	sind	bereits	geleistete	monatliche	Ent-

schädigungszahlungen	anzurechnen.	
(3)	Mit	der	Zahlung	der	Abfindung	sind	alle	Ansprüche	auf	die	monatlichen	Entschädigungszah-

lungen	abgegolten.	
	
§	87	Monatliche	Entschädigungszahlung	an	Waisen	
(1)	Waisen	eines	schädigungsbedingt	verstorbenen	Elternteils	erhalten	jeweils	eine	monatliche	

Entschädigungszahlung	in	Höhe	von	390	Euro.	
(2)	Waisen	schädigungsbedingt	verstorbener	Eltern	erhalten	jeweils	eine	monatliche	Entschädi-

gungszahlung	in	Höhe	von	610	Euro.	
(3)	Die	monatlichen	Entschädigungszahlungen	werden	gezahlt,	bis	die	Waise	18	Jahre	alt	wird.	
(4)	Nach	Vollendung	des	18.	Lebensjahres	der	Waise	werden	die	monatlichen	Entschädigungszah-

lungen	gezahlt	
1.		 für	die	Dauer	einer	Ausbildung,	längstens	bis	die	Waise	27	Jahre	alt	wird,	wenn	diese	die	Ar-
beitskraft	der	Waise	überwiegend	in	Anspruch	nimmt	und	nicht	mit	der	Zahlung	von	Dienstbe-
zügen,	 Arbeitsentgelt	 oder	 sonstigen	 Zuwendungen	 in	 entsprechender	Höhe	 verbunden	 ist,	
oder	

2.		 in	den	Fällen	des	§	2	Absatz	2	mit	Ausnahme	des	§	2	Absatz	2	Satz	1	Nummer	2	Buchstabe	a	des	
Bundeskindergeldgesetzes	sowie	in	den	Fällen	des	§	2	Absatz	3	des	Bundeskindergeldgesetzes	
mit	der	Maßgabe,	dass	an	die	Stelle	der	Vollendung	des	25.	Lebensjahres	die	Vollendung	des	
27.	Lebensjahres	tritt.33	

	
§	88	Monatliche	Entschädigungszahlung	an	hinterbliebene	Eltern	
(1)	Ist	die	oder	der	Geschädigte	an	den	Folgen	einer	Schädigung	gestorben,	so	erhalten	Eltern	eine	

monatliche	Entschädigungszahlung,	wenn	sie		
1.		voll	erwerbsgemindert	im	Sinne	des	Sechsten	Buches	sind	oder	
2.		aus	 anderen	 zwingenden	 Gründen	 eine	 zumutbare	 Erwerbstätigkeit	 nicht	 ausüben	 können	
oder	

3.		das	60.	Lebensjahr	vollendet	haben,	
frühestens	jedoch	von	dem	Monat	an,	in	dem	der	oder	die	Geschädigte	das	18.	Lebensjahr	vollendet	
hätte.	
(2)	Die	monatliche	Entschädigungszahlung	an	Eltern	beträgt	für	jedes	Kind,	das	an	den	Folgen	der	

Schädigung	gestorben	ist,		
1.		 für	ein	noch	lebendes	Elternteil	250	Euro,	
2.		 für	beide	Elternteile	je	150	Euro.	
(3)	Den	Eltern	werden	gleichgestellt		
1.		Stiefeltern	oder	Pflegeeltern,	wenn	sie	die	Geschädigte	oder	den	Geschädigten	vor	der	Schädi-
gung	unentgeltlich	unterhalten	haben,	

	
32	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	12a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Satz	2	

geändert.	
33	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	6.	Juni	2023	(BGBl.	I	Nr.	146)	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	
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2.		Großeltern,	wenn	die	oder	der	Verstorbene	ihnen	Unterhalt	geleistet	hat	oder	hätte.	
	

Kapitel	10	
Berufsschadensausgleich	

	
§	89	Voraussetzung	und	Höhe	
(1)	Hat	eine	Geschädigte	oder	ein	Geschädigter	infolge	der	gesundheitlichen	Schädigung	einen	Ein-

kommensverlust,	so	erhält	sie	oder	er	monatlich	einen	Berufsschadensausgleich,	wenn		
1.		bei	ihr	oder	ihm	ein	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	mindestens	30	anerkannt	worden	ist	und	
2.		Leistungen	zur	medizinischen	Rehabilitation	oder	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben		
a)		bei	ihr	oder	ihm	nicht	mehr	erfolgversprechend	sind	oder	
b)		ihr	oder	ihm	nicht	mehr	zugemutet	werden	können.	

(2)	Einkommensverlust	ist	der	Unterschiedsbetrag	zwischen	dem	derzeitigen	Bruttoeinkommen	
aus	gegenwärtiger	oder	früherer	Tätigkeit	(derzeitiges	Einkommen)	und	dem	höheren	Vergleichsein-
kommen.	Ist	die	Rente	aus	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	gemindert,	weil	das	Erwerbseinkom-
men	in	einem	in	der	Vergangenheit	liegenden	Zeitraum,	der	nicht	mehr	als	die	Hälfte	des	Erwerbsle-
bens	umfasst,	schädigungsbedingt	gemindert	war,	so	ist	die	Rentenminderung	abweichend	von	Satz	1	
der	Einkommensverlust.	Das	Ausmaß	der	Minderung	wird	ermittelt,	indem	der	Rentenberechnung	
für	Geschädigte	Entgeltpunkte	zugrunde	gelegt	werden,	die	sich	ohne	Berücksichtigung	der	Zeiten	
ergäben,	in	denen	das	Erwerbseinkommen	der	Geschädigten	schädigungsbedingt	gemindert	ist.	
(3)	Das	Vergleichseinkommen	errechnet	sich	nach	den	Sätzen	2	bis	5.	Zur	Ermittlung	des	Durch-

schnittseinkommens	sind	die	Grundgehälter	der	Besoldungsgruppen	der	Bundesbesoldungsordnung	
A	aus	den	vorletzten	drei	der	Anpassung	vorangegangenen	Kalenderjahren	heranzuziehen.	Beträge	
des	Durchschnittseinkommens	bis	0,49	Euro	sind	auf	volle	Euro	abzurunden	und	von	0,50	Euro	an	
auf	volle	Euro	aufzurunden.	Der	Mittelwert	aus	den	drei	Jahren	ist	um	den	Prozentsatz	anzupassen,	
der	sich	aus	der	Summe	der	für	die	Rentenanpassung	des	laufenden	Jahres	sowie	des	Vorjahres	maß-
gebenden	Veränderungsraten	der	Bruttolöhne	und	-gehälter	je	Arbeitnehmer	(§	68	Absatz	2	in	Ver-
bindung	mit	§	228b	des	Sechsten	Buches)	ergibt;	die	Veränderungsraten	werden	jeweils	bestimmt,	
indem	der	Faktor	für	die	Veränderung	der	Bruttolöhne	und	-gehälter	je	Arbeitnehmer	um	eins	ver-
mindert	und	durch	Vervielfältigung	mit	100	in	einen	Prozentsatz	umgerechnet	wird.	Das	Vergleichs-
einkommen	wird	zum	1.	Juli	eines	jeden	Jahres	neu	festgesetzt;	wenn	das	nach	den	Sätzen	1	bis	6	
errechnete	Vergleichseinkommen	geringer	ist,	als	das	bisherige	Vergleichseinkommen,	bleibt	es	un-
verändert.	Es	ist	durch	das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	zu	ermitteln	und	im	Bundes-
anzeiger	bekannt	zu	geben;	die	Beträge	sind	auf	volle	Euro	aufzurunden.	
(4)	Berufsschadensausgleich	nach	Absatz	1	ist	der	Nettobetrag	des	Vergleichseinkommens	(Ab-

satz	 5)	 abzüglich	 des	 Nettoeinkommens	 aus	 gegenwärtiger	 oder	 früherer	 Erwerbstätigkeit	 (Ab-
satz	6).	
(5)	Der	Nettobetrag	des	Vergleichseinkommens	wird	längstens	bis	zum	Ablauf	des	Monats,	in	dem	

die	oder	der	Geschädigte	die	Regelaltersgrenze	nach	dem	Sechsten	Buch	erreicht,	pauschal	ermittelt.	
Abweichend	von	Satz	1	wird	die	Pauschale	für	die	Zeit	bis	zum	Ablauf	des	Monats	ermittelt,	in	dem	
die	oder	der	Geschädigte	auch	ohne	die	Schädigung	oder	ohne	den	Nachschaden	nach	Absatz	8	
1.		wegen	Erreichens	oder	Inanspruchnahme	einer	gesetzlichen	Altersgrenze	aus	dem	Erwerbsle-
ben	ausscheidet	oder	ausscheiden	müsste	oder	

2.		auf	Grund	eines	Gesetzes,	eines	Tarifvertrags,	einer	Betriebsvereinbarung	oder	einer	Vereinba-
rung	mit	dem	Arbeitgeber	von	der	Möglichkeit	des	vorzeitigen	Übergangs	 in	den	Ruhestand	
unter	Verzicht	auf	Erwerbseinkommen	Gebrauch	macht	und	deswegen	die	Erwerbstätigkeit	
aufgibt	oder	aufgeben	würde.	

Satz	2	Nummer	1	und	Nummer	2	sind	nicht	anwendbar,	wenn	die	oder	der	Geschädigte	glaubhaft	
macht,	dass	sie	ohne	die	Schädigung	noch	erwerbstätig	wären.	Die	Ermittlung	der	Pauschale	nach	
Satz	1	erfolgt,	indem	das	Vergleichseinkommen	wie	folgt	gemindert	wird	
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1.		bei	verheirateten	Geschädigten	um	18	Prozent,	der	716	Euro	übersteigende	Teil	um	36	Prozent	
und	der	1	790	Euro	übersteigende	Teil	um	40	Prozent	und	

2.		bei	nicht	verheirateten	Geschädigten	um	18	Prozent,	der	460	Euro	übersteigende	Teil	um	40	
Prozent	und	der	1	380	Euro	übersteigende	Teil	um	49	Prozent.	

Im	Übrigen	gelten	50	Prozent	des	Vergleichseinkommens	als	dessen	Nettobetrag.“	
(6)	Das	Nettoeinkommen	aus	gegenwärtiger	oder	 früherer	Erwerbstätigkeit	wird	pauschal	aus	

dem	derzeitigen	Bruttoeinkommen	ermittelt,	indem		
1.		das	Bruttoeinkommen	aus	gegenwärtiger	Erwerbstätigkeit	um	die	in	Absatz	5	Satz	1	Nummer	1	
und	2	genannten	Vomhundertsätze	gemindert	wird,	

2.		Renten	aus	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	sowie	Renten	wegen	Alters,	Renten	wegen	
verminderter	Erwerbsfähigkeit	und	Landabgaberenten	nach	dem	Gesetz	über	die	Alterssiche-
rung	der	Landwirte	um	den	Vomhundertsatz	gemindert	werden,	der	 für	die	Bemessung	des	
Beitrags	der	sozialen	Pflegeversicherung	(§	55	des	Elften	Buches)	gilt,	und	um	die	Hälfte	des	
Vomhundertsatzes	des	allgemeinen	Beitragssatzes	der	Krankenkassen	(§	241	des	Fünften	Bu-
ches);	die	zum	1.	Januar	festgestellten	Beitragssätze	gelten	insoweit	jeweils	vom	1.	Juli	des	lau-
fenden	Kalenderjahres	bis	zum	30.	Juni	des	folgenden	Kalenderjahres,	

3.		sonstige	Geldleistungen	von	Leistungsträgern	(§	12	des	Ersten	Buches)	mit	dem	Nettobetrag	
berücksichtigt	werden	und	

4.		das	übrige	Bruttoeinkommen	um	die	in	Nummer	2	genannten	Vomhundertsätze	und	zusätzlich	
um	19	vom	Hundert	des	562	Euro	übersteigenden	Betrages	gemindert	wird;	Nummer	2	letzter	
Halbsatz	gilt	entsprechend.	

In	den	Fällen	des	Absatzes	8	tritt	an	die	Stelle	des	Nettoeinkommens	im	Sinne	des	Satzes	1	der	nach	
Absatz	5	ermittelte	Nettobetrag	des	Durchschnittseinkommens.	
(7)	Der	Berufsschadensausgleich	wird	in	den	Fällen	einer	Rentenminderung	im	Sinne	des	Absat-

zes	2	Satz	2	nur	gezahlt,	wenn	die	Zeiten	des	Erwerbslebens,	in	denen	das	Erwerbseinkommen	nicht	
schädigungsbedingt	gemindert	war,	von	einem	gesetzlichen	oder	einem	gleichwertigen	Alterssiche-
rungssystem	erfasst	sind.	
(8)	Eine	Einkommensminderung,	die	auf	einen	Nachschaden	zurückzuführen	ist,	bleibt	bei	der	Be-

rechnung	des	Berufsschadensausgleichs	unberücksichtigt.	Ein	Nachschaden	ist	ein	Schaden,	der	
1.		keine	gesundheitliche	Schädigung	nach	§	4	darstellt	und	
2.		zeitlich	nach	einem	schädigenden	Ereignis	gemäß	§	4	eintritt.	

Arbeitslosigkeit,	schädigungs-	oder	altersbedingtes	Ausscheiden	aus	dem	Erwerbsleben	sind	grund-
sätzlich	kein	Nachschaden.	Satz	1	findet	auch	Anwendung	bei	erfolgreich	durchgeführten	Maßnah-
men	der	beruflichen	Rehabilitation,	wenn	die	oder	der	Geschädigte	auf	den	im	Anschluss	möglichen	
Einkommenserwerb	ohne	rechtfertigenden	Grund	verzichtet	oder	bei	Elternzeit	über	den	Zeitraum	
des	Elterngeldbezuges	hinaus.	
(9)	Geschädigte	nach	Absatz	1,	die	einen	gemeinsamen	Haushalt	mit	ihrer	Ehegattin	oder	ihrem	

Ehegatten,	einem	Verwandten	oder	einem	Stief-	oder	Pflegekind	führen	oder	ohne	die	Schädigung	
führen	würden,	erhalten	als	Berufsschadensausgleich	einen	Betrag	in	Höhe	der	Hälfte	der	wegen	der	
Folgen	der	Schädigung	notwendigen	Mehraufwendungen	bei	der	Führung	des	gemeinsamen	Haus-
halts.34	
	
§	90	Feststellung	
(1)	Der	Berufsschadensausgleich	ist	bei	monatlich	feststehendem	Einkommen	endgültig	festzu-

stellen.	 Bei	 monatlich	 nicht	 feststehendem	 Einkommen	 ist	 der	 Berufsschadensausgleich	 entspre-
chend	 den	 im	 Zeitpunkt	 der	 Bescheiderteilung	 bekannten	 Einkommensverhältnissen	 vorläufig	

	
34	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	5	und	8	neu	

gefasst.	
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festzusetzen	und	jeweils	nachträglich	endgültig	festzustellen.	Eine	Neufeststellung	erfolgt	nur,	wenn	
sich	das	Einkommen	um	mehr	als	fünf	Euro	verändert	hat.	
(2)	Ein	monatlich	feststehendes	Einkommen	ist	gegeben,	wenn	sich	ein	bestimmter	Monatsbetrag	

aus	Gesetz,	Tarif-,	Arbeits-	oder	sonstigem	Vertrag	ergibt.	
(3)	Sonderleistungen,	wie	Weihnachtsgratifikationen,	zusätzliche	Monatsgehälter	und	Erfolgsprä-

mien,	sind	als	Einkommen	in	den	Monaten	zu	berücksichtigen,	in	denen	sie	gezahlt	werden.	
	
§	91	Verordnungsermächtigung	
Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	wird	ermächtigt,	im	Einvernehmen	mit	dem	Bun-

desministerium	der	Finanzen	durch	Rechtsverordnung,	die	der	Zustimmung	des	Bundesrates	bedarf,	
zu	bestimmen:		
1.		welche	Vergleichsgrundlage	und	in	welcher	Weise	diese	zur	Ermittlung	des	Einkommensver-
lustes	heranzuziehen	ist,	

2.		wie	der	Einkommensverlust	bei	einer	vor	Abschluss	der	Schulausbildung	oder	vor	Beginn	der	
Berufsausbildung	erlittenen	Schädigung	zu	ermitteln	ist,	

3.		wie	 der	 Berufsschadensausgleich	 festzustellen	 ist,	wenn	 die	 oder	 der	 Geschädigte	 ohne	 die	
Schädigung	neben	einer	beruflichen	Tätigkeit	weitere	berufliche	Tätigkeiten	ausgeübt	oder	ei-
nen	gemeinsamen	Haushalt	im	Sinne	des	§	89	Absatz	9	geführt	hätte,	

4.		wie	 der	 Berufsschadenausgleich	 bei	 einem	 berücksichtigungsfähigen	 Schaden	 nach	 einem	
Nachschaden	im	Sinne	des	§	89	Absatz	8	festgestellt	wird	und	welche	Einkommen	berücksich-
tigt	werden,	

5.		wie	in	besonderen	Fällen	das	Nettoeinkommen	abweichend	von	§	89	Absatz	6	Satz	1	Nummer	3	
und	4	zu	ermitteln	ist.35	

	
Kapitel	11	

Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	
	
§	92	Anspruch	und	Umfang	
(1)	Geschädigte	erhalten	Besondere	Leistungen	im	Einzelfall,	soweit	und	solange	sie	nicht	oder	

nicht	ausreichend	in	der	Lage	sind,	den	jeweiligen	Bedarf	aus	ihrem	Einkommen	und	Vermögen	zu	
decken,	und	dieses	Unvermögen	durch	die	Schädigungsfolgen	entstanden	ist.	
(2)	Für	den	Einsatz	von	Einkommen	und	Vermögen	gilt	Kapitel	16.	
(3)	Ein	Zusammenhang	zwischen	den	Schädigungsfolgen	und	dem	Unvermögen,	den	jeweils	anzu-

erkennenden	Bedarf	aus	dem	eigenen	Einkommen	und	Vermögen	zu	decken,	wird	vermutet,	sofern	
nicht	das	Gegenteil	offenkundig	oder	nachgewiesen	ist.	Der	Zusammenhang	ist	stets	anzunehmen	bei	
minderjährigen	Geschädigten	sowie	Geschädigten,	die	Entschädigungszahlungen	bei	einem	Grad	der	
Schädigungsfolgen	von	100	und	einen	Berufsschadensausgleich	nach	Kapitel	10	oder	die	Leistungen	
bei	Pflegebedürftigkeit	nach	Kapitel	7	erhalten.	
(4)	Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	sind:		
1.		Leistungen	zum	Lebensunterhalt	nach	§	93,	
2.		die	Leistung	zur	Förderung	einer	Ausbildung	nach	§	94,	
3.		Leistungen	zur	Weiterführung	des	Haushalts	nach	§	95	sowie	
4.		Leistungen	in	sonstigen	Lebenslagen	nach	§	96.	
(5)	Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	können	als	Darlehen	erbracht	werden,	wenn	dies	unter	

Berücksichtigung	 der	 Ziele	 der	 Sozialen	 Entschädigung	 nach	 den	 Umständen	 des	 Einzelfalls	 zur	

	
35	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	20.	Dezember	2019	in	Kraft	getreten.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Nr.	4	neu	gefasst.	
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Deckung	des	festgestellten	Bedarfs	geboten	erscheint	und	die	Voraussetzungen	für	eine	Beihilfe	nicht	
oder	nicht	in	voller	Höhe	vorliegen.	
(6)	Hinterbliebene	erhalten	Leistungen	nach	Absatz	4	Nummer	1	und	2,	soweit	und	solange	sie	

nicht	oder	nicht	ausreichend	in	der	Lage	sind,	den	jeweiligen	Bedarf	aus	ihrem	Einkommen	und	Ver-
mögen	zu	decken,	und	dieses	Unvermögen	durch	den	Tod	der	oder	des	Geschädigten	entstanden	ist.	
Ein	Zusammenhang	zwischen	dem	Tod	der	oder	des	Geschädigten	und	diesem	Unvermögen	wird	ver-
mutet,	sofern	nicht	das	Gegenteil	offenkundig	oder	nachgewiesen	ist.	Der	Zusammenhang	ist	stets	
anzunehmen	bei	Hinterbliebenen,	die	voll	erwerbsgemindert	im	Sinne	des	Sechsten	Buches	sind.	
(7)	§	26	des	Zwölften	Buches	gilt	entsprechend.36	

	
§	93	Leistungen	zum	Lebensunterhalt	
(1)	Geschädigte	 erhalten	Leistungen	 zum	Lebensunterhalt.	Hinterbliebene	 erhalten	Leistungen	

nach	Satz	1	für	einen	Zeitraum	von	bis	zu	fünf	Jahren	nach	dem	Tod	der	oder	des	Geschädigten.	Die	
Vorschriften	des	Dritten	und	Vierten	Kapitels	des	Zwölften	Buches	gelten	entsprechend	unter	Be-
rücksichtigung	der	besonderen	Lage	der	Geschädigten	und	Hinterbliebenen.	Leistungen	zum	Lebens-
unterhalt	werden	nur	erbracht,	soweit	der	Lebensunterhalt	nicht	aus	den	übrigen	Leistungen	nach	
diesem	Gesetz	bestritten	werden	kann.	
(2)	Sind	für	Geschädigte	und	Waisen	Leistungen	zum	Lebensunterhalt	während	der	Erbringung	

von	Leistungen	nach	dem	Achten	Buch	erforderlich,	erbringt	diese	der	Träger	der	Sozialen	Entschä-
digung	nach	Maßgabe	des	Absatzes	1,	soweit	nicht	der	Träger	der	öffentlichen	Jugendhilfe	Leistungen	
nach	§	39	des	Achten	Buches	erbringt.	
(3)	 Ansprüche	 nach	 dem	Bundesausbildungsförderungsgesetz	 gehen	 Ansprüchen	 nach	 diesem	

Buch	vor.	Soweit	für	Geschädigte	weitere	Leistungen	zum	Lebensunterhalt	während	der	Erbringung	
von	Leistungen	zur	Ausbildungsförderung	nach	dem	Bundesausbildungsförderungsgesetz	erforder-
lich	sind,	erbringt	diese	der	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	nach	Maßgabe	des	Absatzes	1.	
(4)	Der	Anspruch	auf	Leistungen	zum	Lebensunterhalt	kann	nicht	abgetreten,	übertragen,	ver-

pfändet	oder	gepfändet	werden.37	
	
§	94	Leistung	zur	Förderung	einer	Ausbildung	
(1)	Soweit	bei	Geschädigten	und	Waisen	die	Förderung	einer	Ausbildung	nach	dem	Bundesausbil-

dungsförderungsgesetz	als	Darlehen	schädigungsbedingt	erfolgt,	übernimmt	der	Träger	der	Sozialen	
Entschädigung	auf	Antrag	die	Rückzahlung	des	Darlehens.	
(2)	Bei	Waisen	wird	unterstellt,	dass	der	Bedarf	schädigungsbedingt	ist,	wenn		
1.		der	Tod	eines	Elternteils	während	der	Ausbildung	eintritt	oder	
2.		die	Ausbildung	innerhalb	von	fünf	Jahren	nach	dem	Tod	eines	Elternteils	beginnt.	

Im	Fall	des	Satzes	1	Nummer	1	gelten	die	Darlehensleistungen	ab	dem	Zeitpunkt	des	Todes	als	schä-
digungsbedingt.	
(3)	Der	Antrag	ist	für	nach	§	17	Absatz	2	oder	3	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	geleis-

tete	Darlehen	spätestens	drei	Monate	nach	Bekanntgabe	des	Bescheids	des	Bundesverwaltungsamtes	
nach	§	18	Absatz	9	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	zu	stellen.	Für	nach	§	17	Absatz	3	des	
Bundesausbildungsförderungsgesetzes	in	der	bis	zum	31.	Juli	2019	anzuwendenden	Fassung	geleis-
tete	Darlehen	ist	der	Antrag	spätestens	drei	Monate	nach	Zugang	der	Mitteilung	der	Kreditanstalt	für	
Wiederaufbau	nach	§	18c	Absatz	8	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	zu	stellen.	Dem	Antrag	
ist	der	Bescheid	nach	Satz	1	beziehungsweise	die	Mitteilung	nach	Satz	2	beizufügen.	Der	Antrag	kann	
in	den	Fällen	des	Satzes	1	bereits	vor	der	Bekanntgabe	des	Bescheides	und	in	den	Fällen	des	Satzes	3	
bereits	vor	dem	Zugang	der	Mitteilung	gestellt	werden.	Sofern	in	den	Fällen	des	Satzes	1	der	Bescheid	

	
36	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	7	eingefügt.	
37	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
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im	Zeitpunkt	der	Antragstellung	noch	nicht	vorliegt,	ist	dieser	unverzüglich	nach	dessen	Bekanntgabe	
nachzureichen.	Sofern	in	den	Fällen	des	Satzes	2	die	Mitteilung	im	Zeitpunkt	der	Antragstellung	noch	
nicht	vorliegt,	ist	diese	unverzüglich	nach	ihrem	Zugang	nachzureichen.	
(4)	Der	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	teilt	den	Eingang	eines	Antrags	nach	Absatz	3	Satz	1	

oder	2	für	ein	nach	§	17	Absatz	2	oder	3	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	geleistetes	Dar-
lehen	dem	Bundesverwaltungsamt	und	für	ein	nach	§	17	Absatz	3	des	Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes	in	der	bis	zum	31.	Juli	2019	anzuwendenden	Fassung	geleistetes	Darlehen	der	Kreditanstalt	
für	Wiederaufbau	zur	Freistellung	der	antragstellenden	Person	von	der	Verpflichtung	zur	Darlehens-
rückzahlung	nach	dem	Bundesausbildungsförderungsgesetz	unverzüglich	mit.	Zudem	teilt	er	der	in	
Satz	1	genannten	zuständigen	Stelle	unverzüglich	seine	darauf	ergangene	Entscheidung	mit,	sobald	
diese	unanfechtbar	geworden	ist.	Die	Mitteilung	nach	Satz	2	erfolgt	bei	vollständiger	Ablehnung	oder	
einer	Entscheidung,	die	Rückzahlung	des	Darlehens	in	einer	bestimmten	Teilhöhe	zu	übernehmen,	
zur	Beendigung	der	Freistellung;	bei	vollständiger	Übernahme	erfolgt	sie	ausschließlich	für	die	wei-
tere	Darlehensverwaltung.	Die	Mitteilungen	nach	den	Sätzen	1	und	2	ergehen	jeweils	unter	Angabe	
des	Namens	der	antragstellenden	Person	und	der	Amt-Förderungsnummer.	
(5)	Der	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	zahlt	die	von	ihm	zu	übernehmende	Darlehensschuld	

nach	Kenntnis	von	der	Unanfechtbarkeit	des	Bescheides	nach	Absatz	3	Satz	1	und	nach	Unanfecht-
barkeit	seiner	Entscheidung	über	die	teilweise	oder	vollständige	Übernahme	der	Darlehensschuld	in	
einer	Summe	an	das	Bundesverwaltungsamt	zurück.	§	18	Absatz	10	des	Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes	 findet	keine	Anwendung.	Nach	Kenntnis	 vom	Zugang	der	Mitteilung	nach	Absatz	3	
Satz	2	zahlt	der	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	die	von	ihm	zu	übernehmende	Darlehensschuld		
einschließlich	der	Zinsen	nach	§	18c	Absatz	2	Satz	1	des	Bundesausbildungsförderungsgesetzes	bin-
nen	drei	Monaten	in	einer	Summe	an	die	Kreditanstalt	für	Wiederaufbau	zurück.38	
	
§	95	Leistungen	zur	Weiterführung	des	Haushalts	
(1)	 Geschädigte	 mit	 eigenem	 Haushalt	 erhalten	 Leistungen	 zur	 Weiterführung	 des	 Haushalts,	

wenn	weder	sie	selbst	noch,	falls	sie	mit	anderen	Haushaltsangehörigen	zusammenleben,	die	anderen	
Haushaltsangehörigen	den	Haushalt	führen	können	und	die	Weiterführung	des	Haushalts	geboten	ist.	
Die	Leistungen	sollen	in	der	Regel	nur	vorübergehend	erbracht	werden.	Leistungen	sind	unbefristet	
zu	erbringen,	wenn		
1.		durch	die	Leistungen	die	Unterbringung	in	einer	stationären	Einrichtung	vermieden	oder	auf-
geschoben	werden	kann	oder	

2.		unwahrscheinlich	 ist,	dass	die	 fehlende	Fähigkeit,	den	Haushalt	 zu	 führen,	behoben	werden	
kann.	

(2)	Die	Leistungen	umfassen	die	persönliche	Betreuung	von	Haushaltsangehörigen	sowie	die	sons-
tige	zur	Weiterführung	des	Haushalts	erforderliche	Tätigkeit.	
(3)	Geschädigten	im	Sinne	des	Absatzes	1	sind	die	angemessenen	Aufwendungen	für	eine	haus-

haltsführende	Person	zu	erstatten.	Es	können	auch	angemessene	Beihilfen	geleistet	sowie	Beiträge	
der	haushaltsführenden	Person	für	eine	angemessene	Alterssicherung	übernommen	werden,	wenn	
diese	nicht	anderweitig	sichergestellt	ist.	Ist	neben	oder	anstelle	der	Weiterführung	des	Haushalts	die	
Heranziehung	einer	besonderen	Person	zur	Haushaltsführung	erforderlich	oder	eine	Beratung	oder	
zeitweilige	Entlastung	der	haushaltsführenden	Person	geboten,	 sind	die	 angemessenen	Kosten	 zu	
übernehmen.	
(4)	Die	Leistungen	können	auch	durch	Übernahme	der	angemessenen	Kosten	für	eine	vorüberge-

hende	anderweitige	Unterbringung	von	Haushaltsangehörigen	erbracht	werden,	wenn	diese	Unter-
bringung	in	besonderen	Fällen	neben	oder	statt	der	Weiterführung	des	Haushalts	geboten	ist.	
	

	
38	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	3	bis	5	geän-

dert.	
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§	96	Leistungen	in	sonstigen	Lebenslagen	
Geschädigte	können	Leistungen	auch	in	sonstigen	Lebenslagen	erhalten,	wenn	diese	den	Einsatz	

öffentlicher	Mittel	unter	Berücksichtigung	der	Ziele	der	Sozialen	Entschädigung	rechtfertigen.	
	
§	97	Wunsch-	und	Wahlrecht	
Bei	der	Entscheidung	über	die	Besonderen	Leistungen	im	Einzelfall	und	bei	der	Ausführung	dieser	

Leistungen	 wird	 den	 berechtigten	 Wünschen	 der	 Berechtigten	 entsprochen.	 Dabei	 sind	 Art	 und	
Schwere	der	Schädigung,	Gesundheitszustand	und	Lebensalter	besonders	zu	berücksichtigen.	Im	Üb-
rigen	gilt	§	8	des	Neunten	Buches	entsprechend.	
	
§	98	Besonderheiten	der	Leistungsbemessung	
Art,	Ausmaß	und	Dauer	der	Besonderen	Leistungen	im	Einzelfall	richten	sich	nach	der	Besonder-

heit	des	Einzelfalls	sowie	der	Art	des	Bedarfes.	
	

Kapitel	12	
Überführung	und	Bestattung	

	
§	99	Leistungen	bei	Überführung	und	Bestattung	
(1)	Stirbt	eine	Geschädigte	oder	ein	Geschädigter	an	den	Schädigungsfolgen,	so	hat	diejenige	Per-

son,	die	die	Überführung	veranlasst	hat,	einen	Anspruch	auf	Übernahme	der	Kosten	der	Überführung.	
Der	Anspruch	auf	Übernahme	umfasst	die	tatsächlich	entstandenen	Kosten	der	Überführung	an	den	
Ort	der	Bestattung,	soweit	sie	erforderlich	und	angemessen	sind.	
(2)	Stirbt	eine	Geschädigte	oder	ein	Geschädigter	an	den	Schädigungsfolgen,	so	hat	diejenige	Per-

son,	die	die	Bestattung	veranlasst	hat,	einen	Anspruch	auf	Übernahme	der	Kosten	der	Bestattung.	Der	
Anspruch	auf	Übernahme	umfasst	die	Kosten	der	Bestattung	bis	zur	Höhe	eines	Siebtels	der	im	Zeit-
punkt	des	Todes	geltenden	jährlichen	Bezugsgröße	nach	§	18	Absatz	1	des	Vierten	Buches.	
(3)	Der	Tod	gilt	stets	als	Schädigungsfolge,	wenn	eine	Geschädigte	oder	ein	Geschädigter	an	einer	

Gesundheitsstörung	stirbt,	die	als	Schädigungsfolge	anerkannt	ist.	
(4)	Auf	den	Betrag	nach	den	Absätzen	1	und	2	werden	einmalige	Leistungen	angerechnet,	die	an-

lässlich	des	Todes	auf	Grund	öffentlich-rechtlicher	Vorschriften	zum	Zweck	der	Übernahme	der	Kos-
ten	der	Überführung	und	Bestattung	erbracht	werden.	
(5)	Die	Kosten	der	Überführung	und	Bestattung	werden	nicht	übernommen,	wenn	die	Vorausset-

zungen	des	§	16	oder	des	§	17	Absatz	1	in	der	Person	der	oder	des	Geschädigten	oder	derjenigen	
Person,	die	die	Überführung	oder	Bestattung	veranlasst	hat,	vorliegen.	
(6)	Leistungen	bei	Überführung	und	Bestattung	können	ganz	oder	teilweise	versagt	werden,	wenn	

die	Voraussetzungen	des	§	17	Absatz	2	in	der	Person	der	oder	des	Geschädigten	oder	derjenigen	Per-
son,	die	die	Kosten	veranlasst	hat,	vorliegen.	
	

Kapitel	13	
Härtefallregelung	

	
§	100	Ausgleich	in	Härtefällen	
(1)	Soweit	sich	im	Einzelfall	aus	der	Anwendung	der	Vorschriften	dieses	Buches	eine	besondere	

Härte	ergibt,	kann	mit	Zustimmung	der	zuständigen	obersten	Bundesbehörde	oder	der	zuständigen	
obersten	Landesbehörde	ein	angemessener	Ausgleich	erbracht	werden.	
(2)	Eine	besondere	Härte	ist	gegeben,	wenn	der	Ausschluss	von	Leistungen	insgesamt	oder	der	

Ausschluss	von	einzelnen	Leistungen	dem	Sinn	und	Zweck	dieses	Buches	widerspricht.	
(3)	Die	zuständige	oberste	Bundesbehörde	oder	die	zuständige	oberste	Landesbehörde	kann	Här-

teausgleichen	in	vergleichbaren	Fallgestaltungen	allgemein	zustimmen.	
	

Kapitel	14	
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Regelungen	bei	Wohnsitz	oder	gewöhnlichem	Aufenthalt	im	Ausland	
	
§	101	Leistungen	bei	Wohnsitz	oder	gewöhnlichem	Aufenthalt	im	Ausland	
(1)	Geschädigte,	ihre	Angehörigen	oder	Hinterbliebenen	sowie	Nahestehende,	die	ihren	Wohnsitz	

oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Ausland	haben,	erhalten	Leistungen	nach	Maßgabe	der	Absätze	2	
bis	9.	
(2)	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	nach	Kapitel	4	werden	im	Inland	erbracht.	Die	im	Zusammen-

hang	mit	der	 Inanspruchnahme	der	nächstgelegenen	Traumaambulanz	erforderlichen	Fahrkosten	
werden	in	angemessenem	Umfang	erstattet.	
(3)	Die	 nachgewiesenen	Kosten	 für	medizinisch	 notwendige	 und	 angemessene	 Leistungen	der	

Krankenbehandlung	für	Schädigungsfolgen	im	Umfang	der	§§	42	und	43	werden	bis	zur	Höhe	des	
Zweifachen	der	Vergütung,	die	die	Krankenkasse	bei	Erbringung	als	Sachleistung	im	Inland	zu	erbrin-
gen	hätte,	erstattet.	In	besonders	begründeten	Fällen	kann	auch	der	darüber	hinausgehende	Betrag	
teilweise	oder	ganz	erstattet	werden.	Die	Krankenbehandlung	kann	auch	im	Inland	nach	vorheriger	
Genehmigung	durch	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	durchgeführt	werden,	wenn	medizinische	
Gründe	oder	Kostengründe	dies	erfordern.	Reisekosten	können	in	diesem	Fall	in	angemessenem	Um-
fang	erstattet	werden.	Die	Kosten	für	Arzneimittel	und	Verbandmittel	sowie	Heilmittel	und	Hilfsmit-
tel	können	in	voller	Höhe	erstattet	werden.	Leistungen	nach	den	Sätzen	1	bis	5	werden	erbracht,	so-
weit	diese	Bedarfe	nicht	durch	bestehende	gesetzliche	oder	private	Versicherungen	oder	staatliche	
Leistungen	des	Wohnsitzstaates	im	Wohnsitzstaat	gedeckt	werden	können.	§	28	Absatz	3	findet	keine	
Anwendung.	Ist	im	Staat	des	Wohnsitzes	weder	eine	Leistung	zweckentsprechend	der	Leistung	des	
Krankengeldes	der	Sozialen	Entschädigung	oder	der	Beihilfe	bei	einer	erheblichen	Beeinträchtigung	
der	Erwerbsgrundlage	zu	verwirklichen,	noch	können	Geschädigte	diesen	Bedarf	durch	einen	beste-
henden	privaten	oder	gesetzlich	bestehenden	Versicherungsschutz	decken	und	entsteht	ihnen	hie-
raus	ein	Nachteil,	wird	den	Geschädigten	eine	Leistung	in	Form	der	Zahlung	eines	Krankengeldes	der	
Sozialen	Entschädigung	oder	eine	Beihilfe	bei	erheblicher	Beeinträchtigung	der	Erwerbsgrundlage	
erbracht,	wie	sie	ihm	auch	bei	einem	Wohnsitz	oder	gewöhnlichem	Aufenthalt	im	Inland	gezahlt	wor-
den	wäre.	
(4)	Bei	Pflegebedürftigkeit	im	Sinne	des	§	71	Absatz	1	kann	ein	Pflegegeld	in	Höhe	der	Leistungen	

nach	§	37	des	Elften	Buches	erbracht	werden.	Kosten	für	ergänzende	Leistungen	nach	§	75	Absatz	2	
werden	nur	dann	erstattet,	wenn	entsprechende	Sachleistungen	auch	im	Wohnsitzstaat	vorgesehen	
sind.	
(5)	Leistungen	bei	Blindheit	nach	§	82	werden	erbracht.	
(6)	Entschädigungszahlungen	nach	Kapitel	9	werden	erbracht,	soweit	der	Leistungszweck	erreicht	

werden	kann.	Der	Leistungszweck	wird	insbesondere	dann	nicht	erreicht,	wenn	der	Aufenthaltsstaat	
Zahlungen	nach	diesem	Buch	auf	eigene	Sozialleistungen	ganz	oder	teilweise	anrechnet.	Die	Sätze	1	
und	2	gelten	nicht,	wenn	ein	ausländischer	Staat	subsidiäre	Leistungen	als	Entschädigung	wegen	ei-
nes	schädigenden	Ereignisses	erbringt,	das	in	Deutschland	stattgefunden	hat.	
(7)	Geschädigte,	die	ihren	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Ausland	haben,	haben	kei-

nen	Anspruch	auf	Berufsschadensausgleich	nach	Kapitel	10	dieses	Buches.	Verlegen	Geschädigte,	für	
die	bereits	ein	monatlicher	Berufsschadensausgleich	nach	§	90	dieses	Buches	bewilligt	wurde,	ihren	
Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	ins	Ausland,	so	ist	ihnen	auf	Antrag	eine	Abfindung	in	Höhe	
des	30-fachen	des	festgestellten	monatlichen	Berufsschadensausgleiches	auszuzahlen.	Der	Antrag	auf	
Auszahlung	der	Abfindung	ist	bei	dem	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	bis	spätestens	drei	Monate	
nach	Verlegung	des	Wohnsitzes	oder	gewöhnlichen	Aufenthalts	ins	Ausland	zu	stellen.	Durch	die	Zah-
lung	der	Abfindung	nach	Satz	2	sind	alle	Ansprüche	der	Geschädigten	auf	Berufsschadensausgleich	
nach	diesem	Buch	abgegolten.	
(8)	Leistungen	zum	Lebensunterhalt	nach	§	93	können	erbracht	werden,	soweit	Berechtigte	keine	

anderweitigen	Leistungen	für	denselben	Leistungszweck,	insbesondere	aus	sozialen	Sicherungs-	und	
Fürsorgesystemen	 des	 Aufenthaltsstaates,	 erhalten.	 Art,	 Form	 und	 Umfang	 der	 Leistung	 und	 der	
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Einsatz	von	Einkommen	und	Vermögen	richten	sich	nach	den	besonderen	Verhältnissen	des	Aufent-
haltsstaates	unter	Berücksichtigung	der	notwendigen	Lebensbedürfnisse	vor	Ort.	
(9)	Die	Leistung	zur	Förderung	einer	Ausbildung	nach	§	94	wird	erbracht.39	

	
Kapitel	15	

Besonderheiten	der	Leistungserbringung	für	einzelne	Entschädigungstatbestände	
	
§	102	Leistungen	bei	Gewalttaten	im	Ausland	
(1)	Berechtigte	nach	§	15	erhalten	Leistungen	nach	Maßgabe	der	folgenden	Absätze.	
(2)	Geschädigte	erhalten	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	ausschließlich	im	Inland.	Fahrkosten	zu	

Traumaambulanzen	werden	für	Fahrten	im	Inland	übernommen.	§	101	Absatz	2	Satz	2	gilt	entspre-
chend.	
(3)	Geschädigte	erhalten	Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung	grund-

sätzlich	im	Inland.	Besteht	unmittelbar	nach	dem	schädigenden	Ereignis	ein	akuter	Behandlungsbe-
darf	im	Ausland,	so	können	Kosten,	die	anderweitig	nicht	gedeckt	sind,	nach	§	51	übernommen	wer-
den.	
(4)	Geschädigte	erhalten	Einmalzahlungen	in	Höhe	von		
1.		2	600	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	mindestens	30,	aber	weniger	als	50,	
2.		7	800	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	50	und	60,	
3.		13	000	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	70	und	80,	
4.		20	800	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	90,	
5.		28	600	Euro	bei	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	100.	
(5)	Ist	eine	Person,	bei	der	die	Voraussetzungen	nach	Absatz	1	vorliegen,	an	den	Folgen	der	Schä-

digung	gestorben,	erhalten	Hinterbliebene	eine	Einmalzahlung.	Die	Einmalzahlung	beträgt	bei	Halb-
waisen		2	600	Euro,	bei	Vollwaisen	3	500	Euro	und	bei	weiteren	Hinterbliebenen	7	800	Euro.	
(6)	Angehörige	und	Hinterbliebene	haben	Anspruch	auf	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen.	Diese	

werden	im	Inland	erbracht.	Überführungs-	und	Bestattungskosten	werden	nach	§	99	erstattet.	
(7)	 Leistungen	 aus	 anderen	öffentlichen	oder	privaten	 Sicherungs-	 oder	Versorgungssystemen	

sind	auf	die	Leistungen	nach	den	Absätzen	3	bis	6	anzurechnen.	Hierzu	zählen	auch	Leistungen	aus	
Sicherungs-	oder	Versorgungssystemen,	insbesondere	Systemen	der	Opferentschädigung	des	Staa-
tes,	in	dem	sich	die	Gewalttat	ereignet	hat.	
(8)	Leistungen	nach	den	Absätzen	2	bis	6	sind	zügig	zu	erbringen,	auch	wenn	im	Ausland	noch	

Verfahren	anhängig	sind.	Sieht	der	ausländische	Staat	Leistungen	für	Opfer	von	Gewalttaten	vor	und	
hat	eine	berechtigte	Person	einen	Antrag	auf	solche	Leistungen	nicht	gestellt,	so	können	Leistungen	
nach	den	Absätzen	3	bis	5	in	entsprechender	Anwendung	der	§§	66	und	67	des	Ersten	Buches	ganz	
oder	teilweise	versagt	werden.	
	
§	103	Leistungen	für	Zivildienstgeschädigte	und	Hinterbliebene	
Zivildienstgeschädigte	erhalten	bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	§	23		
1.		nach	Beendigung	des	Dienstverhältnisses	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung,	
2.		während	des	Dienstverhältnisses	Leistungen	des	Kapitels	4	Abschnitt	3	und	des	Kapitels	9	Ab-
schnitt	1.	

	
§	104	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	für	Zivildienstgeschädigte	
Zivildienstgeschädigte,	die	infolge	einer	Zivildienstschädigung	arbeitsunfähig	sind,	erhalten	nach	

Beendigung	des	Zivildienstverhältnisses	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung	nach	§	47	mit	fol-
genden	Maßgaben:		

	
39	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	6.	Juni	2023	(BGBl.	I	Nr.	146)	hat	Abs.	7	Satz	4	geändert.	
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1.		Zivildienstgeschädigte,	die	im	Zeitpunkt	der	Beendigung	des	Zivildienstverhältnisses	infolge	ei-
ner	Zivildienstbeschädigung	keine	Erwerbstätigkeit	ausgeübt	haben,	gelten	als	arbeitsunfähig,	
wenn	sie	nicht	oder	nur	mit	der	Gefahr,	ihren	Zustand	zu	verschlimmern,	fähig	sind,	einer	Er-
werbstätigkeit	oder	Berufsausbildung	nachzugehen.	Als	Zeitpunkt	des	Eintritts	der	Arbeitsun-
fähigkeit	gilt	der	Zeitpunkt	der	Beendigung	des	Zivildienstverhältnisses.	

2.		Als	vor	Eintritt	der	Arbeitsunfähigkeit	bezogenes	Einkommen	gelten	zehn	Achtel	der	vor	der	
Beendigung	des	Zivildienstverhältnisses	bezogenen	Geld-	und	Sachbezüge	als	Dienstpflichtiger.	
Hatte	der	Dienstpflichtige	im	letzten	Kalendermonat	vor	dem	für	den	Diensteintritt	festgesetz-
ten	Zeitpunkt	Arbeitseinkommen	bezogen,	so	ist	dieses	Einkommen	maßgebend,	sofern	das	für	
ihn	günstiger	ist.	

	
Kapitel	16	

Einsatz	von	Einkommen	und	Vermögen	
	
§	105	Grundsätze	
(1)	Die	Vorschriften	dieses	Kapitels	gelten	für	die	Besonderen	Leistungen	im	Einzelfall	nach	Kapi-

tel	11	mit	Ausnahme	der	Leistung	zur	Förderung	einer	Ausbildung	nach	§	94.	
(2)	Für	den	Begriff	und	den	Einsatz	von	Einkommen	und	Vermögen	sowie	die	Verpflichtungen	

anderer	gelten	das	Elfte	Kapitel	des	Zwölften	Buches	sowie	die	hierzu	erlassenen	Verordnungen	ent-
sprechend,	soweit	in	den	folgenden	Vorschriften	nichts	Abweichendes	geregelt	ist.	
(3)	Einkommen	und	Vermögen	sind	nicht	einzusetzen	bei	ausschließlich	schädigungsbedingtem	

Bedarf.	
(4)	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung	dürfen	nicht	von	dem	Einsatz	von	Einkommen	oder	

dem	Einsatz	oder	der	Verwertung	von	Vermögen	abhängig	gemacht	werden,	soweit	dies	im	Einzelfall	
bei	Berücksichtigung	der	besonderen	Lage	derjenigen	Person,	die	Einkommen	oder	Vermögen	einzu-
setzen	oder	zu	verwerten	hat,	oder	für	ihre	unterhaltsberechtigten	Angehörigen	unbillig	wäre.	
	
§	106	Berücksichtigung	von	Einkommen	
(1)	Nicht	als	Einkommen	zu	berücksichtigen	sind		
1.		Leistungen	nach	diesem	Buch	mit	Ausnahme	von	Leistungen,	die	dem	Ersatz	von	Einkommen	
dienen,	und	

2.		das	Hinterbliebenengeld	nach	§	844	Absatz	3	des	Bürgerlichen	Gesetzbuches.	
(2)	Übergangsgeld	und	Unterhaltsbeihilfe	gelten	nur	dann	als	Einkommen,	wenn	neben	Leistun-

gen	nach	§	62	Satz	1	Nummer	1	Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	in	Betracht	kommen.	
(3)	Als	Einkommen	gilt	neben	dem	Einkommen	der	Berechtigten	auch	das	Einkommen	der	nicht	

dauernd	getrennt	lebenden	Ehegatten	oder	der	Personen,	die	mit	Berechtigten	eine	eheähnliche	Le-
bensgemeinschaft	führen,	soweit	es	die	für	die	Berechtigten	maßgebliche	Einkommensgrenze	nach	
§	107	Absatz	1	übersteigt.	Bei	minderjährigen	unverheirateten	Berechtigten	ist	zur	Deckung	des	Be-
darfs	auch	das	Einkommen	der	Eltern	oder	eines	Elternteils	einzusetzen,	bei	denen	die	Berechtigten	
leben.	Abweichend	von	Satz	2	ist	Einkommen	der	Eltern	oder	eines	Elternteils	nicht	zu	berücksichti-
gen,	solange	Berechtigte	schwanger	sind	oder	mindestens	ein	Kind	bis	zur	Vollendung	seines	sechs-
ten	Lebensjahres	betreuen.	Zahlungen	auf	Grund	eines	bürgerlich-rechtlichen	Unterhaltsanspruches	
sind	insoweit	Einkommen	der	Berechtigten,	als	das	Einkommen	der	Unterhaltspflichtigen	die	für	sie	
nach	§	107	Absatz	1	zu	ermittelnde	Einkommensgrenze	übersteigt.	Ist	ein	Unterhaltsbetrag	gericht-
lich	festgesetzt,	sind	die	darauf	beruhenden	Zahlungen	Einkommen	der	Berechtigten.	
	
§	107	Einkommensgrenze	
(1)	Einkommen	der	Berechtigten	ist	nur	einzusetzen,	soweit	es	während	der	Dauer	des	Bedarfs	im	

Monat	eine	Einkommensgrenze	übersteigt.	Abweichend	von	den	in	§	85	Absatz	1	des	Zwölften	Buches	
genannten	Beträgen	sind	hierbei	zu	berücksichtigen		
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1.		als	Grundbetrag	ein	Betrag	in	Höhe	des	Dreifachen	der	Regelbedarfsstufe	1	nach	der	Anlage	zu	
§	28	des	Zwölften	Buches,	

2.		die	Aufwendungen	für	die	Unterkunft	sowie	
3.		als	Familienzuschlag	ein	Betrag	in	Höhe	von	90	Prozent	der	Regelbedarfsstufe	1	für	nicht	ge-
trennt	lebende	Ehegatten	und	für	jede	Person,	die	von	Berechtigten	oder	deren	nicht	getrennt	
lebenden	Ehegatten	überwiegend	unterhalten	wird.	

Die	Einkommensgrenze	nach	den	Sätzen	1	und	2	beträgt	höchstens	das	Achtfache	der	Regelbedarfs-
stufe	1	zuzüglich	eines	Betrags	in	Höhe	von	75	Prozent	des	jeweiligen	Familienzuschlags.	
(2)	Ist	bei	minderjährigen	unverheirateten	Berechtigten	zur	Deckung	des	Bedarfs	auch	das	Ein-

kommen	der	Eltern	oder	eines	Elternteils	einzusetzen,	so	werden	die	Einkommen	Berechtigter	und	
ihrer	Eltern	oder	eines	Elternteils	unabhängig	voneinander	betrachtet.	Dabei	gilt	für	die	Berechtigten	
die	sich	aus	Absatz	1	ergebende	Einkommensgrenze.	Für	die	Eltern	oder	den	Elternteil	gilt	eine	eigene	
Einkommensgrenze,	bei	deren	Ermittlung	die	in	Absatz	1	genannten	Beträge	zu	berücksichtigen	sind.	
Werden	beide	Einkommensgrenzen	überschritten,	so	ist	vorrangig	das	Einkommen	der	Berechtigten	
einzusetzen.	
(3)	Die	Absätze	1	und	2	gelten	nicht	bei	Leistungen	zum	Lebensunterhalt.	

	
§	108	Berücksichtigung	von	Vermögen	
(1)	Entschädigungszahlungen	nach	Kapitel	9	und	die	Einmalzahlungen	nach	§	102	Absatz	4	und	5	

sind	nicht	als	Vermögen	einzusetzen.	
(2)	Von	Berechtigten	selbst	oder	zusammen	mit	ihren	Angehörigen	genutztes	Wohneigentum	im	

Sinne	des	§	17	Absatz	2	des	Wohnraumförderungsgesetzes	ist	nicht	zu	verwerten.	
(3)	Bei	minderjährigen	unverheirateten	Berechtigten	ist	zur	Deckung	des	Bedarfs	auch	Vermögen	

der	Eltern	oder	eines	Elternteils	einzusetzen	oder	zu	verwerten.	Abweichend	von	Satz	1	ist	Vermögen	
der	Eltern	oder	eines	Elternteils	nicht	einzusetzen	oder	zu	verwerten,	solange	Berechtigte	schwanger	
sind	oder	mindestens	ein	Kind	bis	zur	Vollendung	seines	sechsten	Lebensjahres	betreuen.40	
	
§	109	Verordnungsermächtigung	
Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	wird	ermächtigt,	im	Einvernehmen	mit	dem	Bun-

desministerium	der	Finanzen,	durch	Rechtsverordnung,	die	der	Zustimmung	des	Bundesrates	bedarf,	
zu	bestimmen,	welche	weiteren		
1.		Einkünfte	nicht	als	Einkommen	zu	berücksichtigen	sind	und	wie	das	Einkommen	im	Einzelnen	
zu	berechnen	ist,	

2.		Beträge	von	dem	Einkommen	abzusetzen	sind	sowie	
3.		Vermögensgegenstände	 als	 Schonbeträge	 zu	 berücksichtigen	 und	 in	welcher	 Höhe	 kleinere	
Barbeträge	oder	sonstige	Geldwerte	nicht	als	Vermögen	einzusetzen	oder	zu	verwerten	sind.41	

	
Kapitel	17	
Anpassung	

	
§	110	Höhe	und	Zeitpunkt	der	Anpassung,	Verordnungsermächtigung	
(1)	Die	Höhe	der	Entschädigungszahlungen	nach	Kapitel	9,	der	Betrag	nach	§	89	Absatz	8	Satz	1	

sowie	die	Höhe	der	Einmalzahlungen	nach	§	102	Absatz	4	und	5	werden	jeweils	entsprechend	dem	
Prozentsatz	angepasst,	um	den	sich	der	aktuelle	Rentenwert	in	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	
verändert.	

	
40	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	6	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2328)	hat	die	Vorschrift	geän-

dert.	
41	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	20.	Dezember	2019	in	Kraft	getreten.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Vierzehntes	Buch	Sozialgesetzbuch	(SGB	XIV)	(Stand:	01.01.2024)	 42	

(2)	Die	sich	durch	die	Anpassung	ergebenden	Beträge	sind	bis	0,49	Euro	auf	volle	Euro	abzurun-
den	und	ab	0,50	Euro	auf	volle	Euro	aufzurunden.	
(3)	Die	Anpassung	erfolgt	durch	Rechtsverordnung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Sozi-

ales	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	jeweils	zum	gleichen	Zeitpunkt,	zu	dem	die	Renten	der	gesetz-
lichen	Rentenversicherung	angepasst	werden.	
(4)	Die	Anpassung	nach	Absatz	1	wirkt	sich	nicht	auf	bereits	ausgezahlte	Leistungen	aus,	insbe-

sondere	nicht	auf	die	Abfindung	nach	den	§§	84	und	86.	
	

Kapitel	18	
Organisation,	Durchführung	und	Verfahren	

	
Abschnitt	1	

Organisation	und	Durchführung	
	
§	111	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	
Träger	der	Sozialen	Entschädigung	sind	die	Länder.42	

	
§	112	Sachliche	Zuständigkeit	
Sachlich	zuständig	sind	die	nach	Landesrecht	bestimmten	Behörden.	Die	Zuständigkeit	kann	auf	

gemeinsame	Behörden	oder	auf	andere	Träger	übertragen	werden.43	
	
§	113	Örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Die	örtliche	Zuständigkeit	der	Behörden	nach	§	112	bestimmen	die	Länder.	
(2)	Bei	der	Entschädigung	von	Opfern	einer	Gewalttat	nach	den	§§	13	bis	15,	bei	der	Entschädigung	

von	Berechtigten	nach	§	21	sowie	den	Leistungen	an	Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	
dieser	Personen	ist	dasjenige	Land	zuständig,	in	dem	die	berechtigte	Person	ihren	Wohnsitz,	bei	Feh-
len	eines	Wohnsitzes	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat.	
(3)	Für	die	Festsetzung	nach	§	8	Absatz	2	ist	das	Land	zuständig,	das	über	die	Ansprüche	aus	dem	

letzten	schädigenden	Ereignis	entscheidet.	
(4)	Bei	der	Entschädigung	von	Berechtigten	nach	§	23	ist	dasjenige	Land	zuständig,	 in	dem	die	

antragstellende	Person	zum	Zeitpunkt	des	Dienstbeginns	ihren	Wohnsitz,	bei	Fehlen	eines	Wohnsit-
zes	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat.	
(5)	Bei	der	Entschädigung	nach	§	24	ist	dasjenige	Land	zuständig,	in	dem	die	ursächliche	Schutz-

impfung	oder	andere	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe	vorgenommen	wurde.	Wurde	die	ur-
sächliche	 Schutzimpfung	 oder	 andere	 Maßnahme	 der	 spezifischen	 Prophylaxe	 auf	 Grund	 einer	
Rechtsverordnung	nach	§	20i	Absatz	3	des	Fünften	Buches	im	Ausland	vorgenommen,	ist	dasjenige	
Land	zuständig,	in	dem	die	Antragstellerin	oder	der	Antragsteller	zum	Zeitpunkt	der	Antragstellung	
ihren	oder	seinen	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat,	oder,	wenn	im	Zeitpunkt	der	Antrag-
stellung	ein	Wohnsitz	oder	gewöhnlicher	Aufenthalt	im	Geltungsbereich	dieses	Gesetzes	nicht	vor-
handen	ist,	ist	dasjenige	Land	zuständig,	in	dem	die	Antragstellerin	oder	der	Antragsteller	zuletzt	ih-
ren	oder	seinen	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	gehabt	hat	oder	in	dem	die	Behörde	oder	
die	Einrichtung	ihren	Sitz	hat,	für	die	die	Antragstellerin	oder	der	Antragsteller	oder	deren	oder	des-
sen	Angehörige	oder	deren	oder	dessen	Angehöriger	tätig	ist	oder	war.	

	
42	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
43	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
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(6)	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung,	die	
der	Zustimmung	des	Bundesrates	bedarf,	die	örtliche	Zuständigkeit	für	Personen,	die	ihren	Wohnsitz	
oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Ausland	haben,	zu	bestimmen.44	
	
§	114	Aufgaben	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales	
(1)	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	wirkt	auf	die	bundeseinheitliche	Durchführung	

dieses	Buches	durch	geeignete	Maßnahmen	hin.	
(2)	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	nimmt	die	Aufgaben	der	zentralen	Kontakt-

stelle	im	Sinne	des	Artikels	16	der	Richtlinie	2004/80/EG	wahr.	
	

Abschnitt	2	
Verfahren	zur	Prüfung	des	Leistungsanspruchs	

	
§	115	Erleichtertes	Verfahren	bei	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	
(1)	Leistungen	der	Schnellen	Hilfen	werden	in	der	Regel	im	Erleichterten	Verfahren	erbracht.	
(2)	Im	Erleichterten	Verfahren	genügt	es,	wenn	eine	summarische	Prüfung	ergibt,	dass	die	antrag-

stellende	Person	nach	dem	Recht	der	Sozialen	Entschädigung	anspruchsberechtigt	sein	kann.	Dabei	
ist	der	im	Antrag	dargelegte	Sachverhalt	als	wahr	zu	unterstellen,	wenn	nicht	dessen	Unrichtigkeit	
offensichtlich	ist.	
(3)	Im	Erleichterten	Verfahren	wird	weder	eine	Feststellung	über	die	Richtigkeit	oder	Unrichtig-

keit	des	von	der	antragstellenden	Person	vorgetragenen	Sachverhaltes	noch	über	das	Bestehen	oder	
Nichtbestehen	weiterer,	über	die	Schnellen	Hilfen	hinausgehende	Ansprüche	getroffen.45	
	
§	116	Weiteres	Verfahren	
(1)	Nach	der	Entscheidung	im	Erleichterten	Verfahren	wird	geprüft,	ob	Ansprüche	auf	Leistungen	

der	Sozialen	Entschädigung	bestehen,	es	sei	denn,	die	antragstellende	Person	hat	den	Antrag	aus-
drücklich	auf	Schnelle	Hilfen	beschränkt.	
(2)	Ergibt	die	weitere	Prüfung,	dass	keine	Leistungsansprüche	der	Sozialen	Entschädigung	beste-

hen,	wird	der	Antrag	abgelehnt.	Zugleich	wird	der	Verwaltungsakt,	der	zuvor	im	Erleichterten	Ver-
fahren	ergangen	ist,	mit	Wirkung	für	die	Zukunft	widerrufen.	
(3)	Ergibt	die	weitere	Prüfung,	dass	Leistungsansprüche	der	Sozialen	Entschädigung	bestehen,	

erging	 im	Erleichterten	Verfahren	aber	ein	nicht	begünstigender	Verwaltungsakt,	wird	der	 im	Er-
leichterten	Verfahren	ergangene	Verwaltungsakt	widerrufen	und	über	den	Antrag	neu	entschieden.46	
	
§	117	Beweiserleichterungen	
(1)	Die	Angaben	der	antragstellenden	Person,	die	sich	auf	die	mit	der	Schädigung	im	Zusammen-

hang	stehenden	Tatsachen	beziehen,	sind,	wenn	Beweismittel	nicht	vorhanden	oder	nicht	zu	beschaf-
fen	oder	ohne	Verschulden	der	antragstellenden	Person	oder	ihrer	Hinterbliebenen	verlorengegan-
gen	sind,	der	Entscheidung	zu	Grunde	zu	legen,	soweit	sie	nach	den	Umständen	des	Falles	glaubhaft	
erscheinen.	

	
44	ERLÄUTERUNG	
	 Abs.	6	ist	bereits	am	20.	Dezember	2019	in	Kraft	getreten.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	28.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	1174)	hat	Abs.	5	Satz	2	geändert.	
	 Artikel	10	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	6	geändert.	
45	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
46	ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	
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(2)	Eine	Tatsache	erscheint	glaubhaft,	wenn	bei	mehreren	ernstlich	in	Betracht	zu	ziehenden	Mög-
lichkeiten	das	Vorliegen	einer	davon	relativ	am	wahrscheinlichsten	ist,	weil	nach	Gesamtwürdigung	
aller	Umstände	besonders	viel	für	diese	Möglichkeit	spricht.	
(3)	Die	Verwaltungsbehörde	kann	von	der	antragstellenden	Person	in	besonderen	Fällen	die	Ab-

gabe	einer	eidesstattlichen	Versicherung	verlangen.	
	
§	118	Beiziehung	von	Unterlagen	und	Anhörung	
(1)	Mit	Einwilligung	der	antragstellenden	Person	kann	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	zur	

Aufklärung	des	Sachverhalts	von	öffentlichen,	freien	gemeinnützigen	und	privaten	Krankenhäusern	
sowie	 Krankenhäusern	 öffentlich-rechtlicher	 Körperschaften	 und	 Trägern	 der	 Sozialversicherung	
Krankenpapiere,	Aufzeichnungen,	Krankengeschichten,	Sektions-	und	Untersuchungsbefunde	sowie	
Röntgenbilder	im	erforderlichen	Maße	zur	Einsicht	beiziehen.	Die	Verwaltungsbehörde	hat	für	die	
Wahrung	des	ärztlichen	Berufsgeheimnisses	Sorge	zu	tragen.	Unter	denselben	Voraussetzungen	kann	
die	 Verwaltungsbehörde	 von	 privaten	 Ärztinnen	 und	 Ärzten	 und	 anderen	 Therapeutinnen	 und	
Therapeuten,	die	die	antragstellende	Person	behandeln	oder	behandelt	haben,	Auskünfte	einholen	
und	Untersuchungsunterlagen	zur	Einsicht	beziehen.	
(2)	Die	Verwaltungsbehörde	ist	befugt,	von	den	Auskunftspersonen	die	eidesstattliche	Versiche-

rung	zu	verlangen,	dass	sie	nach	bestem	Wissen	die	reine	Wahrheit	gesagt	und	nichts	verschwiegen	
haben.	In	gleicher	Weise	kann	von	den	Sachverständigen	die	eidesstattliche	Versicherung	verlangt	
werden,	dass	sie	das	Gutachten	unparteiisch	und	nach	bestem	Wissen	erstattet	haben.	
(3)	Ist	die	Anhörung	vor	den	zuständigen	Verwaltungsbehörden	mit	Schwierigkeiten	verbunden,	

namentlich	wegen	der	Entfernung	des	Aufenthaltsorts	der	zu	hörenden	Personen	vom	Sitz	der	Ver-
waltungsbehörde,	 so	 kann	 eine	 andere	 Verwaltungsbehörde	 und,	 wenn	 die	 Anhörung	 vor	 dieser	
ebenfalls	Schwierigkeiten	unterläge,	eine	andere	Behörde	um	die	Erledigung	ersucht	werden.	Das-
selbe	gilt	bei	Gefahr	im	Verzug.	
	
§	119	Vorzeitige	Leistungen	und	vorläufige	Entscheidung	
(1)	Bevor	die	Anspruchsvoraussetzungen	nach	§	4	festgestellt	sind,	können	Geschädigte	Leistun-

gen	der	Krankenbehandlung	sowie	Leistungen	zur	Teilhabe	und	Besondere	Leistungen	im	Einzelfall	
erhalten.	
(2)	Kann	nach	dem	Ergebnis	der	Ermittlungen	über	den	Anspruch	oder	dessen	Umfang	noch	nicht	

endgültig	entschieden	werden,	sind	jedoch	die	Voraussetzungen	für	die	Bewilligung	einzelner	Leis-
tungen	mit	Wahrscheinlichkeit	gegeben,	kann	über	die	Erbringung	vorläufig	entschieden	werden.	Vo-
raussetzung	hierfür	ist,	dass	ein	Antrag	auf	vorläufige	Entscheidung	vorliegt	und	ein	berechtigtes	In-
teresse	an	der	vorläufigen	Entscheidung	besteht.	Umfang	und	Grund	der	Vorläufigkeit	 sind	 in	der	
Entscheidung	anzugeben.	Nach	Abschluss	der	Ermittlungen	ist	unverzüglich	die	endgültige	Entschei-
dung	zu	treffen.	
	

Abschnitt	3	
Weitere	Regelungen	

	
§	120	Ansprüche	gegen	Schadensersatzpflichtige	
(1)	§	116	des	Zehnten	Buches	gilt	für	den	Übergang	eines	Anspruchs	der	oder	des	Berechtigten	auf	

Ersatz	eines	Schadens	auf	den	oder	die	jeweiligen	Kostenträger	der	Sozialen	Entschädigung	entspre-
chend.	
(2)	Ein	Ersatzanspruch	kann	nicht	zum	Nachteil	der	oder	des	Berechtigten	geltend	gemacht	wer-

den.	Dies	gilt	insbesondere,	wenn	die	Schadensersatzleistungen	der	Schädigerin	oder	des	Schädigers	
oder	eines	Dritten	nicht	ausreichen,	um	den	gesamten	Schaden	zu	ersetzen.	In	diesen	Fällen	sind	die	
Schadensersatzansprüche	der	oder	des	Berechtigten	vorrangig	gegenüber	den	Ansprüchen	des	Kos-
tenträgers.	
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(3)	Von	der	Geltendmachung	des	Ersatzanspruchs	kann	abgesehen	werden,	wenn	diese	keinen	
Erfolg	verspricht.	
(4)	Die	Krankenkassen	haben	der	Verwaltungsbehörde	die	Tatsachen	mitzuteilen,	aus	denen	sich	

ergibt,	dass	ein	Dritter	den	Schaden	verursacht	hat.	Auf	Anfrage	haben	die	Krankenkassen	und	die	
Unfallkassen	 der	 Länder	 der	 Verwaltungsbehörde	Angaben	 darüber	 zu	machen,	 in	welcher	Höhe	
ihnen	Kosten	für	Leistungen	der	Krankenbehandlung	entstanden	sind.	Keine	Angaben	sind	erforder-
lich	für	nichtstationäre	ärztliche	Behandlungen	und	die	Versorgung	mit	Arzneimitteln	und	Verband-
mitteln.	
	
§	121	Erstattung	von	Leistungen	durch	öffentlich-rechtliche	Stellen	
Hat	ein	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	Leistungen	erbracht	und	stellt	sich	nachträglich	heraus,	

dass	eine	andere	öffentlich-rechtliche	Stelle,	die	nicht	Leistungsträger	nach	§	12	des	Ersten	Buches	
ist,	zur	Leistung	verpflichtet	gewesen	wäre,	hat	die	zur	Leistung	verpflichtete	Stelle	die	Aufwendun-
gen	zu	erstatten.	Der	Umfang	der	Erstattung	richtet	sich	nach	den	Rechtsvorschriften,	die	für	die	ver-
pflichtete	Stelle	gelten.	
	
§	122	Überzahlung	von	Geldleistungen	nach	dem	Tod	der	oder	des	Berechtigten	
Hat	der	Träger	der	Sozialen	Entschädigung	Geldleistungen	für	die	Zeit	nach	dem	Tod	der	oder	des	

Berechtigten	zu	Unrecht	erbracht,	gilt	§	118	Absatz	3	bis	4a	des	Sechsten	Buches	Sozialgesetzbuch	
entsprechend.	
	
§	122a	Zahlung	
Die	Leistungen	nach	§	3	Satz	1	Nummer	5	bis	7	sowie	11	und	12	werden	in	Monatsbeträgen	zuer-

kannt,	auf	volle	Eurobeträge	aufgerundet	und	monatlich	im	Voraus	gezahlt.	Die	Leistung	nach	§	48	
wird	tageweise	zuerkannt.47	
	

Kapitel	19	
Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	

	
§	123	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	
Unter	der	Bezeichnung	„Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung“	führt	das	Bundesamt	für	Soziale	

Sicherung	die	Aufgaben	nach	§	124	aus.	Dabei	unterliegt	es	der	Fachaufsicht	des	Bundesministeriums	
für	Arbeit	und	Soziales.	
	
§	124	Aufgaben	der	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	
(1)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	nimmt	Aufgaben	des	Bundes	auf	dem	Gebiet	der	

Sozialen	Entschädigung	nach	Maßgabe	der	folgenden	Absätze	wahr.	
(2)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	ist	zuständig	für	die		
1.		Aufgaben	nach	§	60	Absatz	6,	§	60a	Absatz	6	und	§	80	Absatz	3	Satz	3,	
2.		Aufgaben	der	zentralen	Behörde	 im	Sinne	des	Artikels	12	Satz	2	des	Europäischen	Überein-
kommens	vom	24.	November	1983	über	die	Entschädigung	für	Opfer	von	Gewalttaten	(BGBl.	
1996	II	S.	1120,	1121)	und	

3.		Aufgaben	 als	 Unterstützungsbehörde	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 3	 Absatz	 1	 der	 Richtlinie	
2004/80/EG.	

(3)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	unterstützt	die	Länder	zur	Wahrung	der	bundes-
einheitlichen	Gesetzesanwendung	bei	der	Aus-	und	Fortbildung	im	Bereich	der	Sozialen	Entschädi-
gung.	

	
47	QUELLE	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	18a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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(4)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	unterstützt	als	Kompetenzzentrum	für	Soziale	Ent-
schädigung	das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	bei	Aufgaben	der	Qualitätssicherung	und	
bei	der	bundeseinheitlichen	Durchführung	der	Sozialen	Entschädigung	insbesondere	durch		
1.		die	Begleitung	der	Umsetzung	und	Fortschreibung	der	Rechtsverordnung	nach	§	40,	
2.		die	Organisation	von	Veranstaltungen	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales	für	Mit-
arbeiterinnen	und	Mitarbeiter	der	Behörden	und	der	Personen,	die	Leistungen	der	Schnellen	
Hilfen	erbringen,	

3.		die	Organisation	von	Erfahrungsaustauschen	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales	
für	Personen,	die	an	der	Durchführung	dieses	Buches	beteiligt	sind,	

4.		die	Entwicklung	von	Arbeitshilfen	und	Formularen,	
5.		das	Führen	eines	Verzeichnisses	von	 im	Sozialen	Entschädigungsrecht	erfahrenen	medizini-
schen	Gutachtern,	

6.		das	Erstellen	und	Führen	der	amtlichen	Statistik	nach	§	126,	
7.		die	Erstellung	des	Berichts	nach	§	132	sowie	
8.		die	Abwicklung	von	Forschungsprojekten	im	Bereich	der	Sozialen	Entschädigung.	
(5)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	erledigt	weitere	Aufgaben	des	Bundes,	die	mit	den	

in	den	Absätzen	2	bis	4	genannten	Aufgaben	zusammenhängen	und	mit	deren	Durchführung	sie	vom	
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	beauftragt	wird.	
(6)	Die	Wahrnehmung	der	Aufgaben	nach	Absatz	4	Nummer	2	bis	5	kann	die	Bundesstelle	für	So-

ziale	Entschädigung	ganz	oder	teilweise	auf	Dritte	übertragen	oder	sich	bei	der	Wahrnehmung	der	
Aufgaben	nach	§	60	Absatz	6	und	nach	Absatz	4	Nummer	2	bis	8	durch	Dritte	unterstützen	lassen.48	
	
§	125	Fachbeirat	Soziale	Entschädigung	
(1)	Der	Fachbeirat	berät	das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	und	die	Bundesstelle	für	

Soziale	Entschädigung	in	grundsätzlichen	Fragen	der	Aufgabenwahrnehmung	im	Bereich	der	Sozia-
len	Entschädigung.	
(2)	Mitglieder	des	Fachbeirats	sind:		
1.		 fünf	Vertreterinnen	oder	Vertreter	von	Verbänden,	die	die	Interessen	von	Gruppen	der	Berech-
tigten	der	Sozialen	Entschädigung	wahrnehmen,	

2.		 fünf	Vertreterinnen	oder	Vertreter	der	Länder	und	
3.		vier	Vertreterinnen	oder	Vertreter	der	Wissenschaft,	die	sich	mit	den	medizinischen,	psychi-
schen	und	sozialen	Folgen	schädigender	Ereignisse	im	Sinne	dieses	Buches	beschäftigen.	

Die	Vertreterinnen	oder	Vertreter	der	Länder	werden	auf	gemeinsamen	Vorschlag	der	Länder	er-
nannt.	
(3)	Die	Mitglieder	des	Fachbeirats	werden	für	einen	Zeitraum	von	drei	Jahren	vom	Bundesminis-

terium	für	Arbeit	und	Soziales	ernannt.	Das	Bundesministerium	für	Gesundheit	hat	ein	Vorschlags-
recht	zur	Benennung	eines	Mitglieds	für	die	Wahrnehmung	der	Interessen	von	Impfgeschädigten.	Das	
Bundesministerium	für	Familie,	Senioren,	Frauen	und	Jugend	hat	ein	Vorschlagsrecht	zur	Benennung	
eines	Mitglieds	 für	die	Wahrnehmung	der	Interessen	der	Betroffenen	von	sexualisierter	Gewalt	 in	
Kindheit	und	Jugend.	Scheidet	ein	Mitglied	vorzeitig	aus,	wird	für	den	Rest	der	Amtszeit	eine	Nach-
folgerin	oder	ein	Nachfolger	berufen.	
(4)	Die	Mitglieder	des	Fachbeirats	sind	ehrenamtlich	tätig.	Sie	haben	Anspruch	auf	Erstattung	ih-

rer	notwendigen	Auslagen.	
(5)	Der	Fachbeirat	arbeitet	auf	der	Grundlage	einer	Geschäftsordnung,	die	das	Bundesministerium	

für	Arbeit	und	Soziales	erlässt.	
(6)	Die	Geschäftsführung	des	Fachbeirats	erfolgt	durch	die	Bundesstelle	 für	Soziale	Entschädi-

gung.	

	
48	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	18b	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	2	Nr.	1	und	

Abs.	6	geändert.	
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Kapitel	20	

Statistik	und	Bericht	
	
§	126	Amtliche	Statistik	
(1)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	erstellt	eine	amtliche	Statistik		
1.		zur	Zahl	der	Leistungsempfängerinnen	und	Leistungsempfänger	sowie	
2.		zu	den	Ausgaben	und	Einnahmen	der	Sozialen	Entschädigung.	
(2)	Grundlage	der	amtlichen	Statistik	sind	die	Daten,	die	der	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädi-

gung	von	den	Trägern	der	Sozialen	Entschädigung	übermittelt	werden.	
(3)	Die	 Bundesstelle	 für	 Soziale	 Entschädigung	 legt	 die	 amtliche	 Statistik	 kalenderhalbjährlich	

dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	vor	und	veröffentlicht	sie	in	geeigneter	Form.	
	
§	127	Erhebungsmerkmale	
(1)	Zur	Beurteilung	der	Auswirkungen	dieses	Buches	und	zu	dessen	Fortentwicklung	werden	fol-

gende	Merkmale	erhoben:	
1.		das	Geschlecht	der	leistungsberechtigten	Person,	
2.		das	Land	und	die	Kennnummer	des	zuständigen	Trägers	der	Sozialen	Entschädigung,	
3.		die	Zugehörigkeit	zu	den	Empfängergruppen:	
a)		Geschädigte,	aufgegliedert	nach	dem	Grad	der	Schädigungsfolgen,	
b)		Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende,	

4.		die	Art	des	schädigenden	Ereignisses:	
a)		Gewalttat,	aufgegliedert	nach	
aa)		Gewalttat	im	Inland	oder	
bb)		Gewalttat	im	Ausland,	

b)		Weltkriegsauswirkungen	und	Fälle	nach	§	139,	
c)		Schutzimpfung	oder	eine	andere	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe,	
d)		Ereignis	im	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes,	
e)		Gewahrsam	im	Sinne	des	Häftlingshilfegesetzes,	
f)		 rechtsstaatswidrige	Verwaltungsmaßnahme	im	Sinne	des	Verwaltungsrechtlichen	Rehabi-
litierungsgesetzes,	

g)		rechtsstaatswidrige	Entscheidung	oder	Maßnahme	im	Sinne	des	Strafrechtlichen	Rehabili-
tierungsgesetzes,	

5.		die	Zahl	der	Anträge	im	Erhebungsmonat,	aufgegliedert	nach	Empfängergruppen,	
6.		die	Zahl	der	im	Erhebungsmonat	erledigten	Anträge,	aufgegliedert	nach	
a)		Leistungsempfängergruppen	und	
b)		der	Art	der	Erledigung,	aufgegliedert	nach	
aa)		Ablehnung,	
bb)		Bewilligung,	
cc)		 Rücknahme	des	Antrags	und	
dd)		sonstige	Erledigung,	

7.		die	Zahl	der	Fälle	im	Erhebungsmonat	mit	
a)		Ausübung	des	Wahlrechts	nach	§	152	Absatz	1	oder	
b)		Überführung	nach	§	152	Absatz	4.	

(2)	In	den	von	der	Richtlinie	2004/80/EG	erfassten	Fällen	werden	zudem	folgende	Merkmale	er-
hoben:	
1.		die	Staatsangehörigkeit	der	Person,	die	eine	Entschädigungsleistung	erhält,	
2.		der	Staat,	in	dem	die	gesundheitliche	Schädigung	eingetreten	ist,	
3.		Art	und	Umfang	der	Entschädigungsleistung,	
4.		Zahl	der	Ablehnungen	und	
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5.		die	 Dauer	 des	 Verwaltungsverfahrens	 einschließlich	 eines	 etwaigen	 Widerspruchsverfah-
rens.49	

	
49	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	
	 01.01.2027.—Artikel	11	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	
	 	 „(1)	Zur	Beurteilung	der	Auswirkungen	dieses	Buches	und	zu	dessen	Fortentwicklung	werden	folgende	

Merkmale	erhoben:	
1.		 das	Geschlecht,	das	Geburtsjahr	und	der	gewöhnliche	Aufenthaltsort	der	leistungsberechtigten	Per-

son,	
2.		 das	Land	und	die	Kennnummer	des	zuständigen	Trägers	der	Sozialen	Entschädigung,	
3.		 die	Zugehörigkeit	zu	den	Empfängergruppen:	

a)		Geschädigte,	aufgegliedert	nach	dem	Grad	der	Schädigungsfolgen,	
b)		Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende,	

4.		 die	Art	des	schädigenden	Ereignisses:	
a)		Art	der	Gewalttat,	aufgegliedert	nach	Gruppen	von	Straftatbeständen	und	Täter-Opfer-Beziehung	

sowie	
aa)		 Gewalttat	im	Inland	oder	
bb)		 Gewalttat	im	Ausland,	

b)		Weltkriegsauswirkungen	und	Fälle	nach	§	139,	
c)		 Schutzimpfung	oder	eine	andere	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe,	aufgegliedert	nach	

aa)		 Datum	der	Schutzimpfung	oder	der	anderen	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe,	
bb)		 Bezeichnung	und	Chargen-Bezeichnung	des	 Impfstoffes	oder	der	 anderen	Maßnahme	der	

spezifischen	Prophylaxe	sowie	
cc)		 Name	der	Krankheit,	gegen	die	geimpft	oder	eine	andere	Maßnahme	der	spezifischen	Pro-

phylaxe	getroffen	wurde,	
d)		Ereignis	im	Zusammenhang	mit	der	Ableistung	des	Zivildienstes,	
e)		Gewahrsam	im	Sinne	des	Häftlingshilfegesetzes,	
f)		 rechtsstaatswidrige	 Verwaltungsmaßnahme	 im	 Sinne	 des	 Verwaltungsrechtlichen	 Rehabilitie-

rungsgesetzes,	
g)		 rechtsstaatswidrige	 Entscheidung	 oder	 Maßnahme	 im	 Sinne	 des	 Strafrechtlichen	 Rehabilitie-

rungsgesetzes,	
5.		 das	Vorliegen	des	Krankenversicherungsverhältnisses	und	die	Angabe,	ob	es	sich	um	eine	gesetzliche	

oder	private	Krankenversicherung	handelt,	
6.		 die	Art	und	Anzahl	der	erbrachten	einmaligen	Leistungen	im	Laufe	des	Erhebungsmonats	sowie	die	

Art	und	Anzahl	der	erbrachten	laufenden	Leistungen	zum	letzten	Tag	des	Erhebungsmonats,	
7.		 die	Zahl	der	Anträge	im	Erhebungsmonat,	aufgegliedert	nach	Empfängergruppen,	
8.		 die	Zahl	der	im	Erhebungsmonat	erledigten	Anträge,	aufgegliedert	nach	

a)		Leistungsempfängergruppen	und	
b)		der	Art	der	Erledigung,	aufgegliedert	nach	

aa)		 Ablehnung,	
bb)		 Bewilligung,	
cc)		 Rücknahme	des	Antrags	und	
dd)		 sonstige	Erledigung,	

9.		 die	Zahl	der	Fälle	im	Erhebungsmonat	mit	
a)		Ausübung	des	Wahlrechts	nach	§	152	Absatz	1	oder	
b)		Überführung	nach	§	152	Absatz	4.	

	 	 (2)	In	den	von	der	Richtlinie	2004/80/EG	erfassten	Fällen	werden	zudem	folgende	Merkmale	erhoben:	
1.		 die	Staatsangehörigkeit	der	Person,	die	eine	Entschädigungsleistung	erhält,	
2.		 der	Staat,	in	dem	die	gesundheitliche	Schädigung	eingetreten	ist,	
3.		 Art	und	Umfang	der	Entschädigungsleistung,	
4.		 Zahl	der	Ablehnungen	und	
5.		 die	Dauer	des	Verwaltungsverfahrens	einschließlich	eines	etwaigen	Widerspruchsverfahrens.	

	 	 (3)	Zusätzliche	Erhebungsmerkmale	von	Absatz	1	Nummer	6	sind:	
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1.		 Schnelle	Hilfen,	aufgegliedert	nach	

a)		Leistungen	des	Fallmanagements	und	
b)		Leistungen	in	einer	Traumaambulanz,	aufgegliedert	nach	

aa)		 Anzahl	der	Sitzungen,	
bb)		 Dolmetscherkosten	und	
cc)		 Fahrkosten,	

2.		 Leistungen	der	Krankenbehandlung	der	Sozialen	Entschädigung,	aufgegliedert	nach	
a)		ergänzenden	Leistungen	der	Krankenbehandlung,	
b)		Versorgung	mit	Hilfsmitteln,	
c)		 Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung,	
d)		Beihilfen	bei	erheblicher	Beeinträchtigung	der	Erwerbsgrundlage,	
e)		Zuschüssen	bei	Zahnersatz,	
f)		 Erstattung	von	Kosten	bei	selbstbeschaffter	Krankenbehandlung,	
g)		Erstattung	von	Kosten	für	Krankenbehandlung	bei	vorübergehendem	Auslandsaufenthalt,	
h)		Beiträgen	zur	Arbeitsförderung,	zur	gesetzlichen	Rentenversicherung	und	zur	Alterssicherung	

sowie	
i)		 Reisekosten,	soweit	diese	nicht	nach	§	57	Absatz	2	Nummer	3	und	Absatz	3	Nummer	3	von	der	

zuständigen	Krankenkasse	erbracht	werden,	
3.		 Leistungen	zur	Teilhabe,	aufgegliedert	nach	

a)		Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben,	
b)		unterhaltssichernden	und	anderen	ergänzenden	Leistungen,	
c)		 Leistungen	zur	Teilhabe	an	Bildung	und	
d)		Leistungen	zur	Sozialen	Teilhabe,	

4.		 Leistungen	bei	Pflegebedürftigkeit,	aufgegliedert	nach	
a)		Leistungen	nach	dem	Elften	Buch	mit	Ausnahme	der	vollstationären	Pflege,	
b)		vollstationärer	Pflege	nach	§	43	des	Elften	Buches,	
c)		 ergänzenden	Leistungen	nach	§	75,	
d)		häuslicher	Pflege	im	Arbeitgebermodell,	

5.		 Leistungen	bei	Blindheit,	
6.		 Entschädigungszahlungen	an	Geschädigte,	aufgegliedert	nach	

a)		monatlichen	Entschädigungszahlungen	und	
b)		Abfindungen,	

7.		 Entschädigungszahlungen	an	Witwen	und	Witwer	sowie	an	hinterbliebene	Partnerinnen	und	Part-
ner	einer	eheähnlichen	Gemeinschaft,	aufgegliedert	nach	
a)		monatlichen	Entschädigungszahlungen	und	
b)		Abfindungen,	

8.		 monatliche	Entschädigungszahlungen	an	Waisen,	
9.		 monatliche	Entschädigungszahlungen	an	hinterbliebene	Eltern,	
10.		 Berufsschadensausgleich,	
11.		 Besondere	Leistungen	im	Einzelfall,	aufgegliedert	nach	

a)		Leistungen	zum	Lebensunterhalt,	
b)		der	Leistung	zur	Förderung	einer	Ausbildung,	
c)		 Leistungen	zur	Weiterführung	des	Haushalts	und	
d)		Leistungen	in	sonstigen	Lebenslagen,	

12.		 Leistungen	bei	Überführung	und	Bestattung,	aufgegliedert	nach	
a)		Überführung	und	
b)		Bestattung,	

13.		 Ausgleich	in	Härtefällen	und	
14.		 Leistungen	nach	den	Vorschriften	zu	Besitzständen	mit	Ausnahme	der	§§	143	und	151,	aufgeglie-

dert	nach	
a)		der	Zugehörigkeit	zu	den	Empfängergruppen	

aa)		 Geschädigte,	
bb)		 Nichtgeschädigte	mit	eigenem	Anspruch	oder	
cc)		 Nichtgeschädigte	mit	mittelbarem	Anspruch,	

b)		der	jeweiligen	Vorschrift	zu	Besitzständen	des	Kapitels	23	und	
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§	128	Erhebungsmerkmale	zu	den	Ausgaben	und	Einnahmen	der	Sozialen	Entschädigung	
Zur	Beurteilung	der	Auswirkungen	dieses	Buches	und	zu	dessen	Fortentwicklung	wird	jeweils	die	

Gesamtsumme	der	Ausgaben	und	die	Gesamtsumme	der	Einnahmen	der	Sozialen	Entschädigung	er-
hoben,	aufgegliedert	nach	den	in	§	127	Absatz	1	Nummer	4	genannten	Arten	des	schädigenden	Ereig-
nisses.50	
	
§	129	Hilfsmerkmale	
Hilfsmerkmale	sind:		
1.		Name	und	Anschrift	des	Auskunftspflichtigen	sowie	
2.		Name,	Telefonnummer	und	E-Mail-Adresse	der	für	eventuelle	Rückfragen	zur	Verfügung	ste-
henden	Person.	

	
§	130	Stichtag	für	die	Erhebungen	
Stichtag	für	die	Erhebungen	ist	der	letzte	Kalendertag	des	jeweiligen	Monats.	

	
§	131	Auskunftspflicht,	Übermittlung	statistischer	Daten	
(1)	Für	die	Erhebungen	besteht	Auskunftspflicht.	Auskunftspflichtig	sind	die	für	die	Durchführung	

der	Sozialen	Entschädigung	sachlich	zuständigen	Stellen.	Die	Angaben	zu	den	Hilfsmerkmalen	nach	
§	129	Nummer	2	sind	freiwillig.	
(2)	Die	Auskunftspflichtigen	übermitteln	die	Datensätze	aus	der	Erhebung	monatlich	in	elektroni-

scher	Form	an	die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung.	Diese	Daten	dürfen	bei	der	Bundesstelle	
für	Soziale	Entschädigung	ausschließlich	für	statistische	Zwecke	und	durch	eine	von	Verwaltungsauf-
gaben	räumlich,	organisatorisch	und	personell	getrennte	Einheit	genutzt	werden.	
(3)	Die	Bundesstelle	für	Soziale	Entschädigung	stellt	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Sozi-

ales	die	monatlichen	Meldungen	unverzüglich	in	elektronischer	Form	für	die	Verwendung	gegenüber	
den	gesetzgebenden	Körperschaften,	für	Forschungsprojekte	zur	Evaluierung	dieses	Buches	und	zur	
Weiterentwicklung	des	Sozialen	Entschädigungsrechts	und	für	Zwecke	der	Planung	zur	Verfügung,	
jedoch	nicht	für	die	Regelung	von	Einzelfällen.	Die	in	Satz	1	genannten	Daten	kann	die	Bundesstelle	
für	Soziale	Entschädigung	den	Trägern	der	Sozialen	Entschädigung	sowie	Kranken-,	Pflege-	und	Un-
fallkassen	zur	Planung	der	Leistungserbringung	und	-abrechnung	zur	Verfügung	stellen.	
(4)	Datensätze	nach	Absatz	2	dürfen	auch	dann	in	tabellarischer	Form	an	die	Bundesstelle	für	So-

ziale	Entschädigung	übermittelt	werden,	wenn	Tabellenfelder	nur	einen	einzigen	Fall	ausweisen.	Ta-
bellen,	deren	Tabellenfelder	nur	einen	einzigen	Fall	ausweisen,	dürfen	nur	dann	übermittelt	werden,	

	
c)		 Art	des	schädigenden	Ereignisses.	

50	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	
	 01.01.2027.—Artikel	11	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	
	 	 „Zur	 Beurteilung	 der	 Auswirkungen	 dieses	 Buches	 und	 zu	 dessen	 Fortentwicklung	werden	 folgende	

Merkmale	zu	den	Ausgaben	und	Einnahmen	der	Sozialen	Entschädigung	erhoben:	
1.		 die	Ausgaben	für	die	Erstattung	an	Krankenkassen	nach	§	60,	
2.		 die	weiteren	Ausgaben,	aufgegliedert	nach	den	in	§	127	Absatz	3	genannten	zusätzlichen	Erhebungs-

merkmalen,	und	
3.		 die	Einnahmen,	jeweils	im	Inland	und	Ausland,	aufgegliedert	nach	den	Einnahmearten:	

a)		Übergang	und	Überleitung	von	Ansprüchen,	
b)		Erstattungsansprüche	zwischen	den	Leistungsträgern,	
c)		 Rückforderungen	gegenüber	Erben	und	Geldinstituten	bei	Überzahlungen	im	Todesfall,	
d)		Tilgung	von	Darlehen	und	
e)		Zinsen	von	Darlehen.“	
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wenn	sie	nicht	differenzierter	als	auf	Regierungsbezirksebene,	bei	Stadtstaaten	auf	Bezirksebene,	auf-
bereitet	sind.51	
	
§	132	Bericht	
(1)	Die	Bundesregierung	legt	dem	Deutschen	Bundestag	einen	Bericht	über	die	Auswirkungen	die-

ses	Buches	sowie	über	die	gegebenenfalls	notwendige	Weiterentwicklung	dieser	Vorschriften	vor.	
Der	Bericht	darf	keine	personenbezogenen	Daten	enthalten.	
(2)	Der	Bericht	ist	erstmals	bis	zum	1.	Januar	2028	und	sodann	alle	vier	Jahre	vorzulegen.	

	
Kapitel	21	

Kostentragung	
	
§	133	Aufteilung	der	Kosten	zwischen	Bund	und	Ländern	
Der	Bund	trägt	die	Ausgaben	für	Geldleistungen	wegen	schädigender	Ereignisse	im	Geltungsbe-

reich	dieses	Buches	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	Unterabschnitt	1	zu	40	Prozent,	die	Länder	zu	60	Pro-
zent.	Die	Ausgaben	für	Sachleistungen	tragen	die	Länder	in	voller	Höhe.	Geldbeträge,	die	zur	Abgel-
tung	oder	an	Stelle	einer	Sachleistung	gezahlt	werden,	gehören	nicht	zu	den	Geldleistungen.	Soweit	
die	Kostenträgerschaft	bei	den	Ländern	liegt,	ist	Kostenträger	das	nach	§	113	zuständige	Land.	
	
§	134	Kostentragung	durch	den	Bund	
(1)	Der	Bund	trägt	die	Ausgaben	für	Leistungen	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	Unterabschnitt	1	in	

voller	Höhe,	wenn	der	oder	die	Geschädigte	zur	Tatzeit	den	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	
nicht	im	Geltungsbereich	dieses	Buches	hatte.	Das	Gleiche	gilt,	wenn	die	Schädigung	auf	einem	deut-
schen	Schiff,	einem	deutschen	Luftfahrzeug	oder	an	einem	Ort	im	Ausland	eingetreten	ist.	
(2)	Der	Bund	trägt	die	Ausgaben	für	Leistungen	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	Unterabschnitt	2	und	

Unterabschnitt	3	in	voller	Höhe.	
	
§	135	Kostentragung	durch	die	Länder	
(1)	Die	Länder	tragen	die	Ausgaben	für	Leistungen	nach	Kapitel	2	Abschnitt	2	Unterabschnitt	4	in	

voller	Höhe.	
(2)	Verpflichtet	zur	Zahlung	der	Entschädigung	nach	§	24	ist	das	nach	§	113	Absatz	5	zuständige	

Land.	
	
§	136	Kostentragung	beim	Zusammentreffen	von	Ansprüchen	
In	den	Fällen	des	§	8	Absatz	2	sind	die	Kosten,	die	durch	das	Hinzutreten	einer	weiteren	Schädi-

gung	verursacht	werden,	von	dem	Land	zu	tragen,	das	für	die	Entscheidung	über	Ansprüche	aus	der	
weiteren	Schädigung	zuständig	ist.	Das	gilt	entsprechend	für	den	Bund,	soweit	dieser	nach	allgemei-
nen	Regeln	die	Kosten	zu	tragen	hat.	
	

Kapitel	22	
Übergangsvorschriften	

	
§	137	Zeitlicher	Geltungsbereich	
Dieses	Buch	gilt	für	Anträge	auf	Leistungen	der	Sozialen	Entschädigung,	die	ab	dem	1.	Januar	2024	

gestellt	werden,	soweit	die	Vorschriften	dieses	Kapitels	nichts	Abweichendes	bestimmen.	
	
§	138	Besonderer	zeitlicher	Geltungsbereich	für	Opfer	von	Gewalttaten	

	
51	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	3	geändert.	
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(1)	Personen,	die	in	der	Zeit	vom	16.	Mai	1976	bis	31.	Dezember	2023	geschädigt	worden	sind,	
erhalten	Leistungen	nach	diesem	Buch,	wenn	die	Voraussetzungen	nach	dem	Opferentschädigungs-
gesetz	in	der	zum	Tatzeitpunkt	geltenden	Fassung	erfüllt	waren.	Wurde	die	Schädigung	durch	meh-
rere	Taten	herbeigeführt,	findet	diese	Vorschrift	Anwendung,	wenn	die	letzte	Tat	in	dem	in	Satz	1	
genannten	Zeitraum	stattgefunden	hat.	
(2)	Hinterbliebene	einer	in	der	Zeit	vom	16.	Mai	1976	bis	31.	Dezember	2023	geschädigten	Person	

erhalten	Leistungen	nach	diesem	Buch,	wenn	für	die	geschädigte	Person	die	Voraussetzungen	nach	
Absatz	1	erfüllt	waren.	
(3)	Personen,	die	in	der	Zeit	vom	23.	Mai	1949	bis	15.	Mai	1976	geschädigt	worden	sind,	erhalten	

Leistungen	nach	diesem	Buch,	wenn	sie		
1.		die	Voraussetzungen	nach	dem	Opferentschädigungsgesetz	in	der	zum	31.	Dezember	2023	gel-
tenden	Fassung	erfüllen,	

2.		allein	in	Folge	dieser	Schädigung	einen	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	mindestens	50	haben,	
3.		bedürftig	sind	und	
4.		 ihren	Wohnsitz	oder	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Inland	haben.	

Bedürftig	sind	Personen,	wenn	sie	nicht	oder	nicht	ausreichend	in	der	Lage	sind,	ihren	Lebensunter-
halt	aus	ihrem	Einkommen	und	Vermögen	zu	decken.	Für	den	Einsatz	von	Einkommen	und	Vermögen	
gilt	Kapitel	16.	Die	Entschädigung	umfasst	alle	nach	diesem	Buch	vorgesehenen	Leistungen	mit	Aus-
nahme	des	Berufsschadensausgleichs.	
(4)	Hinterbliebene	einer	in	der	Zeit	vom	23.	Mai	1949	bis	15.	Mai	1976	geschädigten	Person	er-

halten	Leistungen	für	Hinterbliebene	nach	diesem	Buch,	solange	sie	bedürftig	sind	und	ihren	Wohn-
sitz	oder	ständigen	Aufenthalt	im	Inland	haben.	Absatz	3	Satz	2	und	3	gilt	entsprechend.	
(5)	In	dem	in	Artikel	3	des	Einigungsvertrages	genannten	Gebiet	gilt	dieses	Buch	nur	für	Ansprü-

che	aus	Taten,	die	nach	dem	2.	Oktober	1990	begangen	worden	sind.	Die	Absätze	1	und	2	gelten	ent-
sprechend.	Die	Absätze	3	und	4	gelten	mit	der	Maßgabe,	dass	auf	die	Zeit	vom	7.	Oktober	1949	bis	
zum	2.	Oktober	1990	abgestellt	wird.	
(6)	Für	Taten	vor	dem	23.	Mai	1949	werden	keine	Leistungen	nach	diesem	Buch	erbracht.	In	dem	

in	Artikel	3	des	Einigungsvertrages	genannten	Gebiet	gilt	dies	für	Taten	vor	dem	7.	Oktober	1949.	
(7)	Für	Taten	im	Zeitraum	vom	1.	Januar	2021	bis	zum	31.	Dezember	2023	sollen	für	Geschädigte,	

Angehörige,	Hinterbliebene	und	Nahestehende	im	Sinne	des	§	2	die	Leistungen	nach	den	§§	31	bis	36	
erbracht	werden,	wenn	die	Voraussetzungen	nach	dem	Opferentschädigungsgesetz	in	der	zum	Tat-
zeitpunkt	geltenden	Fassung	erfüllt	sind.52	
	
§	139	Besonderer	zeitlicher	Geltungsbereich	für	Kriegsopfer	beider	Weltkriege	
Personen,	die	vor	dem	1.	Januar	2024	geschädigt	worden	sind,	erhalten	Leistungen	nach	diesem	

Buch,	wenn	die	Voraussetzungen	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	in	der	bis	zum	31.	Dezember	
2023	geltenden	Fassung	erfüllt	waren.	Die	monatliche	Entschädigungszahlung	wird	erbracht,	ohne	
dass	in	diesem	Zeitraum	geprüft	wird,	ob	die	Anspruchsvoraussetzungen	weiterhin	vorliegen.	
	
§	140	Besonderer	zeitlicher	Geltungsbereich	für	Zivildienstgeschädigte	
Personen,	die	vor	dem	1.	Januar	2024	geschädigt	worden	sind,	erhalten	Leistungen	nach	diesem	

Buch,	wenn	die	Voraussetzungen	nach	dem	Zivildienstgesetz	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2023	gel-
tenden	Fassung	erfüllt	waren.	
	
§	141	Besonderer	zeitlicher	Geltungsbereich	für	Geschädigte	durch	Schutzimpfungen	oder	
einer	anderen	Maßnahme	der	spezifischen	Prophylaxe	
Personen,	die	vor	dem	Inkrafttreten	dieses	Buches	geschädigt	worden	sind,	erhalten	Leistungen	

nach	diesem	Buch,	wenn	die	Voraussetzungen	nach	§	60	des	Infektionsschutzgesetzes	in	der	bis	zum	

	
52	ERLÄUTERUNG	
	 Abs.	7	ist	bereits	am	1.	Januar	2021	in	Kraft	getreten.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Vierzehntes	Buch	Sozialgesetzbuch	(SGB	XIV)	(Stand:	01.01.2024)	 53	

31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	erfüllt	waren.	Hinterbliebene	einer	bis	 zum	31.	Dezember	
2023	geschädigten	Person	erhalten	Leistungen	nach	diesem	Buch,	wenn	für	die	geschädigte	Person	
die	Voraussetzungen	nach	Satz	1	erfüllt	waren.	
	

Kapitel	23	
Vorschriften	zu	Besitzständen	

	
Abschnitt	1	

Grundsätze	und	Leistungen	
	
§	142	Grundsätze	
(1)	Personen,	deren	Ansprüche	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	oder	nach	einem	Gesetz,	das	

das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	anwendbar	erklärt,	in	der	bis	zum	31.	Dezem-
ber	2023	geltenden	Fassung	bis	zum	31.	Dezember	2023	bestandskräftig	festgestellt	sind,	erhalten	
diese	Leistungen	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	oder	nach	dem	Gesetz,	das	das	Bundesversor-
gungsgesetz	für	anwendbar	erklärt,	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	weiter,	soweit	
dieses	Kapitel	nichts	Abweichendes	bestimmt.	Kurzfristige	Unterbrechungen	im	Leistungsbezug	un-
mittelbar	vor	dem	31.	Dezember	2023	lassen	die	Ansprüche	auf	Leistungen	nach	Satz	1	jeweils	unbe-
rührt.	
(2)	Über	einen	bis	zum	31.	Dezember	2023	gestellten	und	nicht	bestandskräftig	beschiedenen	An-

trag	auf	Leistungen	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	oder	nach	einem	Gesetz,	das	das	Bundesver-
sorgungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	anwendbar	erklärt,	ist	nach	dem	im	Zeitpunkt	der	Antragstel-
lung	geltenden	Recht	zu	entscheiden.	Wird	hierbei	ein	Anspruch	festgestellt,	werden	ebenfalls	Leis-
tungen	nach	Absatz	1	Satz	1	erbracht.53	
	
§	143	Heil-	und	Krankenbehandlung	
(1)	Geschädigte,	deren	Anspruch	auf	Heilbehandlung	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	oder	

nach	einem	Gesetz,	das	das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	entsprechend	anwend-
bar	erklärt,	bestandskräftig	festgestellt	worden	ist,	erhalten	ab	1.	Januar	2024	Leistungen	der	Kran-
kenbehandlung	nach	Kapitel	5.	Die	§§	45,	54	bis	59	und	61	gelten	entsprechend.	
(2)	Abweichend	von	Absatz	1	erhalten	Geschädigte,	deren	Ansprüche	auf	einzelne	Leistungen	der	

Heilbehandlung	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	oder	nach	einem	Gesetz,	das	das	Bundesversor-
gungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	entsprechend	anwendbar	erklärt,	bis	zum	31.	Dezember	2023	
bestandskräftig	festgestellt	worden	sind,	diese	Leistungen	in	dem	bewilligten	Umfang.	Dies	gilt	auch	
für	Ansprüche	auf	einzelne	Leistungen	der	Heilbehandlung,	die	bis	zum	31.	Dezember	2023	bean-
tragt,	aber	noch	nicht	bestandskräftig	beschieden	worden	sind.	§	18a	des	Bundesversorgungsgeset-
zes	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	findet	auf	Leistungen	nach	den	Sätzen	1	und	2	
weiter	Anwendung.	
(3)	Personen,	deren	Ansprüche	auf	einzelne	Leistungen	der	Krankenbehandlung	nach	dem	Bun-

desversorgungsgesetz	oder	eines	Gesetzes,	das	das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	
entsprechend	anwendbar	erklärt,	bis	zum	31.	Dezember	2023	bestandskräftig	 festgestellt	worden	
sind,	erhalten	für	sich	oder	die	jeweils	berechtigten	Leistungsempfängerinnen	und	Leistungsempfän-
ger	diese	Leistungen	in	dem	bewilligten	Umfang.	Dies	gilt	auch	für	Ansprüche	auf	einzelne	Leistungen	
der	Krankenbehandlung,	die	bis	zum	31.	Dezember	2023	beantragt,	aber	noch	nicht	bestandskräftig	
beschieden	worden	sind.	§	18a	des	Bundesversorgungsgesetzes	in	der	am	31.	Dezember	2023	gelten-
den	Fassung	findet	auf	Leistungen	nach	den	Sätzen	1	und	2	weiter	Anwendung.	

	
53	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	3	aufgehoben.	
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(4)	Zuständig	für	die	Erbringung	der	Leistungen	nach	den	Absätzen	2	und	3	bleiben	die	bis	zum	
Außerkraftteten	des	Bundesversorgungsgesetzes	zuständigen	Verwaltungsbehörden	oder	Kranken-
kassen.54	
	
§	143a	Wahrnehmung	von	Pflichten	bei	der	Versorgung	mit	Hilfsmitteln	
(1)	Die	zuständige	Verwaltungsbehörde	nimmt	 für	Hilfsmittel,	die	bis	zum	31.	Dezember	2023	

nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	oder	nach	einem	Gesetz,	das	das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	
oder	teilweise	für	entsprechend	anwendbar	erklärt,	erbracht	wurden,	die	sich	aus	dem	Medizinpro-
dukterecht	ergebenden	Pflichten	wahr.	Gleiches	gilt	für	Hilfsmittel,	die	nach	§	142	Absatz	2	oder	§	
143	Absatz	2	und	3	erbracht	werden.	Die	zuständige	Verwaltungsbehörde	kann	im	Einzelfall	die	zu-
ständige	Unfallkasse	des	Landes	mit	der	Wahrnehmung	der	Pflichten	beauftragen.	
(2)	Im	Fall	einer	Beauftragung	nach	Absatz	1	Satz	3	gilt	§	61	Absatz	1	entsprechend.	§	61	Absatz	2	

gilt	entsprechend	mit	der	Maßgabe,	dass	anstelle	des	Erstattungsbetrages	die	Anschaffungskosten	
des	Hilfsmittels	zugrunde	gelegt	werden	und	die	Verwaltungskosten	einmalig	nach	Auftragserteilung	
zu	erstatten	sind.55	
	
§	144	Geldleistungen	
(1)	Berechtigte	nach	§	142	Absatz	1,	die	im	Dezember	2023	Geldleistungen	erhalten	haben,	erhal-

ten	einen	monatlichen	Betrag,	der	sich	aus	der	Summe	dieser	Geldleistungen	ergibt.	Geldleistungen	
im	Sinne	des	Satzes	1	sind	folgende	Leistungen	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz	in	der	am	31.	De-
zember	2023	geltenden	Fassung:		
1.		 die	Führzulage	nach	§	14,	
2.		 der	Berufsschadensausgleich	nach	§	30	Absatz	3	bis	12,	
3.		 die	Grundrente	nach	§	31	Absatz	1	Satz	1	und	den	§§	38,	40,	42,	45,	46,	
4.		 die	Alterszulage	nach	§	31	Absatz	1	Satz	2,	
5.		 die	Schwerstbeschädigtenzulage	nach	§	31	Absatz	4,	
6.		 die	Ausgleichsrente	nach	den	§§	32,	34,	41,	47,	
7.		 der	Ehegattenzuschlag	nach	§	33a,	
8.		 der	Kinderzuschlag	nach	§	33b,	
9.		 die	Pflegezulage	nach	§	35	Absatz	1,	
10.		 der	nach	§	35	Absatz	6	Satz	2	den	Beschädigten	und	Hinterbliebenen	von	den	Versorgungs-

bezügen	zu	belassende	Betrag,	
11.		 der	Schadensausgleich	nach	§	40a,	
12.		 der	Pflegeausgleich	nach	§	40b,	
13.		 die	Witwen-	und	Waisenbeihilfe	nach	§	48	sowie	
14.		 die	Elternrente	nach	den	§§	49	bis	52.	

Der	sich	nach	Satz	2	ergebende	Betrag	wird	um	25	Prozent	erhöht.	Bei	der	Berechnung	der	von	Ein-
kommen	beeinflussten	Leistungen	nach	Satz	2	bleiben	Anrechnungen	von	einmaligen	Leistungen	im	
Wege	der	Verrentung	unberücksichtigt.	 Ist	eine	Grundrente	kapitalisiert	nach	§	72	Bundesversor-
gungsgesetz	oder	nach	§	1	Absatz	1	Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV,	verringert	sich	der	Betrag	
nach	Satz	1	während	des	Abfindungszeitraums	um	den	kapitalisierten	Betrag.	Bei	der	Feststellung	
der	Geldleistungen	bleiben	Beträge	unberücksichtigt,	die	nach	§	65	des	Bundesversorgungsgesetzes	
zum	Ruhen	der	Versorgungsleistungen	geführt	haben.	
(2)	Der	Anspruch	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	erlischt		

	
54	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Satz	2	neu	

gefasst,	Abs.	2	Satz	3	und	Abs.	3	Satz	3	eingefügt	sowie	Abs.	5	aufgehoben.	
55	QUELLE	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	23a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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1.		bei	Witwen	und	Witwern	durch	Wiederverheiratung	einer	Witwe	oder	eines	Witwers,	
2.		bei	Waisen	durch	Wegfall	der	Voraussetzungen	nach	§	45	des	Bundesversorgungsgesetzes	in	
der	bis	zum	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung.	

Das	Erlöschen	betrifft	nur	den	von	einem	oder	einer	Berechtigten	abgeleiteten	Anspruch.	
(3)	Der	Betrag	 nach	Absatz	 1	 Satz	 1	 und	2	 verringert	 sich	 um	 folgende	Anteile,	wenn	die	An-

spruchsvoraussetzungen	der	folgend	genannten	Leistungen	dem	Grunde	nach	wegfallen:		
1.		den	Anteil	des	Ehegattenzuschlags	nach	§	33a,	
2.		den	Anteil	des	Kinderzuschlags	nach	§	33b	

des	Bundesversorgungsgesetzes	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung.	
(4)	Für	Berechtigte	nach	§	142	Absatz	2	gilt	Absatz	1	entsprechend,	wenn	für	Dezember	2023	ein	

Anspruch	auf	die	in	Absatz	1	genannten	Geldleistungen	festgestellt	wird.56	
	
§	145	Befristete	oder	auf	Zeit	erbrachte	Leistungen	
(1)	Berechtigte	nach	§	142	Absatz	1	oder	Absatz	2,	die		
1.		 im	Dezember	2023	befristete	Geldleistungen	oder	befristete	Sachleistungen	nach	dem	Bundes-
versorgungsgesetz	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	oder	nach	einem	Gesetz,	
das	das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	entsprechend	anwendbar	erklärt,	be-
zogen	haben,	und	

2.		binnen	zwei	Wochen	nach	Ablauf	der	Befristung	die	Weiterbewilligung	der	Leistung	nach	dem	
Bundesversorgungsgesetz	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	oder	nach	einem	
Gesetz,	das	das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	oder	teilweise	für	entsprechend	anwendbar	er-
klärt,	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	beantragen,	

erhalten	 die	 bezogenen	 Leistungen	 nach	 dem	Bundesversorgungsgesetz	 in	 der	 am	 31.	 Dezember	
2023	geltenden	Fassung	oder	nach	einem	Gesetz,	das	das	Bundesversorgungsgesetz	ganz	oder	teil-
weise	für	entsprechend	anwendbar	erklärt,	weiter	bis	längstens	zum	31.	Dezember	2033.	Satz	1	fin-
det	auf	Leistungen	nach	§	143	Absatz	2	und	Absatz	3	keine	Anwendung.	
(2)	Leistungen	im	Sinne	des	Absatzes	1	sind	insbesondere	folgende	Leistungen	nach	dem	Bundes-

versorgungsgesetz	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung:		
1.		die	Hilfe	zur	Pflege	nach	§	26c,	
2.		die	Leistungen	zur	Weiterführung	des	Haushalts	nach	§	26d	für	Hinterbliebene,	
3.		die	Erziehungsbeihilfe	nach	§	27,	
4.		die	Ergänzende	Hilfe	zum	Lebensunterhalt	nach	§	27a	für	Hinterbliebene	sowie	
5.		die	Eingliederungshilfe	für	Menschen	mit	Behinderungen	nach	§	27d	Absatz	1	Nummer	3.	
(3)	Soweit	die	Weiterbewilligung	der	Leistung	für	Zeiten	ab	dem	1.	Januar	2024	beantragt	wird,	

richtet	 sich	 der	 Einsatz	 von	 Einkommen	und	Vermögen	 nach	 dem	Bundesversorgungsgesetz	 und	
nach	der	Verordnung	zur	Kriegsopferfürsorge	jeweils	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fas-
sung	mit	der	folgenden	Maßgabe,	dass:		
1.		an	die	Stelle	der	Einkommensgrenze	nach	§	25e	Absatz	1	in	der	am	31.	Dezember	2023	gelten-
den	Fassung	des	Bundesversorgungsgesetzes	die	Einkommensgrenze	nach	§	107	Absatz	1	tritt,	

2.		an	die	Stelle	des	Grundbetrags	nach	§	26c	Absatz	5	Satz	1	Nummer	1	des	Bundesversorgungs-
gesetzes	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	ein	Betrag	in	Höhe	des	Vierfachen	
der	Regelbedarfsstufe	1	nach	der	Anlage	zu	§	28	des	Zwölften	Buches	tritt,	

3.		an	die	Stelle	des	Grundbetrags	nach	§	26c	Absatz	5	Satz	1	Nummer	2	des	Bundesversorgungs-
gesetzes	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	ein	Betrag	in	Höhe	des	Achtfachen	
der	Regelbedarfsstufe	1	tritt,	

	
56	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	6.	Juni	2023	(BGBl.	I	Nr.	146)	hat	Abs.	2	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	10	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Nr.	2	in	Abs.	1	Satz	2	aufgehoben	

und	Nr.	3	bis	15	in	Nr.	2	bis	14	umnummeriert.	
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4.		an	die	Stelle	der	Einkommensfreibeträge	nach	der	Verordnung	zur	Kriegsopferfürsorge	in	der	
am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	die	Einkommensfreibeträge	der	Verordnung	nach	
§	109	treten	und	

5.		bei	der	Ermittlung	der	Vermögensschonbeträge	nach	§	25f	des	Bundesversorgungsgesetzes	in	
der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	an	Stelle	des	Betrages	von		
a)		40	Prozent	 des	Bemessungsbetrages	 ein	Betrag	 in	Höhe	des	 40fachen	der	Regelbedarfs-
stufe	1	zugrunde	gelegt	wird,		

b)		35	Prozent	 des	Bemessungsbetrages	 ein	Betrag	 in	Höhe	des	 35fachen	der	Regelbedarfs-
stufe	1	zugrunde	gelegt	wird,		

c)		20	Prozent	 des	Bemessungsbetrages	 ein	Betrag	 in	Höhe	des	 20fachen	der	Regelbedarfs-
stufe	1	zugrunde	gelegt	wird	und		

d)		2	Prozent	des	Bemessungsbetrages	ein	Betrag	 in	Höhe	des	zweifachen	der	Regelbedarfs-
stufe	1	zugrunde	gelegt	wird.	

(4)	Die	Absätze	1	bis	3	gelten	nicht,	wenn	die	Leistungen	nach	Kapitel	1	bis	4	und	6	bis	22	erbracht	
werden	können	und	diese	für	die	Berechtigten	mindestens	gleichwertig	sind.57	
	
§	146	Pflegeleistungen	für	Geschädigte	
(1)	Personen,	die	Leistungen	nach	§	35	Absatz	2	und	6	des	Bundesversorgungsgesetzes	in	der	am	

31.	Dezember	2023	geltenden	Fassung	erhalten	haben	oder	nach	§	142	Absatz	2	erhalten	würden,	
erhalten	ab	dem	1.	Januar	2024	Leistungen	nach	Kapitel	7.	
(2)	Personen,	die	bis	zum	31.	Dezember	2023	Leistungen	der	Pflegezulage	nach	§	35	Absatz	1	Bun-

desversorgungsgesetz	erhalten	haben,	können	nach	Feststellung	des	monatlichen	Betrags	nach	§	144	
Leistungen	im	Sinne	des	Absatzes	1	beantragen.	Der	monatliche	Betrag	nach	§	144	ist	dann	um	den	
Betrag	zu	mindern,	der	der	Pflegezulage	nach	§	35	Absatz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	im	De-
zember	2023	entsprach.	
	
§	147	Pflegeausgleich	bei	langjähriger	schädigungsbedingter	Pflege	
Witwen	und	Witwer	erhalten	einen	monatlichen	Pflegeausgleich,	wenn		
1.		die	oder	der	Geschädigte	schädigungsbedingt	pflegebedürftig	war,	
2.		sie	die	Geschädigte	oder	den	Geschädigten	während	ihrer	Ehe	bereits	vor	Inkrafttreten	dieses	
Buches	gepflegt	haben,	

3.		die	Pflegezeit	insgesamt	mehr	als	zehn	Jahre	betragen	hat	und	
4.	 sie	nicht	einen	monatlichen	Betrag	nach	§	144	Absatz	1	erhalten,	in	dem	eine	Geldleistung	nach	
§	144	Absatz	1	Satz	2	Nummer	2	enthalten	ist.	

Der	monatliche	Pflegeausgleich	beträgt	für	jedes	Jahr	der	über	zehn	Jahre	hinausgehenden	Pflegezeit	
20	Euro.	Kalendermonate,	in	denen	die	Pflege	nicht	unentgeltlich	geleistet	wurde,	werden	dabei	nicht	
mitgezählt.	Die	anzurechnende	Gesamtpflegezeit	wird	auf	volle	Jahre	aufgerundet.58	
	
§	148	Monatliche	Entschädigungszahlung	für	Witwen	und	Witwer	bei	nicht		
schädigungsbedingtem	Tod	
(1)	Witwen	und	Witwer	eines	oder	einer	nicht	schädigungsbedingt	verstorbenen	Geschädigten	

erhalten	eine	monatliche	Entschädigungszahlung,	wenn		
1.		die	Schädigung	bereits	vor	dem	Inkrafttreten	dieses	Buches	eintrat,	

	
57	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	6	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2328)	hat	Abs.	3	Nr.	2,	3	und	5	

geändert.	
	 Artikel	10	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt	und	

Abs.	4	geändert.	
58	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	25a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Satz	1	Nr.	2	und	3	

geändert	sowie	Satz	1	Nr.	4	eingefügt.	
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2.		die	Ehe	bereits	vor	Inkrafttreten	dieses	Buches	bestand,	
3.		der	oder	die	Geschädigte	aufgrund	der	Schädigungsfolgen	gehindert	war,	eine	entsprechende	
Erwerbstätigkeit	auszuüben	und	dadurch	die	von	dem	oder	der	Geschädigten	abgeleitete	Wit-
wenrente	oder	Witwerrente	aus	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	nachweislich	um	min-
destens	10	Prozent	gemindert	ist	und	

4.	 sie	nicht	einen	monatlichen	Betrag	nach	§	144	Absatz	1	erhalten,	in	dem	eine	Geldleistung	nach	
§	144	Absatz	1	Satz	2	Nummer	13	enthalten	ist.	

(2)	Die	Voraussetzungen	des	Absatzes	1	Nummer	3	gelten	als	erfüllt,	wenn	der	oder	die	Geschä-
digte	zum	31.	Dezember	2023	Anspruch	auf		
1.		die	Grundrente	eines	Beschädigten	nach	§	31	des	Bundesversorgungsgesetzes	mit	einem	Grad	
der	Schädigungsfolgen	von	100	oder	

2.		eine	Pflegezulage	nach	§	35	Absatz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	oder	
3.		mindestens	fünf	Jahre	Berufsschadensausgleich	nach	§	30	des	Bundesversorgungsgesetzes	

hatte.	
(3)	Die	Voraussetzungen	des	Absatzes	1	Nummer	3	gelten	auch	als	erfüllt,	wenn	der	oder	die	Ge-

schädigte	nach	dem	31.	Dezember	2023	Anspruch	auf		
1.		eine	Entschädigungszahlung	eines	Geschädigten	mit	 einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	
100	nach	§	83	Absatz	1	oder	

2.		Leistungen	wegen	Pflegebedürftigkeit	nach	Kapitel	7	nach	einem	Pflegegrad	mindestens	der	
Stufe	3	oder	

3.		mindestens	fünf	Jahre	Berufsschadensausgleich	nach	Kapitel	10	
hatte.	
(4)	Der	Anspruch	auf	die	in	Absatz	2	Nummer	1	und	2	und	Absatz	3	Nummer	1	und	2	genannten	

Leistungen	muss	im	Zeitpunkt	des	Todes	des	Geschädigten	bestanden	haben.	
(5)	Die	monatliche	Entschädigungszahlung	beträgt	500	Euro.	Sie	beträgt	750	Euro	für	Witwen	und	

Witwer	von	Geschädigten	mit	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	100.	
(6)	Berechtigte	nach	Absatz	1	erhalten	auf	Antrag	eine	Abfindung	anstelle	der	monatlichen	Ent-

schädigungszahlung.	Der	Antrag	ist	innerhalb	eines	Jahres	nach	Bewilligung	der	Entschädigungszah-
lung	zu	stellen.	
(7)	Die	Abfindung	beträgt	60	000	Euro	bei	einer	monatlichen	Entschädigungszahlung	nach	Ab-

satz	5	Satz	1,	90	000	Euro	bei	einer	monatlichen	Entschädigungszahlung	nach	Absatz	5	Satz	2.	
(8)	Auf	die	Abfindung	sind	bereits	geleistete	monatliche	Entschädigungszahlungen	anzurechnen.	

Mit	der	Zahlung	der	Abfindung	sind	alle	Ansprüche	auf	die	monatlichen	Entschädigungszahlungen	
bei	nicht	schädigungsbedingtem	Tod	abgegolten.59	
	

Abschnitt	2	
Neufeststellungen	und	Anpassung	

	
§	149	Neufeststellungen	
(1)	Neufeststellungen	zur	Anspruchsberechtigung	und	zum	Grad	der	Schädigungsfolgen	erfolgen	

auf	Antrag	und	richten	sich	nach	den	Kapiteln	1	bis	22.	Neufeststellungen	können	auch	von	Amts	
wegen	erfolgen.	
(2)	Könnten	nach	Kapitel	1	bis	22	keine	oder	geringere	Leistungen	als	vor	Stellung	des	Neufest-

stellungsantrags	beansprucht	werden,	werden	mindestens	die	nach	diesem	Kapitel	vor	Stellung	des	
Neufeststellungsantrags	bezogenen	Leistungen	weiter	erbracht.	Dies	gilt	nicht,	wenn	sich	die	nicht	
mehr	bestehende	Anspruchsberechtigung	oder	der	geringere	Leistungsumfang	aus	einer	festgestell-
ten	Verringerung	des	Grades	der	Schädigungsfolgen	ergeben.	

	
59	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	25b	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	 I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Nr.	2	

und	3	geändert	sowie	Abs.	1	Nr.	4	eingefügt.	
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§	150	Anpassung,	Verordnungsermächtigung	
Der	nach	den	§§	144	und	145	festgestellte	Geldbetrag	sowie	die	Beträge	aus	den	§§	147	und	148	

werden	jeweils	entsprechend	dem	Prozentsatz	angepasst,	um	den	sich	der	aktuelle	Rentenwert	in	der	
gesetzlichen	 Rentenversicherung	 verändert.	 Die	 sich	 nach	 Satz	 1	 ergebenden	 Beträge	 sind	 bis	
0,49	Euro	auf	volle	Euro	abzurunden	und	ab	0,50	Euro	auf	volle	Euro	aufzurunden.	Die	Anpassung	
erfolgt	durch	Rechtsverordnung	des	Bundesministeriums	für	Arbeit	und	Soziales	mit	Zustimmung	
des	Bundesrates	jeweils	zum	gleichen	Zeitpunkt,	zu	dem	die	Renten	der	gesetzlichen	Rentenversiche-
rung	angepasst	werden.	
	

Abschnitt	3	
Vertrauensschutz	für	die	Absicherung	gegen	Krankheit	

	
§	151	Absicherung	gegen	Krankheit	
(1)	Personen,	die	bis	zum	1.	Januar	2024	nach	§	10	des	Bundesversorgungsgesetzes	oder	in	ent-

sprechender	Anwendung	des	§	10	des	Bundesversorgungsgesetzes	Leistungen	der	Heil-	oder	Kran-
kenbehandlung	für	Nichtschädigungsfolgen	erhalten	haben,	haben	hinsichtlich	der	Behandlung	von	
Nichtschädigungsfolgen	Anspruch	auf	Leistungen	bei	Krankheit	nach	dem	Dritten	Kapitel	des	Fünften	
Buches.	§	44	Absatz	2	gilt	entsprechend.	Ansprüche	nach	§	143	bleiben	von	Satz	1	unberührt.	Die	
Leistungen	nach	Satz	1	erbringt	für	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	die	Krankenkasse,	die	von	
der	Person	entsprechend	§	173	des	Fünften	Buches	gewählt	wurde.	§	175	Absatz	4	Satz	1	bis	5	des	
Fünften	Buches	gilt	entsprechend.	§	45	Satz	1	gilt	entsprechend.	Die	Berechtigten	erhalten	von	der	
gewählten	Krankenkasse	eine	elektronische	Gesundheitskarte	nach	§	291	des	Fünften	Buches.	
(2)	(weggefallen)	
(3)	Der	Anspruch	nach	Absatz	1	ruht	für	die	Dauer	einer	Mitgliedschaft	in	der	gesetzlichen	Kran-

kenversicherung.60	
	

Abschnitt	4	
Wahlrecht	

	
§	152	Wahlrecht	
(1)	Anstelle	der	Leistungen	nach	diesem	Kapitel	können	Berechtigte	nach	§	142	die	Erbringung	

von	Leistungen	nach	den	Kapiteln	1	bis	4	und	6	bis	22	mit	Ausnahme	der	§§	84	und	86	wählen.	In	
diesem	Fall	
1.		gelten	die	bisher	anerkannten	Schädigungsfolgen	sowie	die	Feststellung	des	Grades	der	Schä-
digungsfolgen	für	die	Entscheidung	über	die	Leistungen	nach	den	Kapiteln	1	bis	4	und	6	bis	22	
als	rechtsverbindlich	festgestellt;	

2.		wird	der	nach	§	87	Absatz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	zum	31.	Dezember	2023	berech-
nete	Betrag	festgesetzt	und	jährlich	unter	Berücksichtigung	des	§	110	Absatz	1,	2	und	4	ange-
passt.	Dieser	Betrag	tritt	an	die	Stelle	der	Leistung	nach	Kapitel	10.	

(2)	Das	Wahlrecht	ist	innerhalb	von	zwölf	Monaten	nach	Eintritt	der	Bestandskraft	der	Entschei-
dung	über	Leistungen	nach	diesem	Kapitel	auszuüben.	Die	Ausübung	des	Wahlrechts	ist	unwiderruf-
lich.	Sie	wirkt	zurück	auf	den	1.	Januar	2024.	Bereits	erbrachte	Leistungen	nach	§	144	werden	ange-
rechnet.	Die	bis	zur	Bekanntgabe	des	Bescheides	über	die	einer	berechtigten	Person	zustehenden	
Leistungen	nach	den	Kapiteln	1	bis	4	und	6	bis	22	erbrachten	Leistungen	nach	§	144	werden	auf	fol-
gende	Leistungen	angerechnet:	
1.		monatliche	Entschädigungszahlung	nach	§	83	Absatz	1,	

	
60	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	 I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Satz	6	

geändert	und	Abs.	2	aufgehoben.	
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2.		monatliche	Entschädigungszahlung	bei	schwersten	Schädigungsfolgen	nach	§	83	Absatz	2,	
3.		monatliche	Entschädigungszahlung	an	Witwen	und	Witwer	sowie	an	Partner	einer	eheähnli-
chen	Gemeinschaft	nach	§	85,	

4.		monatliche	Entschädigungszahlung	an	Waisen	nach	§	87,	
5.		monatliche	Entschädigungszahlung	an	hinterbliebene	Eltern	nach	§	88	und	
6.		Berufsschadensausgleich	nach	§	89.	
(3)	Ist	eine	Rente	kapitalisiert	nach	§	72	des	Bundesversorgungsgesetzes	oder	nach	§	1	Absatz	1	

des	Rentenkapitalisierungsgesetzes-KOV,	verringert	sich	die	Entschädigungszahlung	nach	§	83	wäh-
rend	des	Abfindungszeitraums	um	den	kapitalisierten	Betrag.	
(4)	Berechtigte	nach	§	142,	die	ausschließlich	eine	Grundrente	nach	den	§§	31,	40,	45	Absatz	1	

oder	Absatz	3	Satz	1	Buchstabe	a	bis	c	des	Bundesversorgungsgesetzes	im	Dezember	2023	erhalten	
haben,	erhalten	ab	dem	1.	Januar	2024	Leistungen	nach	den	Kapiteln	1	bis	4	und	6	bis	22	mit	Aus-
nahme	der	§§	84	und	86.	§	152	Absatz	1	Satz	2	gilt	entsprechend.	Satz	1	gilt	nicht	für	Berechtigte,	
denen	Leistungen	nach	§	143	Absatz	2	oder	Absatz	3	zustehen	oder	die	einen	Anspruch	als	Vollwaise	
nach	§	46	des	Bundesversorgungsgesetzes	haben.61	
	
§	153	Schriftform	
Die	Geltendmachung	des	Wahlrechts	bedarf	der	Schriftform	und	ist	gegenüber	dem	Träger	der	

Sozialen	Entschädigung	zu	erklären.	
	

Abschnitt	5	
Anrechnung	

	
§	154	Anrechnungsvorschrift	
Geldleistungen	nach	diesem	Kapitel	bleiben	bei	anderen	Sozialleistungen	und	bei	Leistungen	nach	

dem	 Asylbewerberleistungsgesetz	 als	 Einkommen	 unberücksichtigt,	 soweit	 sie	 den	 Betrag	 einer	
Grundrente	nach	§	31	Absatz	1	Satz	1	des	Bundesversorgungsgesetzes	in	der	am	31.	Dezember	2023	
geltenden	Fassung	nach	einem	Grad	der	Schädigungsfolgen	von	100	zuzüglich	der	seitdem	vollzoge-
nen	Anpassungen	nach	§	150	nicht	überschreiten.	
	

Abschnitt	6	
Kostentragung	und	Zuständigkeit	

	
§	155	Kostentragung	
(1)	Der	Bund	trägt	die	Kosten	 für	Leistungen	an	Personen,	deren	nach	§	142	 festgestellter	An-

spruch	am	31.	Dezember	2023		
1.		auf	 dem	 Bundesversorgungsgesetz	 oder	 dem	 Häftlingshilfegesetz	 beruhte,	 in	 Höhe	 von	
94,5	Prozent	der	Ausgaben,	die	den	Ländern	entstehen,	

2.		auf	dem	Zivildienstgesetz	beruhte,	in	voller	Höhe,	
3.		auf	dem	Opferentschädigungsgesetz	beruhte,	 in	Höhe	von	40	Prozent	der	Ausgaben,	die	den	
Ländern	durch	Geldleistungen	entstehen,	

4.		auf	dem	Opferentschädigungsgesetz	beruhte,	 in	voller	Höhe,	wenn	die	Voraussetzungen	von	
§	4	Absatz	6	des	Opferentschädigungsgesetzes	erfüllt	waren,	

5.		auf	dem	Strafrechtlichen	Rehabilitierungsgesetz	beruhte,	in	Höhe	von	65	Prozent	der	Ausga-
ben,	die	den	Ländern	durch	Geldleistungen	entstehen,	

	
61	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	6.	Juni	2023	(BGBl.	I	Nr.	146)	hat	Abs.	2	Satz	3	und	4	eingefügt.	
	 Artikel	10	Nr.	27	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	geändert	sowie	Abs.	2	

Satz	5	und	Abs.	4	eingefügt.	
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6.		auf	dem	Verwaltungsrechtlichen	Rehabilitierungsgesetz	beruhte,	in	Höhe	von	60	Prozent	der	
Ausgaben,	die	den	Ländern	durch	Geldleistungen	entstehen.	

(2)	Zu	den	Geldleistungen	gehören	nicht	solche	Geldbeträge,	die	zur	Abgeltung	oder	an	Stelle	einer	
Sachleistung	gezahlt	werden.62	
	
§	156	Pauschaliertes	Abrechnungsverfahren	
(1)	Zur	Vereinfachung	der	Abrechnung	erstattet	der	Bund	den	Ländern	in	einem	pauschalierten	

Verfahren		
1.		 für	Leistungen	nach	§	155	Absatz	1	Nummer	3	jeweils	22	Prozent	der	ihnen	entstandenen	Aus-
gaben	und	

2.		 für	Leistungen	nach	§	155	Absatz	1	Nummer	6	jeweils	57	Prozent	der	ihnen	entstandenen	Aus-
gaben.	

(2)	Der	Bund	überprüft	in	einem	Abstand	von	fünf	Jahren,	erstmals	im	Jahr	2024,	die	Vorausset-
zungen	für	die	in	Absatz	1	genannten	Quoten.	
	
§	157	Zuständigkeit	
Für	die	Durchführung	dieses	Kapitels	sind	die	nach	Landesrecht	bestimmten	Träger	zuständig.63	

	
Abschnitt	7	
Umsetzung	

	
§	158	Umsetzungsbegleitung	
Zur	Begleitung	der	Umsetzung	der	Vorschriften	zu	Besitzständen	treffen	sich	Bund	und	Länder	

einmal	jährlich,	erstmalig	zwei	Jahre	nach	Inkrafttreten	dieses	Buches,	zum	Erfahrungsaustausch,	ins-
besondere	zu		
1.		der	Wirkung	der	Regelungen	zu	Besitzständen,	
2.		der	Praktikabilität	der	Abläufe	bei	der	Umsetzung	der	Regelungen	sowie	
3.		dem	Übergang	vom	Bundesversorgungsgesetz	und	dem	Opferentschädigungsgesetz	auf	dieses	
Buch.	

Die	Erkenntnisse	sollen	bei	der	Weiterentwicklung	des	Sozialen	Entschädigungsrechts	berücksichtigt	
werden.	
	
	

	
62	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	10	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	408)	hat	Abs.	1	Nr.	4	geän-

dert.	
63	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	8	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	6.	Juni	2023	(BGBl.	I	Nr.	146)	hat	die	Vorschrift	neu	gefasst.	


